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Probleme der modernen Transplantationsmedizin I bis V 


Die Transplantationsmedizin in der Bundesrepublik 
Deutschland ist gesetzlich nicht geregelt. Nachdem 
1978 die damahge Bundesregierung einen Gesetzent- 
wurf vorgelegt hat, der die sogenannte Widerspruchs- 
lösung zur Organentnahme vorsah, der Bundesrat sich 
jedoch für die sogenannte EinwiUigungslösung ent- 
schieden hatte, verschwanden die Entwürfe in den 
Schubladen. Aus dieser Not heraus behalfen sich die 
Transplantationsmediziner/innen mit einem Kodex, 
der ihnen Kriterien für eine Transplantatenentnahme 
an die Hand geben sollte. 

Der Gesetzgeber wurde seither nicht mehr aktiv und 
die Bundesregierung vermochte auf entsprechende 
Anfragen hin da:s Bedürfnis für eine gesetzhche Rege- 
lung nicht zu erkennen. Sie argumentierte damit, daß 
der 1978 konzedierte Mangel an Organen durch die 
hohe Bereitschaft der Angehörigen Verstorbener zu 
einer Transplantatentnahme (90 Prozent) weitgehend 
behoben werden konnte und der Transplantations- 
kodex der Arbeitsgemeinschaft ausreiche, um Miß- 
brauchsformen und Kommerzialisierung der Organ- 
spende zu verhindern. 

Während dessen nahm die Entwicklung in der Trans- 
plantationsmedizin immer rasantere Formen an. Die 
Mediziner/innen beklagten den ihrer Ansicht nach 
weiter bestehenden Mangel an Organen, der sich 
durch die Wartehsten für Organempfänger/innen zu 
bestätigen scheint. „Es müßten mehr Organe gespen- 
det werden", fordert daher die Deutsche Stiftung für 
Organtansplantation und das Kuratorium für Dialyse 
und Nierentransplantation auf einem Seminar im Juni 
1989 (Zit. nach FR 10. Juni 1989). Die Mediziner/innen 
sehen ihre Chirurgie zudem nicht ausreichend unter- 
stützt, es fehle an materiellen und personellen Kapazi- 
täten. 

Für immer mehr Nieren-, Leber-, Herz- und Diabetes- 
kranke u.a.m. bietet sich die Organtransplantation in- 
zwischen als willkommene Alternative zur konventio- 
nellen Therapie, teilweise auch zur unmittelbaren Le- 
bensrettung (z. B. Knochenmark-Erkrankte, Herzkran- 


ke). Das subjektive Empfinden der Erleichterung oder 
Linderung der Erkrankung durch Transplantation, das 
hoch einzuschätzen ist, läßt die zum Teil ethisch be- 
denklichen oder medizinisch zweifelhaften Maßnah- 
men häufig in den Hintergrund treten. 

Obwohl also die medizinische Versorgung in der Bun- 
desrepubhk Deutschland den Standard mit anderen 
hochentwickelten Industrienationen durchaus hält 
bzw. diesen noch übertrifft, die Medizintechnik selbst 
weitgehend akzeptiert und die Spendebereitschaft als 
hoch eingeschätzt wird, geht das Klagen über einen 
„Mangel" an Organen weiter. Dies führte u. a. zu einer 
regen Tätigkeit auf dem kommerziellen Organmarkt - 
insbesondere machen bundesdeutsche Händler und 
Agenten international auf sich aufmerksam - und zu 
kriminellen Praktiken in Ländern der Dritten Welt, wo 
verelendete Massen als Organbank für die reichen 
Industrienationen funktionalisiert werden. Neben den 
gesellschafthch noch nicht absehbaren Konsequenzen 
einer erfolgreichen und noch expandierenden Trans- 
plantationsmedizin sind es in der Öffenthchkeit v. a. 
die vielfältigen Mißbrauchsformen der Organ „spen- 
de", die die Notwendigkeit einer gesetzlichen Rege- 
lung immer dringlicher vor Augen führen. 

Die Bundesregierung bewegt sich dabei in dem Wider- 
spruch, zum einen auf die hohe Spendebereitschaft der 
eigenen Bevölkerung und dem Transplantationskodex 
der Arbeitsgemeinschaft zu vertrauen, zum anderen 
jedoch „eine Steigerung der Zahl der Organtransplan- 
tationen (als) dringend erforderhch „zu halten" 
(Pressedienst des Bundesministeriums für Jugend, Fa- 
müie, Frauen und Gesundheit vom 16. Februar 1989). 
Bundesministerin Ursula Lehr spricht am 1. Juni 1989 
erneut von einem „Mangel", vertraut aber darauf, 
durch eine Verbreiterung der Akzeptanz von Organ- 
spendeausweisen der Kommerziahsierung der Organ- 
spende entgegenwirken zu können. Auf der Versamm- 
lung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) wieder- 
um schheßt sie in einer Resolution zur Ächtung des 
Organhandels gesetzgeberische Maßnahmen „im Be- 
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darfsfalle“ nicht aus (Informationen des Bundesmini- 
steriums vom 23. Mai 1989), zumal zu befürchten sei, 
daß die Kommerzialisierimg „reiche Patienten . . . be- 
vorzugt“ bedienen wird (Zit. FR 12. Mai 1989). 

Die Initiative der Bundesgesundheitsministerin auf der 
Versammlung der WHO hat allein appellativen Cha- 
rakter und mag dazu dienen, von fehlenden konkreten 
Maßnahmen gegen den Handel mit Organen und an- 
deren Mißbrauchsformen abzulenken. 

Bereits im November 1987 erörterten die Gesundheits- 
minister/innen der 21 Mitgliedstaaten des Europarates 
die Probleme der modernen Transplantationsmedizin, 
ohne daß die Bundesregierung sich veranlaßt gesehen 
hätte, das längst überfällige Gesetz zur Regelung der 
Transplantationsmedizin wieder auf den Weg zu brin- 
gen. Damit wird nach wie vor in einem ganz existen- 
tiellen Bereich menschlichen Lebens die medizinische, 
ethische und rechtliche Verantwortung allein in Hände 
einer bestimmten Interessengruppe, der Transplan- 
tationsmedizin, gelegt. 

Deren Bemühen zielt verständlicherweise nicht auf 
möglicherweise einschränkende gesetzliche Maßnah- 
men ab, sondern auf eine möglichst breite Akzeptanz 
der Organspende z. T. unter Zuhilfenahme der Unter- 
haltungsmedien. Die Vermeidung einer kritischen ge- 
sellschaftlichen Debatte um die Probleme der moder- 
nen Transplantationsmedizin trägt zeitweilig obskure 
Blüten. So protestierte die Universitätsleitung des Gie- 
ßener Fachbereichs für Humanmedizin gegen die Aus- 
strahlung des international ausgezeichneten Sience 
Fiction „Fleisch", der sozusagen im Vorgriff auf die 
Zukunft - die Menschenjagd von „Organjägern" zeigt 
(dpa vom 15. Juni 1989), obwohl das ZDF eine aktuali- 
sierte Kommentierung des Films vor seiner Ausstrah- 
lung vornahm. 

Die vorliegende Große Anfrage verfolgt zum einen die 
Absicht, eine Bestandsaufnahme über die medizini- 
schen und rechtlichen Probleme der modernen Trans- 
plantationsmedizin vorzunehmen, und zum anderen 
die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung vor 
Augen zu führen, Darüber hinaus soll sie dazu beitra- 
gen, die bislang nur vereinzelt, zumeist unter Betroffe- 
nen, geführte Diskussion über die soziale Dramatik 
dieser Medizintechnik zu verbreitern. 

Sie knüpft an den durch frühere Kleine Anfragen der 
Fraktion DIE GRÜNEN im Bundestag, „Organentnah- 
me" 10/6542, „Knochenmarktransplantation, Druck- 
sache 11/2803, „Hirntodbestimmung", Drucksache 11/ 
3759 und „Organhandel", Drucksache 11/3993, ge- 
wonnenen Erkenntnisstand an und vertieft die dort 
teilweise nur angerissenen Fragen und Probleme. 


Vorbemerkung 

Soweit die Große Anfrage zu den Problemen der mor- 
dernen Transplantationsmedizin vorrangig rechtliche, 
insbesondere strafrechtliche Fragen anspricht, stellt 
die Bundesregierung vorab fest; 

Die Bundesregierung bejaht die Entwicklung der 
modernen Transplantationschirurgie und begrüßt es, 
daß auch die Bevölkerung die Organübertragung in- 
zwischen weitestgehend akzeptiert hat. So ist es im 
Gegensatz zu vielen anderen Ländern in der Bundes- 
republik Deutschland durch vielfältige und umfangrei- 
che Aufklärungs- und Werbearbeit gelungen, von den 
Angehörigen Verstorbener die Zustimmung zur 
Organentnahme zu erhalten. Die Bundesregierung för- 
dert auch weiterhin über die Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung die Aufklärungs- und 
Werbearbeit des „Arbeitskreises Organspende", um 
diesen hohen Grad der Akzeptanz einer erfolgverspre- 
chenden Behandlungsmethode zu erhalten. 


Unter diesen Umständen hält es die Bundesregierung 
nach wie vor für fraglich, ob eine in einem Transplan- 
tationsgesetz gesetzlich verankerte „Widerspruchs- 
lösung" die ohnehin hohe allgemeine Bereitschaft zur 
Organspende zusätzlich fördern würde. Sie ist viel- 
mehr der Auffassung, daß sich eine „Widerspruchs- 
lösung" im Ergebnis sogar nachteilig auf die Trans- 
plantationschirurgie aus wirken könnte. Denn vorhan- 
dene Ängste und emotionale Vorbehalte des einzel- 
nen, die im persönlichen Gespräch mit dem Arzt aus- 
geräumt werden könnten, würden u. U. ohne das auf- 
klärende Gespräch zu einer Ablehnung der Organ- 
spende und damit im Falle einer „Widerspruchs- 
lösung" zu einem entsprechenden Widerspruch füh- 
ren. Zu befürchten ist ferner, daß eine „Widerspruchs- 
lösung" die in der hohen Zustimmungsrate erkennbare 
positive Einstellung der Bevölkerung zur Organspende 
durchaus nachteilig beeinflussen kann. Würden dem 
Verstorbenen aufgrund der „Widerspruchslösung" 
Organe ohne die Einwilligung der Angehörigen ent- 
nommen, könnten diese sich u. U. in ihrem Pietätsemp- 
finden verletzt fühlen. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß die Verpflichtung des Arztes, sich der 
Einwilligung des Organspenders und der Angehörigen 
im Einzelfall zu versichern, dazu beiträgt, Konfronta- 
tionen mit dem Bürger zu vermeiden, die sich letztlich 
auch nachteüig auf die Akzeptanz der Transplanta- 
tionschirurgie auswirken könnten. 

Die Bundesregierung sieht keinen Widerspruch darin, 
auf die hohe Spendenbereitschaft der Bevölkerung zu 
verweisen, die sich in der zuvor genannten hohen 
Einwilligungsquote der Angehörigen Verstorbener 
widerspiegelt, und gleichwohl eine Steigerung der 
Zahl der Organtransplantationen für erforderlich zu 
halten, da die Bereitschaft zur Organspende und das 
Aufkommen an Spenderorganen differieren. Das Ziel 
einer weiteren Steigerung des Spendenaufkommens 
ist nach Auffrassung der Bundesregierung weniger 
durch eine Steigerung der Spendenbereitschaft als 
vielmehr durch die Verbesserung von Organisation 
und Struktur des Transplantationswesens zu erreichen. 
Dies setzt eine Organisation voraus, die jeden Spender 
erfaßt und das Organ jeweils dem bestmöglichen Emp- 
fänger vermittelt. Es gilt nicht zuletzt, die Zusammen- 
arbeit der Krankenhäuser, in denen die potentiellen 
Organspender verstorben sind, mit den inzwischen 
zahlreich vorhandenen Transplantationszentren zu in- 
tensivieren. 

Es wird deshalb durch die Bundesregierung begrüßt, 
daß sich das Kuratorium für Dialyse und Nierentrans- 
plantation und die Deutsche Stiftung Organtransplan- 
tation des Prolems der verstärkten Kooperation im 
Krankenhausbereich angenommen haben und durch 
die Vermehrung der Zahl von Stellen für Koordina- 
toren sowie durch die Erarbeitung und Verteilung 
eines Handbuches „Organspende - eine gemeinsame 
Aufgabe -" an die Krankenhäuser sich verstärkt darum 
bemühen, die Akzeptanz der postmortalen Organ- 
spende bei den Klinikärzten zu erhöhen. Der benach- 
richtigte Transplantationskoordinator will im Todesfall 
die vorhandenen Konflikte aufnehmen, respektieren 
und situationsgerecht lösen. Durch die Koordination 
soll eine ethische Balance hergestellt werden, indem 
zur Trauer der Angehörigen die Hoffnung des poten- 
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tiellen Organempfängers hinzukommt. Durch über- 
sichtliche, geordnete Darstellung der Voraussetzungen 
und Handhabung der Organspende wird medizini- 
sches Handeln berechenbar gemacht und Offenheit im 
Vorgehen erreicht. Alle Schritte der Organübertra- 
gung werden offengelegt. In der notwendigen Zustim- 
mung zur Organentnahme und in der Selbstverantwor- 
tung der Ärzte liegt ein hinreichender Schutz vor Miß- 
bräuchen. 

Die Bundesregierung teüt die Auffassung der für die 
medizinische Versorgung mit Transplantaten zuständi- 
gen Gesundheitsminister und -Senatoren der Länder 
anläßlich ihrer Konferenz im November 1988 in Berlin, 
wonach auch schon der bisher erreichte Standard hin- 
sichtlich des Ausbaus der Transplantationszentren, der 
Organvermittlung und der Modalitäten der Organent- 
nahme nach den Empfehlungen der Bundesärztekam- 
mer als positiv zu beurteilen ist, andererseits in organi- 
satorischer Hinsicht weitere Verbesserungen noch 
möglich sind. Allerdings ist die Bundesregierung auch 
der Auffassung, daß auch weiterhin Fragen der Organ- 
transplantation in geeigneter Weise in den Medien 
dargestellt und an alle Bürger herangetragen werden 
sollten, um in geeigneter und verantwortlicher Weise 
über sie aufzuklären, damit die Spendenbereitschaft 
erhalten bleibt. 

Die Große Anfrage lümmt im übrigen auf breitem 
Raum auf die Probleme eines kommerziellen Organ- 
handels Bezug. Die Bundesregierung teilt die Sorge 
der Fraktion DIE GRÜNEN wegen verantwortungs- 
loser Praktiken im Zusammenhang mit einem kommer- 
ziellen Organmarkt insbesondere in der sog. Dritten 
Welt. Zwar ist nach einer Stellungnahme der Arbeits- 
gemeinschaft der Transplantationszentren in der Bun- 
desrepublik Deutschland vom 16. Dezember 1988 wie 
auch schon aufgrund der Entschließung des 87. Deut- 
schen Ärztetages vom 18. Mai 1985 weiterhin davon 
auszugehen, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
kein Transplantationszentrum bereit sein wird, an 
einer Kommerzialisierung der Organspende mitzuwir- 
ken, d. h. ein für den Verkauf bestimmtes Organ zu 
explantieren oder später auf den Käufer des Organs zu 
übertragen. Gleichwohl hat die Bundesregierung Vor- 
arbeiten zur Einführung eines strafrechtlichen Verbots 
der kommerziellen Organ Vermittlung auf genommen, 
die in die Vorlage eines Referentenentwurfs in der 
kommenden Legislaturperiode münden werden. 


I. Transplantationsgesetz 

In der Bundestagsdebatte zum Transplantationsgesetz 
am 26. April 1979 wies der damalige Bundesminister 
der Justiz Dr, Vogel darauf hin, daß in der Bundesrepu- 
blik Deutschland gesetzlich noch nicht geregelt sei, 
was in Dänemark bereits seit 1967, in Norwegen seit 
1973, in Schweden und Italien seit 1975 und in Frank- 
reich seit 1976 Gesetzeskraft erlangt habe: die Voraus- 
setzungen und Bedingungen von Organtransplantatio- 
nen. Der Justizminister begründete den Gesetzentwurf 
der damaligen Bundesregierung, die die sog. Wider- 
spruchslösung vorsah: Jede Person sollte zu Lebzeiten 
Widerspruch gegen eine Organentnahme einlegen 
können, wenn sie im Falle ihres Todes nicht für eine 
Organspende zur Verfügung stehen wolle. Außerdem 
legte der Entwurf fest, daß eine Organentnahme „erst 
drei Stunden nach dem endgültigen Stillstand des 


Kreislaufs" erfolgen dürfe. Der Tod des Spenders/der 
Spenderin müsse zweifelsfrei festgestellt sein, ein nach 
Ansicht Dr. Vogels „kein besonders kompliziertes Pro- 
blem " . 

Auf den Himtod wies der nachfolgende Sprecher hin, 
der lapidar feststellte: „Der Kreislauf tote (kommt) für 
eine Transplantatentnahme nicht mehr in Betracht". 
Über die Regelimgsbedürftigkeit des Problems stimm- 
te er mit dem Justizminister überein, jedoch bevorzuge 
seine Fraktion die sog. Einwilligungslösung, d. h. die 
zu Lebzeiten erteilte Einwilligung zur Entnahme von 
Organen im Falle des (Hirn-)Todes. Die Widerspruchs- 
lösung „bevormunde den Bürger" und werte Schwei- 
gen als Zustimmung. Eine Organ entnähme solle je- 
doch nur „aus eigener Einsicht und Überzeugung" der 
Betroffenen erfolgen. Diese Ansicht vertrat auch der 
Abgeordnete einer anderen Fraktion. „Eine Rechtferti- 
gung ärztlicher Heilmaßnahmen durch das Fehlen 
eines Widerspruchs gibt es bisher weder im Gesetz 
noch in der Rechtsprechung", kritisierte er die Alter- 
native des Widerspruchs. Auch der Sprecher einer wei- 
teren Fraktion schloß sich der Fürsprache zur Einwilli- 
gungslösung an. Er vertrat die Ansicht, daß das Persön- 
hchkeitsrecht des einzelnen „als oberster Verfassungs- 
wert" unbedingt zu schützen sei. 

Das gemeinsame Bestreben des Deutschen Bundes- 
tages galt damals der Erhöhung der Transplantations- 
frequenz und der Rechtssicherheit der betroffenen 
Patientinnen/Patienten und Ärztinnen/Ärzte. Insbe- 
sondere wurde auf die Furcht vieler Menschen hinge- 
wiesen, der Tod sei womöglich nicht korrekt festge- 
stellt worden und die Organe zu früh entnommen. 

Die damalige Debatte führte aus dem inhaltlichen Dis- 
sens einer Widerspruchs- bzw. Einwilligungslösung 
mit dem Bundesrat zu keiner gesetzlichen Regelung. 
Des weiteren konnte oder wollte man die Entschei- 
dung, ob man den Hirntod als sozialen Tod des Men- 
schen akzeptieren wolle, nicht treffen. 

1. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
den in der Debatte thematisierten Fragen der 
Todesbestimmung und der vorgeschlagenen Ge- 
setzeslösimgen ein? 

Die Bundesregierung hält daran fest, daß eine Organ- 
entnahme erst geschehen darf, wenn der Tod des 
Spenders zweifelsfrei feststeht. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sowohl die 
konventionellen Zeichen des Herzkreislauftodes wie 
auch die Zeichen des Hirntodes sichere Kriterien des 
eingetretenen Todes sind. 

Hinsichtlich der Abwägung der sog. Einwilligungs- 
und Widerspruchslösung nimmt die Bundesregierung 
auf die Vorbemerkung Bezug. 


2. Welches europäische Land - außer der Bundesre- 
publik Deutschland - verzichtet bislang auf eine 
gesetzliche Regelung für Transplantationen? 

Außer in der Bundesrepublik Deutschland ist die 
Organtransplantation gesetzlich nicht geregelt in 
Albanien, Island, Irland, Jugoslawien, Liechtenstein, 
Malta, den Niederlanden, Polen, Rumänien und der 
Schweiz. 


3. Welche der europäischen Länder mit einer gesetz- 
lichen Regelung für die Entnahme von Organen 
entschieden sich für die EinwiUigungs- bzw. 
Widerspruchslösung? 
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Eine Widerspruchslösung gilt in Belgien, der DDR, der 
Tschechoslowakei, Frankreich, Itahen, Luxemburg, 
Österreich, Portugal, Spanien, Ungarn und Zypern. Die 
Einwilligungslösung gilt in Finnland, Großbritannien, 
Norwegen und Schweden. 


4. Inwieweit läßt sich ein Zusammenhang zwi- 
schen Spendebereitschaft und Einwüligungslö- 
sung bzw. Spendebereitschaft und Widerspruchs- 
lösung nachweisen? 

Ein Zusammenhang zwischen einer bestimmen Art der 
Gesetzgebung und der Spendebereitschaft ist schwer 
festzustellen. Zu berücksichtigen wäre auch die Aktivi- 
tät staatlicher Institutionen und anderer Einrichtungen, 
denen die Organtransplantation ein Anhegen ist, und 
die ärztliche Kooperation. 

Im übrigen nimmt die Bundesregierung auf die Vorbe- 
merkung Bezug. Sie hält eine gesetzliche Regelung der 
Organtransplantation nicht für erforderlich, weil die 
Bevölkerung die Organübertragung als Behandlungs- 
methode akzeptiert hat und weitgehend spendenbereit 
ist. 


5. In ihrer Antwort auf die mündliche Frage des 
Abgeordneten Dr. de With (Drucksache 10/5908, 
S. 8/9) erklärt die Bundesregierung, sie sei „nicht 
davon überzeugt, daß eine gesetzliche Regelung 
der Transplantation zu einer Erhöhung der Trans- 
plantationsfrequenz führen würde " . 

Welche anderen Gründe als die Erhöhung der 
Transplantationsfrequenz würde die Bundesregie- 
rung für eine gesetzliche Regelung gelten lassen? 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß in der Bun- 
desrepublik Deutschland in den letzten Jahren eine 
wesentliche Steigerung der Transplantationsfrequenz 
auch ohne Transplantationsgesetz erreicht werden 
konnte. Sie ist nach wie vor der Meinung, daß andere 
Aktivitäten wie die Intensivierung der Zusammenar- 
beit zwischen den Transplantationszentren und Kran- 
kenhäusern, in denen Menschen versterben, insbeson- 
dere eine lückenlose Meldung möglicher Organspen- 
der, sowie der weitere Ausbau des Vertrauensverhält- 
nisses zwischen der Bevölkerung und diesem Bereich 
der Medizin wichtiger sind als eine Gesetzgebung zur 
Zulässigkeit der Organentnahme. 

Für die Bundesregierung sind heute weltweite Vorkeh- 
rungen gegenüber Mißbräuchen der Organtransplan- 
tation durch Kommerzialisierung das wichtigste Argu- 
ment für ein staatliches Eingreifen. 

Ein anderer Grund für eine gesetzhche - strafrecht- 
liche - Regelung wäre die Verhinderung rechts- 
widriger Praktiken bei der Organtransplantation; nach 
allen gegenwärtigen Feststellungen sind jedoch keine 
Anhaltspunkte für solche Praktiken gegeben. 


6. Hinsichtlich eines Transplantationsgesetzes ver- 
tritt die Bundesregierung (ebda.) die Ansicht, das 
positive Meinungsbild der Öffentlichkeit in bezug 
auf die Transplantationsmedizin solle durch „vor- 


handene Ängste und emotionale Vorbehalte" 
nicht negativ beeinflußt werden. „Gerade im In- 
teresse der derzeit vorhandenen Aufgeschlossen- 
heit sollte eine Konfrontation der Bevölkerung mit 
Bürgern vermieden werden, die - aus welchen 
Gründen auch immer - die Integrität des Leich- 
nams ihres Angehörigen gewahr-t wissen wollen. " 

Stellt eine gesetzliche Regelung der vielfältigen 
Problematik des Himtodes sowie der Organent- 
nahme in den Augen der Bundesregierung eine 
Gefährdung der „öffentlichen Meinung" dar? 
Wenn ja, inwieweit würde eine gesetzliche Rege- 
lung eine „Konfrontation" unter den Bürgerinnen 
und Bürgern der Bundesrepublik Deutschland 
auslösen? 

Die Bundesregierung hat die in der Frage angespro- 
chene Einschätzung lediglich im Hinbhck auf eine in 
einem Transplantationsgesetz verankerte „Wider- 
spruchslösung" abgegeben. Bei einer sog. erweiterten 
Einwilligungslösung stellt sich eine derartige Besorg- 
nis nicht. 


7. In der Entschließung vom 4. Dezember 1986 wird 
die Bundesregierung gebeten zu überprüfen, „in 
welcher Weise der Schutz menschlicher Überreste 
weiter verbessert werden kann und hierzu eine 
gesetzliche Regelung vorzubereiten". Der Bun- 
desrat schloß sich dieser Entschließung am 19. De- 
zember 1986 an. In ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage „Hirntodbestimmung" der GRÜNEN 
(Drucksache 11/3759) erklärt die Bundesregie- 
rung, die erforderlichen Prüfungen seien bislang 
„noch nicht abgeschlossen" . 

Welchen Stand haben die in Aussicht gestellten 
„umfangreichen Prüfungen" ein weiteres Jahr 
später? 

Die Bundesärztekammer hat anläßlich der Beratungen 
des Strafrechtsänderungsgesetzes zu § 168 StGB im 
Januar 1986 angekündigt, sie werde zur Verwertung 
embryonalen Materials im Rahmen von Forschung und 
Lehre umfassende Auskünfte einholen. Sie wollte 
schriftlich darlegen, in welchem Umfang embryonales 
Material für die genannten Zwecke benötigt wird. Die 
Bundesärztekammer hat im August 1989 mitgeteilt, 
daß diese Frage die Zentrale Kommission der Bundes- 
ärztekammer zur Wahrung ethischer Grundsätze in der 
Reproduktionsmedizin, Forschung an menschlichen 
Embryonen und Gentherapie beschäftigt. Sie hat ange- 
kündigt, daß das Beratungsergebnis voraussichtlich 
Anfang dieses Jahres vorgelegt wird. Bisher ist ein 
Eingang noch nicht erfolgt. Er ist Voraussetzung für die 
angekündigte Prüfung. 


8. In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage „Organ- 
entnahme" der GRÜNEN (Drucksache 10/6542) 
erwägt die Bundesregierung die Absicht, „im Rah- 
men der ärztlichen Selbstverwaltung" eine Ver- 
pflichtung zu schaffen, bei allen Verstorbenen die 
Frage einer Organentnahme „zu prüfen". 

Ist die hier zitierte Überlegung der Bundesregie- 
rung richtig interpretiert, wenn davon ausgegan- 
gen wird, daß mit „jedem Verstorbenen" nur jene 
Gruppe von Patientinnen und Patienten gemeint 
ist, bei denen aufgrund einer Hirnverletzung, 
eines Gehimschlages oder anderer wahrschein- 
lich irreversibler Schäden des menschlichen Ge- 
hirns eine Organentnahme in Erwägung gezogen 
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wird und die Herztätigkeit noch nicht ausgesetzt 
hat? 


Zunächst ist an die Gruppe von Patienten mit komplet- 
tem und irreversiblem Ausfall aller Gehirnfunktionen 
gedacht; gerade zur Entnahme von „Geweben'', d. h. 
etwa von Haut oder Knochen, sind jedoch auch Ver- 
storbene mit bereits eingetretenem irreversiblen Herz- 
kreislaufstillstand geeignet, so daß bei einer generel- 
len Regelung wohl „alle Verstorbenen" einzubeziehen 
sind. 

Aus der Antwort der Bundesregierung zu Frage 3 der 
Drucksache 10/6542 geht eindeutig hervor, daß die 
Schaffung einer evtl. Verpflichtung der Ärzte, bei 
jedem verstorbenen Patienten die Frage einer Or- 
ganentnahme zu prüfen, Angelegenheit der ärztl. 
Selbstverwaltung ist. Der Bundesregierung erscheint 
die Einführung einer solchen Verpflichtung erwägens- 
wert. ln einem Gespräch der Bundesministerin für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit mit den Vor- 
ständen der Arbeitsgemeinschaft Organtransplanta- 
tion, dem Kuratorium für Dialyse und Nierentransplan- 
tation und dem Präsidenten der Bundesärztekammer 
am 3. Juli 1989 ist diese Anregung weitergegeben 
worden. 


9. Hat die Bundesregierung diese Überlegung weiter 
verfolgt, wenn ja, mit welchen Ergebnissen? 

Eine rechtliche Verankerung der Verpflichtung der 
Ärzte zur Prüfung der Möglichkeit einer Organent- 
nahme, wie sie in einigen Bundesstaaten der USA 
eingeführt wurde, ist zwar diskutiert worden, aber sie 
wird überwiegend von der Ärzteschaft nicht favorisiert. 


10. Hätte ein Transplantationsgesetz auch für die in 
der Bundesrepublik Deutschland lebenden Aus- 
länderinnen und Ausländer Geltung? Wenn nein, 
welches ist die Rechtssituation der hier lebenden 
Ausländerinnen und Ausländer? 


Ein Transplantationsgesetz hätte auch für die in der 
Bundesrepublik Deutschland lebenden Ausländerin- 
nen und Ausländer Geltung. 


11. Zur Situation der Transplantationsmedizin in der 
Bundesrepublik Deutschland 

Wir beabsichtigen in diesem ersten Abschnitt eine Be- 
standsaufnahme über die Bedingungen und Zielvor- 
stellungen der bundesdeutschen Transplantations- 
medizin. 

Diese zählt zu den sog. Wachstumsbranchen medizini- 
scher Versorgung und wie kaum ein anderer Bereich 
berührt sie die Existenzfrage menschlichen Lebens. 
Das Innovationstempo der Medizintechnik allgemein 
hat schwindelerregende Höhen erreicht, insgesamt ge- 
sehen, von Kritikern, bringt sie die Gesellschaft „der 
Unfinanzierbarkeit des Gesundheitswesens" immer 
näher (Spiegel 11/89, S. 160). Nach Auffassung einiger 
Ärzte liegt der Sinn der Intensivmedizin heute zwi- 
schen den Extremen von „therapeutischen Nihihsmus" 
und „reahtätsfemer Omnipotenz" (zit. nach Spiegel 


5/1989). Allerdings verfügt die Transplantations- 
medizin „nur" über sog. halfway-technologies, d. h. sie 
kann nicht heilen, Gesundheit wiederherstellen, je- 
doch das Leben verlängern, den Gesundheitszustand 
zumindest vorübergehend verbessern. Dabei bewegt 
sie sich in dem Widerspruch, auf der Seite der Organ- 
empfängerin/des Organempfängers Leben retten zu 
woUen, auf der Seite der Organspenderin/des Organ- 
spenders jedoch den Tod in seinem frühesten Stadium, 
dem sog. Himtod, zu akzeptieren. 

Das in der Werbung für eine Spende so schwerwiegen- 
de Argument der Lebensrettung verfälscht jedoch die 
tatsächlich vielfältigen Motive der Transplantation, die 
eben auch der Gesundung und der Alternative z. B. zur 
Dialyse Rechnung trägt. Die Bundesregierung selbst 
weist in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage „Hirntod- 
bestimmung" auf diesen weiteren Widerspruch hin, in- 
dem sie ausführt, daß Transplantationen „nur zur Le- 
bensrettung erfolgen" (S. 6), gleichzeitig jedoch einge- 
stehen muß, daß „die auf eine Spendeniere wartenden 
Personen zumeist nicht vom Tod bedroht sind" (S. 3). 

Der stetig wachsende Bedarf liegt trotz kontinuierlich 
ansteigender Transplantationsfrequenz weiterhin über 
der verfügbaren Anzahl von Organen. Um so mehr 
chronisch oder akut Erkrankte konventionell versorgt 
werden können, um so länger die Warteliste für ein 
Tansplantat. „Je besser eine medizinische Versorgung, 
um so mehr Behandlungsbedürftige wird es geben", so 
der Präsident der Bundesärztekammer zur Entwick- 
lung auf dem Gesundheitssektor (zit. nach Spiegel 11/ 
1989, S. 156). 

1. Wie viele Menschen wurden 1980, 1985 und 1988/ 
89 vom Statistischen Bundesamt als „krank ge- 
führt", so daß diese ihren Beruf bzw. ihre regel- 
mäßigen Tätigkeiten nicht ausführen konnten? 

Im Rahmen des Mikrozensus, einer Repräsentativstati- 
stik über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt, wer- 
den Angaben über den Gesundheitszustand erfragt; 
die Auskünfte über diese Fragen sind freiwillig. 

Bei der Erhebung im April 1980 haben 9,7 Mio. Perso- 
nen angegeben, im Sinne der Befragung krank zu sein, 
d. h., sie fühlten sich am Stichtag der Befragung oder in 
dem vierwöchigen Zeitraum davon in ihrem Gesund- 
heitszustand so beeinträchtigt, daß sie ihre übliche 
Beschäftigung nicht voll ausüben konnten. Von diesen 
9,7 Mio. Personen waren 9,1 Mio. krank und 0,6 Mio. 
Personen unfallverletzt. 

Im Jahr 1985 sind solche Befragungen nicht erfolgt. 

Durch das Mikrozensus- Gesetz von 1985 wurden Er- 
hebungen über Fragen nach dem Gesundheitszustand 
der Bevölkerung für die Jahre 1986 und 1989 angeord- 
net. Im April 1986 haben insgesamt 7,3 Mio. Personen 
angegeben, unter einer gesundheitlichen Beeinträchti- 
gung zu leiden; davon bezeichneten sich 6,6 Mio. Per- 
sonen als krank und 0,8 Mio. Personen als unfallver- 
letzt. '' 

Aus der Erhebung im Jahr 1989 liegen noch keine 
Daten vor. 


2, Welches sind die 10 am häufigsten auftretenden 
Krankheiten in der Bundesrepublik Deutschland? 

In Ermangelung einer allgemeinen Morbiditätsstatistik 
kann nur auf die Angaben aus dem Mikrozensus zu- 
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rückgegriffen werden. Bei der Erhebung des Mikro- 
zensus im April 1982 - bei den späteren einschlägigen 
Erhebungen wurde die Art der Erkrankung nicht mehr 
erfragt - wurden die von den Befragten im Klartext 
angegebenen Krankheiten nach einem Verzeichnis mit 
37 vorgegebenen Krankheiten bzw. Krankheitsgrup- 
pen verschlüsselt. Danach waren die zehn am häufig- 
sten genannten Krankheiten bzw. Krankheitsgruppen: 

Krankheiten der Verdauungsorgane 
Grippe 

Rheumatismus 

Infektionen der oberen Luftwege 
Didabetes mellitus 

Herzkrankheiten (Ischämische Herzkrankheiten, Herz- 
fehler, Herzmuskelkrankheiten) 

Krankheiten des Kreislaufsystems (z.B. Arterioskle- 
rose, Hirngefäß krankheiten) ohne Bluthochdruck und 
Venenerkrankungen 

Gelenk- und Wirbelentzündung (z. B. Arthritis, Spon- 
dylitis) 

Geistige und seelische Störungen, Schwachsinn, 
Krankheiten des Nervensystems 

Krankheiten der Harn- und Geschlechtsorgane. 

3. Wie hoch ist der Anteü der chronisch Nieren-, 
Diabetes-, Leber- und Herzkranken? 


Eine Sonderauswertung des Statistischen Bundesam- 
tes aus den Ergebnissen vom April 1982 ergab fol- 
gende Anteile; 


Art der Krankheit Kranke mit einer Krankheitsdauer von 



6 Wochen 


1 Jahr 


bis unter 


und mehr 


1 Jahr 

in % 


Diabetes mellitus 

3,4 


92,7 

Ischämische 

Herzkrankheiten 

12,4 


78,1 

Sonstige 

Herzkrankheiten 

6,8 


83,9 

Leberkrankheiten 

10,4 


78,3 


Angaben über den Anteil der chronisch Nierenkran- 
ken liegen nicht vor. 

Nach einer Mitteilung des Kuratoriums für Dialyse und 
Nierentransplantation ist davon auszugehen, daß 70 
bis 80 Patienten pro Million Einwohner und Jahr we- 
gen einer terminalen, Niereninsuffizienz behandelt 
werden müssen. 


4. Welches sind die 10 am häufigsten auftretenden 
Todesursachen in den Jahren 1970, 1980 und 
1988/89 (in der Reihenfolge der Häufigkeit)? 


Die 10 am häufigsten auftretenden Todesursachen waren 1970, 1980 und 1988: 


1970 


1980 


Todesursache 

Anzahl 

der Sterbefälle 

Todesursache 

Anzahl 

der Sterbefälle 

Akuter Herzinfarkt 

65 714 

Akuter Myokardinfarkt 

84 144 

Akute aber mangelhaft bezeichnete 
Hirngefäßkrankheiten 

64 146 

Akute aber mangelhaft bezeichnete 
Hirngefäßkrankheiten 

60 961 

Sonstige Herzmuskelkrankheiten 

56 378 

Herzinsuffizienz 

53 754 

Chronische ischämische Hirngefäß- 
krankheiten 

35 713 

Sonstige Formen von chronischen ischä- 
mischen Herzkrankheiten 

40 563 

Generalisierte ischämische Hirn- 
gefäßkrankheiten 

26 920 

Sonstige mangelhaft bezeichnete Hirn- 
gefäßkrankheiten 

25 304 

Bösartige Neubildung des Magens 

23 815 

Bösartige Neubildung der Luftröhre, 
Bronchien und Lunge 

25 081 

Bösartige Neubildungen der Luft- 
röhre, Bronchien, Lunge 

20 729 

Bösartige Neubildung des Magens 

18 045 

Diabetes mellitus 

19 443 

Chronische Leberkrankheit und 
-Zirrhose 

16148 

Leberzirrhose 

14 901 

Mangelhafte Beschreibungen und 
Komplikationen von Herzkrankheiten 

16412 

Chronische Bronchitis 

12 510 

Bösartige Neubildung des Dickdarmes 

14 771 
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1988 


Todesursache 

Anzahl 

der Sterbefälle 

Akuter Myokardinfarkt 

76 679 

Sonstige Formen von chronischen 
ischämischen Herzkrankheiten 

- 56 735 

Herzinsuffizienz 

52 189 

Akute aber mangelhaft bezeichnete 
Hirngefäßkrankheiten 

51 372 

Bösartige Neubildungen der Luft- 
röhre, Bronchien und Lunge 

27 440 

Bösartige Neubildung des Dick- 
darmes 

16 879 

Sonstige und mangelhaft bezeichnete 
Hirngefäßkrankheiten 

16 353 

Bösartige Neubildung der weiblichen 
Brustdrüse 

14 686 

Bösartige Neubildung des Magens 

14 498 

Chronische Leberkrankheit und 
-Zirrhose 

14 079 


5. Die Transplantationsmedizin hat erst vor wenigen 
Jahren einen bedeutenden Stellenwert in der 
medizinischen Versorgung gewonnen. So standen 
z. B. noch 1967 „nur für zwei Dutzend" {Spiegel 
11/1989, S. 153) Nierenkranker in der Bundes- 
republik Deutschland die künstliche Blut- 
wäsche - Dialyse - zur Verfügung. Heute werden 
ca. 20 000 Nierenkranke mit der Dialyse versorgt. 
Die damit erreichte flächendeckende Versorgung 
Nierenkranker bedeutet Lebensrettung zuvor 
Todgeweihter. In der Logik der modernen Trans- 
plantationsmedizin folgt nun daraus, daß der Be- 
darf an Nieren um so größer ist, als Nierenkranke 
durch konventionelle Therapien versorgt werden 
können. 

Stimmt die Bundesregierung dieser Hypothese zu? 
Wenn ja, stimmt sie weiterhin darin zu, daß der 
absolute Bedarf an Nieren tatsächlich niemals ge- 
deckt werden kann, sondern im Gegenteil die 
Verteilungskämpfe um Spendeorgane in dem 
Maße zunehmen werden, wie andere Länder eine 
ebenfalls flächendeckende Versorgung Nieren- 
kranker mit Dialyse-Geräten erreichen werden? 
Wenn nein, welche anderen Vorstellungen liegen 
einer gesicherten Bedarfsdeckung mit Spende- 
organen zugrunde? 


Unter der Voraussetzung, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland auch weiterhin alle chronisch nierenkran- 
ken Patienten durch Dialyse versorgt werden und des- 
halb auf eine Nierentransplantation warten können, 
bis das bestgeeignete, mit den Gewebsmerkmalen des 
Empfängers optimal übereinstimmende, Organ zur 
Verfügung steht, werden die Wartelisten der Trans- 
plantationszentren allenfalls langfristig und in kleinen 
Schritten kürzer werden können. Bis auf weiteres ist 
eher von einem Anstieg der Zahl der auf den Warte- 
hsten befindlichen Patienten auszugehen. Im Jahre 
1989 ist kein weiterer Anstieg erfolgt. Was die Zahl der 


möglichen Organspender und damit der theoretisch er- 
reichbaren Zahl von zur Transplantation geeigneten 
Organen angeht, wird auf die Broschüre „Möglichkei- 
ten und Grenzen der Organtransplantation“ (Professor 
Dr. Angstwurm) verwiesen, die hierzu als bisher ein- 
zige Dokumentation dieser Art verläßliche und für die 
Hochrechnung geeignete Daten enthält. 

Ein Verteüungskampf mit anderen Ländern wird nicht 
befürchtet, wenn die Vergabe von Organen so organi- 
siert wird, daß medizinische Kriterien sie bestimmen. 


6. Derzeit stehen 6 000 bis 7 000 Nierenkranke auf 
den Wartelisten der Transplantationsmedizin. In 
ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage „Organent- 
nahme" (Drucksache 10/6542) rechnet die Bun- 
desregierung vor, daß unter optimalen Bedingun- 
gen nur 4 000 der insgesamt 20 000 Unfallopfer für 
eine Organentnahme zur Verfügung stehen. Der 
damalige Bundesminister der Justiz Dr. Vogel 
wies in der Bundestagsdebatte um ein Transplan- 
tationsgesetz am 26. April 1979 ebenfalls darauf 
hin, daß die Spendebereitschaft allein nicht mit 
der Zahl der tatsächlich verwendbaren Organe 
korreliert. 

Welche weiteren Kriterien als die Einwilligimg zur 
Organentnahme müssen für eine Transplantation 
erfüllt sein? 


In rechtlicher Hinsicht muß außer der Einwilligung zur 
Organentnahme der Tod in medizinisch einwandfreier 
Weise festgestellt sein. In tatsächlicher Hinsicht resul- 
tiert der Mangel an verfügbaren Transplantaten vor 
allem aus der Schwierigkeit, eine dem Bedarf entspre- 
chende flächendeckende Entnahme auch in periphe- 
ren Krankenhäusern zu ermöglichen. Diese Schwierig- 
keiten stehen mit der Spendenbereitschaft in keinem 
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Zusammenhang. So sieht die Bundesärztekammer 
immer wieder Veranlassung, Ärzte auf ihre erforder- 
hche Mitwirkungsbereitschaft hinzuweisen. Probleme 
liegen ferner in der personellen und finanziellen Aus- 
stattung der Krankenhäuser. 

Im übrigen wird auf die Ausführungen unter Nummer 
11/21 Bezug genommen. 


7. Wie viele Unfallopfer standen der Transplanta- 
tionsmedizin 1988/89 rechnerisch zur Verfügung, 
in wie vielen Fällen kam es zu einer Organent- 
nahme? 

8. Wie viele Unfallopfer bzw. Hirnverletzte waren im 
gleichen Zeitraum rechnerisch nötig, um den an- 
gezeigten Bedarf von z. B. 6 000 bis 7 000 Nieren 
zu erfüllen? 


Nach der in der Antwort auf Frage 5 angeführten Un- 
tersuchung kann davon ausgegangen werden, daß 
eine Zahl von etwas mehr als 3 000 Nierentransplan- 
taten sowie 600 bis 800 zur Transplantation geeigneten 
Herz- und Leberentnahmen erreichbar ist. Bezogen auf 
die Zahl der auf den Wartelisten befindhchen chro- 
nisch nierenkranken Patienten würde dies einer Ver- 
ringerung der Wartezeit von gegenwärtig durch- 
schnittlich drei Jahren auf durchschnittlich zwei Jahre 
entsprechen. 

Fortschritte in der medizinischen Entwicklung, die zu 
einem noch längeren Funktionie^;^n eines Transplan- 
tates führen werden, können die Zahl wartender 
Patienten reduzieren. Rein rechnerisch gab es 1988 
8 213 und 1989 8202 Unfallopfer. In wie vielen Fällen 
es zu Organentnahmen von Unfallopfern kam, ist stati- 
stisch nicht festgehalten. 


9. Von einigen Medizinern wird die Ansicht vertre- 
ten (vgl. „Organspende bewahrt Leben", hrsg. 
vom Arbeitskreis Organspende), daß bei einem 
Unfall „grundsätzlich" die Frage nach einer Or- 
ganspende gestellt werden sollte, wenn dies auf- 
grund der Verletzungen des Unfallopfers ange- 
zeigt sei. Mit dieser Auffassung sind die Unfallop- 
fer gleichzeitig immer auch mögliche Organ- 
spender/Organspenderinnen. 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
dieser Ansicht ein? 

Auf die Antwort zur Frage 8 in Abschnitt I wird ver- 
wiesen. 


10. Im Vorwort der Broschüre des „Arbeitskreis 
Organspende" wird ausgeführt, daß darauf hinge- 
arbeitet würde, „die notwendige Zahl von Organ- 
transplantationen, die etwa bei der Niere 1 500 im 
Jahr beträgt" (S. 7) zu erreichen. In öiner weiteren, 
ebenfalls vom Arbeitskreis Organspende heraus- 
gegebenen und vom Bundesministerium für Ju- 
gend, Famüie, Frauen und Gesundheit geförder- 
ten Publikation „Organspende bewahrt Leben" 
wiederum wird ein jährlicher Bedarf von „etwa 
2 000 Nieren", „etwa 1 600 Lebern" und „etwa 600 
Herzen" genannt (S. 2). Es ist anzunehmen, daß 
der für 1988/89 genannte Bedarf über dem zuvor 
genannten liegt. 


Wie wird der angebliche oder tatsächüche Bedarf 
an Organen ermittelt? 

Den tatsächhchen Bedarf an Lebern und Herzen abzu- 
schätzen, dürfte auch Experten schwerfallen, da dies 
nahezu ausschließlich eine Frage der Indikationsstel- 
lung ist. Bei Nieren läßt sich eine Abschätzung vorneh- 
men. Der jährliche Zugang an Neu- Nierenkranken 
hegt zur Zeit bei ca. 100 pro Milhon Bevölkerung. Von 
diesen sind ca. 50 Prozent für eine Nierentransplanta- 
tion geeignet. Hinzu ist eine Zahl zu rechnen, die sich 
aus dem Versuch ergibt, Wartelisten abzubauen. Hin- 
zuzurechnen ist die Zahl der re-zu-transplantierenden 
Patienten. 

Der „Arbeitskreis Organspende" hat die aus den 
Untersuchungen von Professor Dr. Angstwurm, Mün- 
chen, resultierenden neuen Zahlen übernommen. Er 
nimmt nunmehr ebenfalls eine mögliche Zahl von 
3 000 Nieren- und je 600 bis 800 Herz- und Lebertrans- 
plantationen an. 


11. Wie viele Nieren, Leber, Herzen, Bauchspeichel- 
drüsen wurden 1988/89 verpflanzt, im Vergleich 
zu 1985 und 1980? 


1988 wurden in der Bundesrepublik Deutschland 1788 
Nieren, 163 Lebern, 209 Herzen und 41 Bauchspeichel- 
drüsen transplantiert. 1989 konnten 1 960 Nieren-, 263 
Leber-, 244 Herz- und 44 Bauchspeicheldrüsentrans- 
plantationen durchgeführt werden. 


12. Empirischen Untersuchungen zufolge nehmen in 
fast allen modernen Industrienationen die Nieren- 
schäden zu. Die genauen Ursachen dafür seien 
nicht bekannt. Als sicher gilt jedoch, daß dabei 
auch ein langjähriger Gebrauch von Schmerzmit- 
teln eine große Rolle spielt. Jeder „fünfte bis zehn- 
te Nierenpatient" (FR 21. Januar 1984) gehöre zu 
der wachsenden Gruppe derer, die über längere 
Zeit hinweg regelmäßig Schmerzmittel eingenom- 
men hätten. Hinzu kommt, daß von den gebräuch- 
lichen Mitteln gegen Rheuma, Herzrhythmusstö- 
rungen sowie Antibiotika, Sulfonamide und Kon- 
trastmittel mehr als 200 nephro- toxische Stoffe be- 
kannt seien, die die Nieren schädigen können. 

Wie hoch ist die Summe, die 1988/89 für nicht- 
rezeptpflichtige Schmerzmittel ausgegeben wur - 1 
den (1978 ca. 300 Mio. DM)? 

Über die Summe, die 1988/89 in der Bundesrepublik 
Deutschland für nichtrezeptpflichtige Schmerzmittel 
ausgegeben wurde, liegen der Bundesregierung keine 
statistischen Angaben vor. 

Nach dem Arzneiverordnungs-Report '89, der vom 
Wissenschaftlichen Institut der Ortskrankenkassen 
herausgegeben wird, betrug der Umsatz für alle 
Schmerzmittel, wobei nicht zwischen rezeptfreien und 
rezeptpflichtigen Arzneimitteln unterschieden wird, im 
Rahmen der ärztlichen Verordnung zu Lasten der ge- 
setzlichen Krankenversicherung im Jahre 1988 329,5 
Mio. DM. Für das Jahr 1989 liegt noch keine Veröffent- 
hchung vor. 
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13. Wie viele nephro -toxische Substanzen sind nach 
den für 1984 genannten 200 hinaus bekanntge- 
worden? 

14. Ist eine Liste dieser Substanzen/Medikamente für 
Jederman/Jedefrau erhältlich? Wenn nein, warum 
nicht? 

Dem Bundesgesundheitsamt ist eine Liste von 200 
nephrotoxischen Substanzen nicht bekannt. Die Zahl 
„200" geht auf einen Bericht in der Frankfurter Rund- 
schau vom 21. Januar 1984 über einen Vortrag auf 
einem Fortbildungskongreß der Bundesapotheker- 
kammer in Davos zurück. In der gedruckten Fassung 
dieses Vortrages ist diese Zahl nicht enthalten. 

Das Bundesgesundheitsamt ist bemüht, im Rahmen 
von Forschungsprojekten, die von ihm angeregt und 
finanziert werden, Zusammenhänge zwischen Sub- 
stanzexposition und Nierenschädigungen aufzuspü- 
ren, wie durch das 1987 abgeschlossene Forschungs- 
projekt „Chronischer Schmerzmittelgebrauch als Risi- 
kofaktor für terminale Niereninsuffizienz", ver- 
öffentlicht im American Journal of Nephrology 1989, 9; 
403 bis 412, „Regular Analgesie Intake and the Risk of 
End-Stage Renal Failure", POMMER et al., sowie 
durch eine anlaufende „Retrospektive Fall-KontroU- 
Studie zum Risiko der Entwicklung maligner Nieren- 
und Urotheltumoren durch Carcinogene am Arbeits- 
platz, chronischen Analgetikagebrauch und Rauchen". 
Diese Untersuchungen ergaben keinen quantitativen 
Hinweis auf die Zahl nephrotoxischer Substanzen. 


15. Wie hoch ist nach Kenntnis oder Schätzung der 
Bundesregierung die Zahl der medikamenten- 
abhängigen Personen in der Bundesrepublik 
Deutschland? 


Nach Schätzung der Bundesregierung liegt die Zahl 
der medikamentenabhängigen Personen in der Bun- 
desrepublik Deutschland in der Höhe von 300 000 bis 
500 000 (Suchtbericht vom 16. Juli 1986). Die Deutsche 
Hauptstelle gegen Suchtgefahren (DHS) rechnet mit 
bis zu 800 000 Personen. Das Jahrbuch '90 zur Frage 
der Suchtgefahren (herausgegeben von der DHS) ver- 
weist darauf, daß die vieldiskutierten Angaben über 
Medikamentenabhängige zwischen 200000 und 
800 000 schwanken. 

Genauere Untersuchungen gibt es nur über die Ver- 
ordnung von Benzodiazepin-Derivaten. 


16. Welche weiteren Ursachen als medikamentöse 
gelten bezüglich Nierenschäden als medizinisch 
weitgehend gesichert? 

Die Nierenkrankheiten, die zur terminalen Nieren- 
insuffizienz führen, können nach ihrer Ursache grob 
eingeteüt werden. Als erste wären Nierenkrankheiten 
infolge vaskulärer, gefäßbedingter Ursachen zu nen- 
nen. Hierzu zählen z. B. die Nephrosklerosen, deren 
Ursache meistens eine langjährige Hypertonie ist, aber 
auch akute entzündliche Gefäßschäden, wie z.B. das 


hämolytischurämische Syndrom, können zur termina- 
len Niereninsuffizienz führen. 

Bei den glomerulären Nierenerkankungen ist häufig 
ein immunologisches Geschehen Ursache für die Er- 
krankung, bei einem Teil der Glomerulonephritiden ist 
die Ursache jedoch nicht exakt zu klären. Ein Teil der 
glomerulären Nierenerkrankungen, die Glomerulo- 
sklerosen, sind Folge des Diabetes mellitus. 

Es gibt jedoch eine Reihe Veränderungen durch den 
Diabetes mellitus an der Niere, so daß diese Nierener- 
krankungen unter dem Begriff der diabetischen 
Nephropathie zusammengefaßt werden. Histologisch 
handelt es sich dabei um interstitielle Nephritiden, 
Nephrosklerosen, Glomerulosklerosen. 

Eine andere Gruppe der Nierenerkrankungen, deren 
histologisches Bild verschiedenartig sein kann, tritt im 
Rahmen der Schwangerschaft auf und wird unter dem 
Begriff Schwangerschafts-Nephropathie zusammenge- 
faßt. 

Die Gruppe der tubulären Nierenerkrankungen zeigt 
histologisch einen Schaden des Nierentubulus, eine 
Reihe verschiedener definierter Ursachen wird für 
diese Erkrankung verantwortlich gemacht. 

Als letzte große Gruppe von Nierenerkrankungen sei 
die zystische Nierendegeneration genannt. Häufigste 
Ursache dieser Krankheit ist die autosomal vererbte 
polyzystische Nierendegeneration. Bei dem autosomal 
dominanten Erbgang handelt es sich um die soge- 
nannte Erwachsenenform der Zystennieren, bei dem 
autosomal rezessiven Erbgang um die sogenannte in- 
fantile Form der Zystennierenerkrankung. 


17. Die Arbeitsgemeinschaft der Leitenden Medizi- 
nalbeamten der Länder hat im Auftrag der Ge- 
sundheitsministerkonferenz eine „Ist-Erhebung 
zum Bedarf, zur Versorgungssituation und zur 
Kostenentwicklung" der Transpiantationsmedizin 
durchgeführt. 

Weiches sind die zentralen Ergebnisse dieser Er- 
hebung? 

Als zentrales Ergebnis der Erhebung ist der Vorschlag 
anzusehen, die Transplantation der Organe Herz, Le- 
ber, Pankreas und Knochenmark auf wenige Organ- 
transplantation szentren und große Universitätsklini- 
ken zu beschränken, ferner sind dies die Feststellun- 
gen, daß das vorhandene Verständnis der Bevölkerung 
zur Organspende weiter gefördert werden muß und 
daß es vor allem darauf ankommt, sich im gesamten 
Akut-Versorgungsbereich, insbesondere in Kranken- 
häusern mit Unfall- und Neurochirurgie, in verstärk- 
tem Umfang für die Organspende zu engagieren. 

Es wird ferner festgestellt, daß die derzeitige Hauptbe- 
grenzung der klinischen Durchführung einer Organ- 
transplantation im Mangel an Spenderorganen liegt. 

Zur Nierentransplantation wird ausgeführt, daß die 
umfassende Grundversorgung der Patienten mit Nie- 
renfunktionsausfall weiterhin durch Dialyse sicherge- 
stellt werden muß und davon ausgegangen wird, daß 
die Kapazitäten für Nierentransplantationen kurzfristig 
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auf etwa 2 200 Transplantationen pro Jahr gesteigert 
werden können. 

Bei Lebertransplantationen wurden die Kapazitäts- 
erwartungen als kurzfristig zwischen rund 300 und 365 
Operationen pro Jahr liegend bezeichnet. 

Bei Pankreastransplantationen wird damit gerechnet, 
daß in absehbarer Zeit an 14 Zentren etwa 135 Trans- 
plantationen pro Jahr durchgeführt werden können. 
Ein aus der Indikation des Diabetes heraus angegebe- 
ner Bedarf von 1 500 bis 2 000 Pankreastransplantatio- 
nen pro Jahr wurde als z. Z. nicht realisierbar ange- 
sehen. Bei Herztransplantationen wird erwartet, daß 
kurzfristig eine Kapazität von rund 330 Operationen 
pro Jahr erreicht werden kann. An Knochenmarktrans- 
plantationen wird eine Kapazität von rund 520 bis 600 
Operationen erwartet, wobei allerdings die künftige 
Kapazität des geplanten Zentrums in Aachen noch 
nicht berücksichtigt werden konnte. 

Bezüglich der Untersuchung der Kosten der Organ- 
transplantation einschließlich derjenigen der Nach- 
sorge im Zusammenwirken mit den Kostenträgern er- 
gab die Auswertung der vorgelegten Unterlagen, daß 
die im Zusammenhang mit Transplantationsleistungen 
vorgenommenen Kalkulationen mit unterschiedlichen 
Methoden und zu unterschiedlichen Zwecken vorge- 
nommen worden sind. Deshalb war eine unmittelbare 
Vergleichbarkeit der Kosten nicht möglich. Es soll 
daher den Verbänden der Krankenversicherung sowie 
der Krankenhäuser auf Landesebene empfohlen wer- 
den, im Interesse einer größeren Transparenz der ein- 
zelnen Sonderentgeltvereinbarungen auf die Herstel- 
lung vergleichbarer Kalkulationsgrundlagen hinzu- 
wirken. 


18. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung daraus? 

Die 59. Konferenz der für das Gesundheitswesen zu- 
ständigen Minister und Senatoren der Länder am 17./ 
18. November 1988 in Berlin hat auf der Grundlage des 
Berichtes der Arbeitsgemeinschaft der Leitenden 
Medizinalbeamten in einer Entschheßung den bisher 
erreichten Standard hinsichtlich des Ausbaus der 
transplantierenden Einrichtungen, der Organvermitt- 
lung und der Modalitäten der Organentnahme nach 
den Empfehlungen der Bimdesärztekammer als positiv 
gewertet. Sie hat darauf hingewiesen, daß bei der noch 
relativ jungen Transplantationsmedizin Vorgehens- 
weisen, insbesondere auch hinsichtlich der Organver- 
mittlung, Organisation und Strukturen der Zusammen- 
arbeit weiterentwickelt werden müssen. Zur Erhaltung 
der Bereitschaft, Organe zu spenden, bedarf es einer 
ständigen und gezielten Information. 

Die Gesundheitsministerkonferenz hat es für erforder- 
lich gehalten, daß bei der Weiterentwicklung der 
Transplantationsmedizin die ethischen, moralischen 
und rechtlichen Grundsätze unserer Gesellschaft 
streng beachtet werden, um jeglichen Mißbrauch die- 
ser lebensrettenden medizinischen Behandlungs- 
methoden von vornherein auszuschheßen. Insbeson- 


dere dem Handel mit Organen ist nachdrücklich ent- 
gegenzutreten. 

Die Gesundheitsministerkonferenz hat Einrichtungen 
und Institutionen gebeten, die medizinischen und ethi- 
schen Fragen der Organtransplantation in geeigneter 
Weise in den Medien darzustellen und an alle Bürger 
heranzutragen. Ihrer Auffassung nach sind Informatio- 
nen zur Organtransplantation auch in den Schulen 
etwa im Rahmen des Biologieunterrichtes oder einer 
Projektwoche zu vermitteln. Alle Ärzte werden auf die 
große auf dem Gebiet der Organspende hegende Ver- 
antwortung hingewiesen und um intensive Mitarbeit 
gebeten. Besonders hingewiesen wird darauf, daß in 
diesem Sinne die Zusammenarbeit zwischen trans- 
plantierenden Einrichtungen und den Krankenhäusern 
verbessert werden muß. 

Die Bundesregierung zieht die gleichen Schlußfolge- 
rungen, wie sie aus der Entschließung hervorgehen. 
Sie hat insbesondere schon frühzeitig durch engen 
Kontakt mit dem Arbeitskreis Organspende und der 
Förderung von dessen Aufklänings- und Werbearbeit 
der Verantwortung öffentlicher Stellen für die Organ- 
transplantation Rechnung getragen. 


19. Wie hoch ist die statistische Überlebensrate von 
verpflanzten Nieren, Lebern, Herzen, und Bauch- 
speicheldrüsen nach 1, nach 3, und nach 5, nach 
weiteren Jahren? 


Die statistische Überlebensrate beträgt nach Angaben 
des KfH: 



1 

nach Jahren: 

3 5 

Niere: 

84 % 

71 % 62 % 

Leber: * 

65 % 

65 % 65 % 

Herz: 

81 % 

76 % 68 % 

Bauchspeicheldrüse : 

70 % 

60 % 55 % 


* Mittelwerte aus elektiven, komplizierten und Notfällen 


Die statistische Überlebensrate von verpflanzten Orga- 
nen und auch die der so behandelten Patienten hängt 
sehr von der Erkrankungsart (z.B. Lebertransplanta- 
tion wegen bösartiger Tumoren gegenüber der bei 
Leberzirrhose) und vom Stadium der Erkrankung, d. h. 
dem Gesamtzustand des Patienten ab. Mittelwerte sind 
also nicht verläßlich. Am ehesten können solche für die 
Nieren- und Herztransplantation angegeben werden. 
Sie sind für die Niere bezüglich des Organfunktionie- 
rens nach 1, 3 und 5 Jahren bei etwa 80, 70, 55 bis 60 
Prozent, bezüglich des Patientenüberlebens bei 95, 80 
bis 85 Prozent und bezüglich des Überlebens bei Herz- 
transplantation bei 85, 80, 65 bis 70 Prozent anzuneh- 
men. Bei der Lebertransplantation kann bereits die 
Ein-Jahres-Überlebensguote zwischen 90 Prozent und 
30 bis 40 Prozent varüeren, je nachdem wie die Leber- 
transplantation zu einem geeigneten Indikationszeit- 
punkt oder als absolute Notfallmaßnahme durchge- 
führt wird. Die Ergebnisse hinsichtlich der Bauchspei- 
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cheldrüse sind insgesamt bei etwa 60 Prozent Ein- 
Jahres-Funktionsquote zu sehen, schwanken aber hier 
und im weiteren Verlauf sehr, wobei wieder Unter- 
schiede der Indikationsstellung zu berücksichtigen 
sind. Das Gebiet der Bauchspeicheldrüsentransplanta- 
tion ist sehr in Entwicklung und kann noch nicht in 
gleicher Weise wie die der anderen genannten Organe 
als umfassend indizierte therapeutische Methode gel- 
ten. 


20. Wie viele der Nieren-, Leber-, Herz- und 
Bauchspeicheldrüsentransplantierten lassen sich 
nach Abstoßung des Transplantats erneut ein 
Spendeorgan transplantieren, differenziert nach 
Organen? 

Eine erneute Transplantation nach Abstoßung bzw. an- 
derem Verlust des Erstorgans kommt vor allem für die 
Nierentransplantation, in jüngster Zeit auch zuneh- 
mend für die Leber- und Herztransplantation, in Be- 
tracht. Die Indikation hierzu hängt sehr von derp 
gesundheithchen Gesamtzustand des Patienten und 
der Erwartung auf eine Verbesserung der Situation 
durch ein neues Organ ab. Grundsätzlich kommt jedes 
Transplantatversagen als eine Indikation zu einer 
erneuten Transplantation in Betracht; durchgeführt 
wird sie heute vor allem bei der Nierentransplantation. 

Eine Retransplantation von Leber und Herz findet in 
der Regel nur bei primärem Transplantatversagen 
statt, d. h. sofort nach der Transplantation. Die Retrans- 
plantation von Bauchspeicheldrüsen wird in der Regel 
nicht angestrebt. Retransplantationen von Nieren be- 
tragen ca. 15 Prozent pro Jahr. 


21. Art und Umfang von Transplantationen werden 
beim Kuratorium für Heimdialyse registriert, die 
Gründe für die Auswahl der Empfängerin/des 
Empfängers dokumentiert. 

Welche sind die 10 am häufigsten genannten 
Gründe der Personenauswahl für ein Trans- 
plantat? 

Die Auswahl der Empfänger erfolgt nach den jeweils 
maßgebenden Kriterien der Arbeitsgemeinschaft der 
Transplantationszentren in der Bundesrepubhk 
Deutschland einschließlich Berlin (West), und zwar 
nach den Auswahlkriterien 

1. Kompatibüität (also bestmögliche Übereinstim- 
mung der Gewebsmerkmale von Spendern und 
Empfängern), 

2. Dringlichkeit (Vordringlichkeit von Kindern), 

3. Wartezeit (dann, wenn gleiche Kompatibihtät ge- 
geben ist). 

Die Auswahl nach Kompatibilität wird besonders bei 
der Nierentransplantation verfolgt; bei der Herz- und 
Lebertransplantation sind diesem Kriterium enge 
Grenzen wegen der nur relativ kurzen möghchen 
Wartezeit des Empfängers gesetzt. Hier überwiegen 
die Kriterien der Dringlichkeit. Die Eurotransplant- 
Zentrale in Leiden dient als zentrale Kontaktstelle für 


die ihr angeschlossenen Länder (Bundesrepublik 
Deutschland, Österreich, Benelux-Länder) und verfügt 
über Kontäkte zu anderen europäischen Vermittlungs- 
Organisationen, so daß auch für sehr dringende Organ- 
transplantationen (akutes Leberversagen, akutes Herz- 
versagen) in zunehmendem Maße die Möglichkeit für 
eine Organtransplantation geschaffen wird. 


22. Der Arbeitskreis Organspende deutet an, daß 
„künftig auch Übertragungen anderer Organe" 
möglich sein werden (S. 11). 

Welche anderen Organe sind gemeint? 

Mit der Andeutung war insbesondere die Übertragung 
von Lungen allein oder in Kombination mit einer Herz- 
transplantation gemeint; die Lungentransplantation 
befindet sich derzeit in einigen Zentren in der Weiter- 
entwicklung. Außerdem ist in der Bundesrepublik 
Deutschland auch eine Dünndarmtransplantation ge- 
lungen, die besonders bei Kindern mit sogenanntem 
Kurzdarmsyndrom indiziert sein kann. 


23. In einer Studie des Wissenschaftlichen Dienstes 
des Deutschen Bundestages vom März 1988 wird 
festgestellt, daß eine Organentnahme nicht in 
allen Fällen der Lebensrettung dient, sondern daß 
es vielfach darum gehe, eine „Wiederherstellung 
der Gesundheit" bzw. eine „Wahlfreiheit" z.B. 
von Nierenkranken zwischen Dialyse und Trans- 
plantat gehe (S. 30). Das Schlagwort von der Le- 
bensrettung ist das stärkste Argument der Trans- 
piantationsmedizin, die Akzeptanz von Organ- 
spenden zu erhöhen. 

Bei welchen Organen bzw. unter weichen diagno- 
stischen Voraussetzungen k^nn medizinisch defi- 
nitiv von Lebensrettung gesprochen werden? 

Bei der Übertragung von Herzen, Lebern sowie bei der 
Herz-/Lungentransplantation geht es um Lebensret- 
tung. 

Die Gesichtspunkte der Lebensrettung treffen prak- 
tisch stets für Transplantationen des Herzens, der 
Lunge und der Leber zu; künstliche Ersatzorgane bzw. 
Möglichkeiten der Substitution existieren bekanntlich 
nicht; allenfalls kann es sich vereinzelt um ein Ab- 
wägen einer konservativen Behandlung mit begrenz- 
ter Lebensaussicht gegenüber einer Transplantation 
mit möglicherweise unmittelbarer Gefährdung, jedoch 
längerer Lebenschance und höherem Rehabihtations- 
grad handeln. Bei der Nierentransplantation steht 
überwiegend der Gesichtspunkt der qualitativen Ver- 
besserung des Gesundheitszustandes im Vordergrund. 
Dieser Gesichtspunkt darf keineswegs geringgeachtet 
werden. Das subjektive Leiden der Patienten unter 
chronischer Dialyse mit all ihren gesundheitlichen, 
sozialen, familiären und psychischen Problemen ist 
gravierend. 

Die Transplantation von Pankreas dient der Beseiti- 
gung der Insulinpflichtigkeit und der Verhütung der 
späten Komplikation. 
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24. Wie hoch ist dieser Anteil im Vergleich zu der 
Gesamtgröße aUer durchgeführten Transplanta- 
tionen? 

Der Anteil der unmittelbaren Lebensrettung, bezogen 
auf die Gesamttransplantationsfrequenz, wird auf ca. 
30 Prozent geschätzt. 


25. Die Bundesregierung hat mehrfach erklärt, sie 
halte die Situation auf dem Organspendesektor 
nicht für schlecht [vgl. Antwort auf die Frage des 
Abgeordneten Eimer (Führt), Drucksache 11/ 
3793] und vertraut auf die hohe Spendebereit- 
schaft von Angehörigen, die nahezu bei 90 Pro- 
zent liege. Nichts desto trotz vertritt sie die An- 
sicht, daß eine Steigerung der Zahl von Organ- 
transplantationen „dringend erforderlich" sei 
(Pressedienst des Bundesministeriums vom 16, Fe- 
bruar 1989). 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung den Wider- 
spruch zu lösen, in den sie sich mit dieser ambiva- 
^lenten Beurteilung begeben hat? 


Es besteht kein Widerspruch. Die hohe Spendebereit- 
schaft der Bevölkerung bedeutet noch nicht, daß auch 
nur annähernd jeder theoretisch denkbare Spender, 
z.B. also jedes Opfer eines tödlichen Verkehrsunfalls, 
tatsächlich als Organspender erfaßt wird. Noch längst 
nicht jeder denkbare Spender wird „gemeldet". Des- 
halb sind die Anstrengungen der Transplantations- 
zentren und des diese unterstützenden Kuratoriums für 
Dialyse und Nierentransplantation besonders darauf 
gerichtet, die Zahl derjenigen Krankenhäuser weiter 
zu erhöhen, in welchen Organentnahmen zum Zwecke 
der Transplantation durchgeführt werden. Dies sind 
insbesondere die Unfall- und neurochirurgischen Kli- 
niken. 

Die Bundesregierung hält deshalb auch eine konti- 
nuierliche Information über die Bedeutung der Organ- 
transplantation innerhalb der Ärzteschaft für unerläß- 
lich, Um hierdurch die Bereitschaft geeigneter Kran- 
kenhäuser zur Kooperation auf diesem gerade psycho- 
logisch schwierigen Gebiet zu erhöhen. Verschiedent- 
hch wird auch von höheren Ablehnungsquoten durch 
Angehörige berichtet. Dies ist vor allem dann der Fall, 
wenn diese vorher nur ungenügend über die Bedeu- 
tung einer Organspende informiert waren bzw. den 
möglichen Willen des Verstorbenen nicht kennen. 

Die Bundesregierung hat zur Verbesserung der Infor- 
mation durch die Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung in Köln die Schrift „Ethik und Organtrans- 
plantation" mit Beiträgen namhafter Wissenschaftler 
zur aktuellen Diskussion finanziell gefördert. 


26. Ist nach Ansicht der Bundesregierung eine Trans- 
plantation „Heilbehandlung" wie konventionelle 
Therapien auch? Wenn nein, wie würde sie „Heil- 
behandlung" und „Bypass-Maßnahmen" in der 
Transplantationsmedizin differenzieren wollen? 

Die Organtransplantation ist eine „Heilbehandlung". 


27. Es ist beabsichtigt, in der nationalen Datenbank 
Heidelberg alle Spenderinnen und Spender zu 
speichern. 

Wer ist diese Gruppe der Spenderinnen und Spen- 
der, wie und durch wen wird sie ermittelt? 

Das nationale Transplantations -Datenzentrum in Hei- 
delberg speichert nicht die Daten von Spenderinnen 
und Spendern, sondern die Daten der auf eine Or- 
gantransplantation wartenden Organempfänger. Erst 
dann, wenn die Voraussetzungen für die Organent- 
nahme festgestellt und dokumentiert sind und wenn 
ferner aufgrund entsprechender Gewebetypisierung 
die erforderlichen Daten zur Verfügung stehen, erfolgt 
über das Transplantations-Datenzentrum Heidelberg 
sowie die Eurotransplant Foundation, Leiden/Nieder- 
lande, der Abgleich mit den gespeicherten Daten der 
möglichen Empfänger. 


28. Ist weiterhin beabsichtigt, international mit ande- 
ren Datenbanken zu kooperieren? Wenn ja, 
schließt diese Kooperation den Austausch von 
Daten bzw, Organen ein? 

Das Transplantations- Datenzentrum Heidelberg koo- 
periert mit der Eurotransplant Foundation, Leiden. Die 
Zusammenarbeit mit den Datenzentren weiterer Län- 
der wird angestrebt. Hierbei ist aber darauf zu verwei- 
sen, daß über die Eurotransplant Foundation auch 
schon bisher eine Organvermittlung in besonders drin- 
genden Situationen bzw. bei Nichtverwendbarkeit 
eines Organs im eigenen Bereich mit anderen europäi- 
schen Vermittlungsorganisationen (z.B. United King- 
dom Transplant, France Transplant, Swiss Transplant, 
Italien Transplant etc.) stattgefunden hat. 


29. Gibt es Bestrebungen, Spendedateien kommer- 
ziell zu betreiben? Wenn ja, welche rechthchen 
Voraussetzungen müssen die Betreiber derartiger 
Dateien erfüllen? Wenn nein, wie versteht die 
Bundesregierung die Warnung des Arbeitskreises 
Organspende, wenn diese ausführt: „Gewarnt 
wird vor Organisationen, die für den Gedanken 
der Organspende werben, in diesem Zusammen- 
hang die Registrierung persönhcher Daten anbie- 
ten und dabei finanzielle Unterstützung durch ein- 
malige Zahlung oder Erwerb der Mitgliedschaft 
bitten" (Arbeitskreis Organspende S. 26)? 

Die Warnungen des Arbeitskreises Organspende be- 
ziehen sich auf Organisationen, die mit der Erfassung 
der Daten möglicher Spender operieren und mit dieser 
angeblichen Zielsetzung Mitgheder zu werben ver- 
suchen und von den Mitgliedern Zahlungen verlan- 
gen. Tatsächlich ist die Erfassung verwertbarer 
Spenderdaten erst dann erforderhch, wenn es sich um 
einen Verstorbenen handelt, dessen Organe entnom- 
men und zu Transplantationszwecken zur Verfügung 
gestellt werden. 


30. Welche weiteren Formen der Kommerzialisierung 
bietet die Infrastruktur der Transplantations- 
medizin? 
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Aus der Struktur der Organtransplantation ist keine 
Verbindung zur Kommerzialisierung abzuleiten. 

Eine Kommerzialisierung der Organtransplantation für 
die Bundesrepublik Deutschland kann ausgeschlossen 
werden, und zwar aus folgenden Gründen: 

1. Alle chronisch nierenkranken Patienten können 
gegenwärtig durch Dialyse versorgt werden, sie 
können auf ihre Nierentransplantation warten, bis 
das bestgeeignete, mit den Gewebsmerkmalen des 
Empfängers optimal übereinstimmende Organ zur 
Verfügung steht. Ein solches Oigan allein läßt eine 
dauerhafte, zumindest längerfristige Funktion er- 
warten. Insoweit besteht ein grundlegender Unter- 
schied zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
(und den Ländern Israel, Luxemburg und Schweiz) 
und den Staaten, welche nicht oder nur hinsichtlich 
eines Teiles der Patienten zur umfassenden Sicher- 
stellung der Dialysebehandlung in der Lage sind. 

2. Die in der Bundesrepublik Deutschland durch Dia- 
lyse versorgten Patienten gehören zu den bestinfor- 
mierten Patienten überhaupt. Sie wissen deshalb, 
daß eine nicht nur kurzzeitige Organfunktion insbe- 
sondere davon abhängig ist, daß ein Organ trans- 
plantiert wird, das nicht nur in bezug auf die Blut- 
gruppe, sondern auch hinsichtlich der Gewebs- 
merkmale mit jenen des Empfängers bestmöglich 
übereinstimmt. Es kommt hinzu, daß den Patienten 
bewußt ist, daß die Übertragung womöglich zu 
Tode führender Erkrankungen (z. B. AIDS, Hepati- 
tis) nur dann ausgeschlossen werden kann, wenn 
den transplantierenden Ärzten die Herkunft des 
Organs bekannt ist. 

3. Im übrigen werden in der Bundesrepublik Deutsch- 
land fast ausschließlich Leichennieren transplan- 
tiert. Die Organe Lebender kommen nur in Be- 
tracht, wenn es sich dabei um enge Blutsverwandte 
handelt (zumeist Eltern/Kind). Demgemäß hat die 
Arbeitsgemeinschaft der Tran'splantationszentren 
in der Bundesrepublik Deutschland die Trans- 
plantation von Organen nichtverwandter lebender 
Spender grundsätzlich ausgeschlossen. 

In den in der Presse beschriebenen Fällen handelt 
es sich um den Handel mit Organen nichtverwand- 
ter lebender Spender. Alle diese Fälle sind im Aus- 
land registriert worden. 


31. Wie lang sind die durchschnittlichen Wartezeiten 
für Nieren-, Herz-, Leber- und Diabeteskranke 
1988/89 im Vergleich zu 1985 und 1980? 

Wartezeiten (und Wartelisten) im eigentlichen Sinne 
des Wortes bestehen nur in bezug auf die Nierentrans- 
plantation. Grund hierfür ist, daß nur für die Behand- 
lung chronischer Nierenerkrankungen ein künstlicher 
Organersatz, die „künstliche Niere“ zur Verfügung 
steht. Dagegen können für eine Leber- oder Herztrans- 
plantation vorgesehene Patienten allenfalls über 
Wochen oder wenige Monate „warten" . Erst dann wer- 
den sich größere Transplantationszahlen erreichen las- 
sen, wenn aufgrund einer entsprechend hohen Spen- 


derzahl Transplantationen stets kurzfristig möglich 
sein werden. 

Die mittlere Wartezeit für eine Nierentransplantation 
beträgt derzeit zwei bis drei Jahre, wobei Unterschiede 
je nach Blutgruppenzugehörigkeit bestehen. 

Auch für die Pankreastransplantation gibt es gegen- 
wärtig keine der Nierentransplantation vergleichbaren 
Wartelisten. Der Grund hierfür ist, daß trotz der großen 
Zahl zuckerkranker Patienten noch immer Zurückhal- 
tung gegenüber der Pankreastransplantation besteht. 
Ihre Ergebnisse sind bislang nur bei einem Teil der 
Patienten befriedigend, abgesehen davon, daß es sich 
hierbei nicht, wie bei den Leber- und Herztransplanta- 
tionen, um eine zur Lebenserhaltung notwendige 
Organverpflanzung handelt. 

Bezüglich des Vergleiches 1988/89 zu früheren Jahren: 
Die Wartezeiten bei der Nierentransplantation haben 
sich entsprechend der größeren Zahl der hierfür vorge- 
sehenen Patienten und der dazu nicht ganz adäquaten 
Zahl der Transplantationen verlängert, Vergleiche für 
die übrigen Transplantationen sind wegen der gerin- 
gen Zahl in den früheren Jahren ohne Bedeutung. 


32. Werden in der Bundesrepublik Deutschland sowie 
in Österreich und den Benelux- Staaten, den Part- 
nerländern im Eurotransplant- Verb und, Trans- 
plantationen auch in Privatkliniken durchgeführt? 
Wenn ja, wer kontrolliert die klinische Praxis der 
Transplantationsmedizin in diesen Kliniken, und 
kann die Bundesregierung ausschließen, daß in 
diesen Kliniken Organspenden auch auf kommer- 
zieller Basis transplantiert werden? 

In den Partnerländern des Eurotransplant-Verbundes 
werden Organtransplantationen nur in Kliniken in 
öffentlich-rechtlicher Trägerschaft, insbesondere in 
Universitäten durchgeführt. Nach dem gegenwärtigen 
Kenntnisstand sind alle Organtransplantationen durch - 
führenden Kliniken in der Arbeitsgemeinschaft der 
Transplantationszentren in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin-West e.V. zusam- 
mengeschlossen. 


33. Besteht für ausländische Staatsangehörige die 
Möglichkeit, sich in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ein Spendeorgan transplantieren zu lassen? 
Wenn ja, welche Voraussetzungen müssen dafür 
gegeben sein? Wenn nein, warum nicht? 


Auch ausländische Staatsangehörige haben die Mög- 
lichkeit, in der Bundesrepublik Deutschland ein Spen- 
deorgan zu erhalten. Die Voraussetzungen, insbeson- 
dere die hinsichtlich der Kompatibilität, Dringlichkeit 
und Wartezeit, sind dieselben wie die für Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland. Patienten außerhalb des 
Eurotransplänt-Bereiches wird dann geholfen, wenn 
schwerwiegende, im Heimatland nicht lösbare medi- 
zinische Probleme vorliegen. 

Die Durchführung von Organtransplantationen bei 
ausländischen Staatsangehörigen werden jedoch von 
seiten , der Transplantationszentren verständlicher- 
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weise Grenzen gesetzt, da sonst die Chancen für eine 
Organtransplantation bei Patienten der Bundesrepu- 
blik Deutschland noch geringer würden. Mehrere 
Transplantationszentren in der Bundesrepublik 
Deutschland versuchen, ausländischen Kliniken beim 
Aufbau entsprechender Transplantations -Programme 
Hüfestellung zu geben. 


34. Die Verpflanzung von Herzen und Leber gewinnt 
auch in der bundesdeutschen Transplantations- 
praxis eine immer größere Bedeutung. So strebt 
die Universitätsklinik Frankfurt z. B. eine Trans- 
plantationsfrequenz von 25 Herzen und 25 Lebern 
zum nächsten Jahr an. Allerdings waren die be- 
reits in den Jahren 1987 und 1988 beantragten 
zusätzüchen Stellen nicht genehmigt worden (vgl. 
FR 1. Aprü 1989). 

Welche materiellen Voraussetzungen müssen ge- 
geben sein, um jährlich 25 Herzen und 25 Lebern 
verpflanzen zu können? 

Mit Hilfe der Krankenkassen und des Kuratoriums für 
Dialyse und Nierentransplantation sowie der Deut- 
schen Stiftung Organtransplantation ist es bisher mög- 
lich gewesen, die finanziellen Voraussetzungen für die 
Durchführung und Steigerung der Zahl von Transplan- 
tationen zu schaffen. Dies gilt auch für das Universi- 
tätsklinikum Frankfurt am Main und betrifft vor allem 
die Finanzierung der entstehenden Personalkosten so- 
wie der Kosten der Organgewinnung, Typisierung, des 
Organtransports etc. Unter der Voraussetzung, daß 
eine entsprechend große Zahl von Transplantaten zur 
Verfügung steht und daß die entsprechenden perso- 
nellen und orgnisatorischen Bedingungen mit Hilfe der 
Krankenkassen auch weiterhin erfüllt werden können, 
verfügen die Universitätskliniken in der Bundesrepu- 
blik Deutschland über die Voraussetzungen einer 
schrittweisen Steigerung ihrer Transplantationsfre- 
quenzen. Die von Fachleuten geschätzte Gesamtzahl 
von je 600 bis 800 Herz- und Lebertransplantationen ist 
somit erreichbar. 


35. Aus welchen Gründen wurden bisher keine Ge- 
nehmigungen für einen weiteren Ausbau der 
Transplantationsstation in der Universitätsklinik 
Frankfurt gegeben? 

Die Universitätsklinik Frankfurt verfügt über die 
Genehmigung, sämtliche Organarten zu transplantie- 
ren und über den Pflegesatz abzurechnen. Baumaß- 
nahmen im Rahmen wünschenswerter Verbesserun- 
gen müssen im Rahmen der Haushaltsplanung durch- 
geführt werden. 

36. Über welche Kapazitäten für Herz- und Leberver- 
pflanzungen verfügen Universitätskliniken in an- 
deren Städten, z. B. Berlin, Hannover und Mün- 
chen? 

Die Kapazität im Land Berlin beläuft sich pro Jahr bei 

— Herz- und Lungentransplantationen 
auf ca. 150 Eingriffe, 


— Leberverpflanzungen 

auf ca. 100 bis 120 Eingriffe 

und bei 

— Nierenverpflanzungen 

auf ca. 120 bis 150 Eingriffe. 

Die derzeitigen Kapazitäten für Herztransplantationen 
dürften in Hannover und München bei je 100 bs 150, 
für die Leber bei etwa 100 in Hannover und etwa 50 in 
München liegen. Hier können sich jedoch entspre- 
chend den medizinischen Weiterentwicklungen rasch 
Änderungen einstellen. 

Leberverpflanzungen werden in München sowohl in 
der Chirurgischen Klinik des Klinikums Großhadern 
der Ludwig-Maximilians-Universität als auch in der 
Chirurgischen Klinik des Klinikums rechts der Isar der 
Technischen Universität durchgeführt. 1987 wurden 
dort 15, 1988 10 und 1989 30 Lebern transplantiert. Die 
Zahl der Lebertransplantationen wird in den beiden 
Kliniken nur durch die Zahl der Spenderorgane limi- 
tiert. Die Zahl der Herztransplantationen in München 
(Deutsches Herzzentrum und Herzchirurgische Khnik 
Großhadern der Ludwig-Maximilians-Universität) 
betrug 1987 23, 1988 27 und 1989 14. Der Rückgang 
von Herztransplantationen im Jahr 1989 ist in erster 
Linie auf personelle Engpässe (Pflegekräftemangel) in 
der Herzchirurgischen Klinik Großhadern zurückzu- 
führen. 


37. Beabsichtigen weitere Kliniken, ihre Transplan- 
tationsstationen auszubauen? Wenn ja, welche 
und in welchem Umfang? 

Aus den Anlagen 1 bis 5 der Ergebnisniederschrift 
über die 140. Sitzung der Arbeitsgemeinschaft der Lei- 
tenden Medizinalbeamten (AGLMB) am 13./14, Ok- 
tober 1988 in Hannover, die nachfolgend abgedruckt 
sind, geht Stand und Entwicklung der Organtransplan- 
tation in den einzelnen Bundesländern hervor sowie 
deren Vorstellungen über eine Weiterentwicklung von 
Nieren-, Leber-, Pankreas-, Herz- und Knochenmark- 
T r ansplant ationen . 

Die AGLMB schlägt vor, daß zur Deckung des künf- 
tigen Bedarfs die Transplantation der Organe Herz, 
Leber, Pankreas und Knochenmark auf wenige Organ- 
transplantationszentren an großen Universitätsklini- 
ken beschränkt wird. 

Da die Möglichkeiten der Transplantation ihre Grenze 
in der Zahl der verfügbaren Spenderorgane findet, 
sind Aufklärung und Werbung von nicht nachlassen- 
der Bedeutung. Die AGLMB sieht es als erforderlich 
an, daß im ganzen Akut-Versorgungsbereich, für den 
in erster Linie die Länder zuständig sind, insbesondere 
in Krankenhäusern mit Unfall- und Neurochirurgie, in 
verstärktem Umfang ein Engagement für die Organ- 
spende erfolgt. 
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Anlage zu TOP 3 f der Ergebnisniederschrift über die 140. Sitzung der AGLMB am 13./14. Oktober 1988 

in Hannover 


Anlage 1 


Nierentransplantationen 


Land Anzahl der Transplantationskliniken Operationen künftig vorgesehene 

Kliniken '87 1987 Kapazität 

von bis 


Berlin 1 

Baden- Württemberg 5 


Bayern 4 

Bremen 0 

Hessen 2 

Hamburg 1 

Niedersachsen 3 

Nordrhein-Westfalen 6 


Rheinland-Pfalz 2 

Saarland 1 

Schleswig-Holstein 2 

Bundesrepublik 
Deutschland 27 


Universität Steghtz 

Universität Freiburg 
Universität Ulm 
Universität Heidelberg 
Universität Tübingen 
Katherinenhospital Stuttgart 

Klinikum München- Großhadern 
Klinikum München R. D. Isar 
Universität Erlangen 
Universität Würzburg 

Zentralkhs. St. Jürgen-Str. 

Universität Frankfurt 
Universität Marburg 

Universität Eppendorf 

Med. Hochschule Hannover 
Universität Göttingen 
Nephrol. Zentrum Niedersachsen 

Universität Bonn 
Universität Düsseldorf 
Universität Essen 
Universität Köln 
Universität Münster 
Techn. Hochschule Aachen 

Universität Mainz 
Städt. Khs. Kaiserslautern 

Universität Homburg 

Universität Kiel 
Universität Lübeck 


82 

82 

100 

103 

120 

120 

40 

40 

50 

77 

80 

80 

83 

90 

90 

19 

30 

30 

182 

150 

180 

47 

60 

90 

20 

100 

100 

20 

100 

100 


40 

40 

92 

100 

100 

26 

100 

100 

84 

80 

80 

169 

200 

200 

57 

40 

60 

38 

40 

40 

22 

35 

50 

64 

64 

64 

86 

86 

86 

65 

100 

100 

120 

130 

130 

17 

40 

40 

4 

50 

50 

33 

50 

50 

18 

20 

25 

32 

60 

60 

39 

60 

70 

1 704 

2 147 

2 285 
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Anlage zu TOP 3 f der Ergebnisniederschrift über die 140. Sitzung derAGLMB am 13./14. Oktober 1988 

in Hannover 


Lebertransplantationen 


Anlage 2 


Land 

Anzahl der 

Transplantationskliniken 

Operationen 

künftig vorgesehene 


Kliniken '87 


1987 

Kapazität 





von 

bis 

Berlin 

2 

Universität Steglitz 

1 

1 

2 



Universität Rudolf-Virchow 

0 

20 

25 

Baden-Württemberg 

3 

Universität Freiburg 

1 

10 

10 



Universität Heidelberg 

5 

12 

18 



Universität Tübingen 

5 

15 

15 

Bayern 

2 

Klinikum München-Großhadern 

8 

8* 

8" 



Klinikum München R. D. Isar 

4 

4* 

4* 



Universität Erlangen 

20 

100 

100 



Universität Würzburg 

20 

100 

100 

Bremen 

0 





Hessen 

1 

Universität Frankfurt 

3 

20 

20 

Hamburg 

1 

Universität Eppendorf 

5 

10 

15 

Niedersachsen 

1 

Med. Hochschule Hannover 

60 

100 

150 

Nordrhein-Westfalen 

1 

Universität Bonn 


5 

5 



Universität Essen 

2 

50 

50 



Universität Köln 

Beginn in 2 Jahren 




Universität Münster 


15 

15 



Techn. Hochschule Aachen 


13 

13 

Rheinland- Pfalz 

0 





Saarland 

0 





Schleswig-Holstein 

1 

Universität Kiel 

1 

15 

15 

Bundesrepublik 

Deutschland 

12 


95 

298 

365 


* Tendenz steigend 
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Anlage zu TOP 3 f der Ergebnisniederschrift über die 140. Sitzung der AGLMB am 13./ 14. Oktober 1988 

in Hannover 


Pankreastransplantationen 


Anlage 3 


Land Anzahl der Transplantationskhniken Operationen künftig vorgesehene 

Kliniken '87 1987 Kapazität 

von bis 


Berlin 

0 

Universität Rudolf-Virchow 


einzelne 


Baden-Württemberg 

1 

Universität Freiburg 


6 

6 



Universität Tübingen 

8 

10 

10 

Bayern 

2 

Klinikum München-Großhadern 

21 

21* 

21* 



Universität Erlangen 

1 

1* 

12* 

Bremen 

0 





Hessen 

0 

Universität Frankfurt 


noch nicht festgelegt 




Universität Gießen 


noch nicht festgelegt 


Hamburg 

0 





Niedersachsen 

1 

Med. Hochschule Hannover 

5 

30 

30 

N ordrhein- W e stf alen 

1 

Universität Essen 


10 

10 



Universität Köln 

10 

10 

10 



Universität Münster 


10 

10 



Techn. Hochschule Aachen 


13 

13 

Rheinland- Pfalz 

0 





Saarland 

1 

Universität Homburg 

1 

1 

1 

Schleswig- Holstein 

1 

Universität Lübeck 

3 

20 

30 

Bundesrepublik 

Deutschland 

7 


49 

132 

142 


* Tendenz steigend 
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Anlage zu TOP 3 f der Ergebnisniederschrift über die 140. Sitzung der AG LMB am 13./ 14. Oktober 1988 

in Hannover 


Herztransplantationen 


Anlage 4 


Land 

Anzahl der Transplantationskliniken 

Kliniken '87 

Operationen 

1987 

künftig vorgesehene 
Kapazität 
von bis 

Berlin 

1 

Deutsches Herzzentrum Berlin 

69 

100 

120 

Baden- Württemberg 

1 

Reha- Zentrum Bad Krotzingen 

8 

10 

10 

Bayern 

2 

Klinikum München- Großhadern 

23 

23* 

23* 



Herzzentrum München 

4 

4* 

4* 

Bremen 

0 





Hessen 

2 

Universität Frankfurt 

8 

20 

25 



Kerkhoff -Klinik Bad Nauheim 

noch nicht festgelegt 



Stadt. Klinik Fulda 

2 

2 

2 

Hamburg 

1 

Universität Eppendorf 

6 

10 

15 

Niedersachsen 

1 

Med. Hochschule Hannover 

60 

80 

80 

N ordrhein- Westfalen 

3 

Universität Düsseldorf 

3 

10 

15 



Universität Essen 

1 

10 

12 



Techn. Hochschule Aachen 

1 

12 

12 

Rheinland-Pfalz 

0 





Saarland 

0 





Schleswig-Holstein 

1 

Universität Lübeck 

36 

30 

30 

Bundesrepublik 






Deutschland 

12 


221 

311 

348 


* Tendenz steigend 


18 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Drucksache 1 1 /7980 


Anlage zu TOP 3 f der Ergebnisniederschrift über die 140. Sitzung der AGLMB am 13./ 14. Oktober 1988 

in Hannover 


Knochenmarktransplantationen 


Anlage 5 


Land 

Anzahl der 

Transplantationskliniken 

Operationen 

künftig vorgesehene 


Kliniken '87 


1987 

Kapazität 





von 

bis 

Berlin 

1 

Universität Rudolf- Virchow 

13 

20 

50 

Baden- Württemberg 

4 

Universität Freiburg 

6 

6 

6 



Universität Ulm 

54 

45 

45 



Universität Heidelberg 

34 

50 

50 



Universität Tübingen 

29 

35 

35 

Bayern 

3 

Klinikum München-Großhadern 

21 

2V 

21* 



Klinikum Innenstadtklinik 

13 

13* 

13* 



Universität Erlangen 

5 

16* 

16* 

Bremen 

2 





Hessen 

0 

Universität Frankfurt 


25 

30 

Hamburg 

1 

Universität Eppendorf 


40 

40 

Niedersachsen 

1 

Med. Hochschule Hannover 

35 

48 

48 

Nordrhein -Westfalen 

1 

Universität Düsseldorf ' 


8 

10 



Universität Essen 

59 

100 

120 



Universität Köln 


3 

12 



Universität Münster 


50 

50 



Techn. Hochschule Aachen 


in Planung 


Rheinland- Pfalz 

1 

Universität Mainz 
nur Kinder 

0 

4 

8 

Saarland 

0 

Universität Homburg 




Schleswig-Holstein 

1 

Universität Kiel 

27 

40 

40 

Bundesrepublik 

Deutschland 

12 


296 

524 

594 


* Tendenz steigend 


38. Steht die Bundesregierung den Bestrebungen zur 
Erhöhung der Transplantationsfrequenz bei Her- 
zen und Lebern grundsätzlich positiv gegenüber? 
Wenn ja, auf welche Weise beabsichtigt sie, ent- 
sprechende Forderungen zu unterstützen? Wenn 
nein, welche Bedenken macht sie geltend? 

Auch die Transplantationsfrequenz bei Herzen und 
Lebern hängt von der verfügbaren Transplantations- 
kapazität ab. Hier ist es gemeinsame Aufgabe von 
Bund, Ländern, Ärzteschaft und KfH, die Zahl verfüg- 
barer Spenderorgane zu erhöhen. 

Forschung kann zur Entlastung der verfügbaren Trans- 
plantationskapazität durch Bereitstellung verbesserter 
Behandlungsverfahren, insbesondere in der Trans- 
plantationsvorbereitung und in der Langzeit-Nach- 
sorge beitragen. So könnte die Überlebensdauer des 
transplantierten Organs im Empfänger verlängert und 
die Anzahl notwendiger Re-Transplantationen verrin- 
gert werden. 

Die Transplantationsmedizin ist im Programm der Bun- 
desregierung „Forschung und Entwicklung im Dienste 


der Gesundheit" derzeit nicht ausdrückhch auf geführt. 
Bei Vorliegen eines schlüssigen Forschungskonzeptes 
könnte eine Übernahme in das Programm geprüft wer- 
den. 


39. Der Arbeitskreis Organspende nennt einen Bedarf 
von ca. 600 Herzen im Jahr. 

Wie viele Spendeherzen stehen der Transplanta- 
tionsmedizin in der Bundesrepublik Deutschland 
jährlich zur Verfügung, im Vergleich zu 1985 und 
1980? 

In der Bundesrepublik Deutschland sind im Jahre 1985 
73 Herztransplantationen durchgeführt worden (1980: 
0). Die entsprechende Zahl von Spenderherzen hat in 
der Bundesrepublik Deutschland zur Verfügung ge- 
standen. 


40. Welchen Bedarf nennt der Arbeitskreis Organ- 
spende 1988/89 für Lebern und Bauchspeichel- 
drüsen? 
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Alle Fachleute, auch der Arbeitskreis Organspende, 
geben den Bedarf an Lebertransplantationen derzeit 
mit 600 bis 800 an. Der endgültige Bedarf an Leber- 
transplantationen läßt sich heute noch nicht feststellen. 
Die angegebene Zahl von 600 bis 800 Transplantatio- 
nen jährlich stellt für die nächsten Jahre die Zielvor- 
gabe dar. Sicher werden auf diesem Gebiet auch Be- 
mühungen bezüglich der Prophylaxe entsprechender 
Erkrankungen (Impfung gegen Hepatitis B bei gefähr- 
deten Personen, Vermeidung des Alkoholismus etc.) 
große Bedeutung erlangen. 

Die Indikation zur Bauchspeicheldrüsentransplanta- 
tion wird vor allem in Spätstadien der juvenilen Zuk- 
kerkrankheit mit der Hoffnung auf Vermeidung und 
Begrenzung von Sekundärkomplikationen der Gefäß- 
schädigungen durchgeführt. Bei Gelingen der Trans- 
plantation wird der Patient von Insulin unabhängig 
und möglicherweise werden die Gefäßkomplikationen 
eingeschränkt. Dies ist aber noch nicht bewiesen. Sehr 
viel erfolgreicher könnte eine Pankreastransplantation 
in früheren Erkrankungsphasen sein; die Durchfüh- 
rung dieser Maßnahme hängt aber von weiteren Ver- 
besserungen der immunologischen Behandlungsmög- 
lichkeiten ab. Welche der zahlreichen Diabetiker für 
eine Transplantation in Frage kommen, hängt von der 
weiteren medizinischen Entwicklung ab. 

Die Knochenmarktransplantation, die vorläufig fast 
ausschließlich zwischen lebenden nahen Verwandten 


durchgeführt wird, bekommt größere Bedeutung zur 
Behandlung von Erkrankungen des blutbildenden Sy- 
stems. Eine Steigerung der Indikationen wird erfolgen, 
wenn es ebenfalls wieder durch medizinische Verbes- 
serungen gelingt, Knochenmark auch nichtverwand- 
ter, in den Gewebsmerkmalen hoch übereinstimmen- 
der Personen zu verpflanzen. In den letzten Jahren ist 
es in der Bundesrepublik Deutschland zu einer lang- 
samen Steigerung der für Knochenmarktransplantatio- 
nen vorgesehenen Bettenkapazitäten gekommen. 

Hinsichtlich der Pankreas-Transplantationen stehen 
entsprechende Angaben zur Zeit nicht zur Verfügung. 
Der Grund hierfür ist, daß trotz der großen Zahl zucker- 
kranker Patienten noch immer Zurückhaltung gegen- 
über der Pankreas-Transplantation besteht. Ihre Er- 
gebnisse sind bislang unbefriedigend. Es ist noch dar- 
auf hinzuweisen, daß es sich bei dieser Art der Trans- 
plantation nicht, wie bei den Leber- und Herztrans- 
plantationen, um eine zur Lebenserhaltung notwen- 
dige Organverpflanzung handelt. 


41. Wie viele Lebern und Bauchspeicheldrüsen, wie 
viele Knochenmarktransplantationen wurden im 
gleichen Zeitraum verpflanzt, im Vergleich zu 
1985 und 1980? 


Transplantationen 

1980 

1985 

1988 

1989 

Leber: 



58 

168 

266 

Bauchspeicheldrüsen : 

- 

12 

46 

42 

Knochenmark: 

29 (1981) 

180 

309 

309 


42. Welche medizinischen Probleme sind mit der Ver- 
pflanzung von Bauchspeicheldrüsen und Kno- 
chenmark verbunden? 

Die Transplantation der Bauchspeicheldrüse stellt ein 
erhebliches chirurgisch-technisches Problem dar. Die 
Verpflanzung kann nur von sehr geübten und erfahre- 
nen chirurgischen Teams durchgeführt werden. 

Das Problem bei der Knochenmarktransplantation 
besteht darin, daß der Patient während der Zeit bis 
zum Angehen der transfundierten Knochenmarkzellen 
ohne jeglichen eigenen Schutz des Immunsystems 
allen Infektionen hilflos ausgeliefert ist. Dies kann zu 
erheblichen Organschäden bis hin zum Tode des Emp- 
fängers führen. Das Erkennen und die Behandlung mit 
Immunsuppressiva erfordert erhebhche klinische Er- 
fahrung. 


43. Unterstützt die Bundesregierung den Ausbau der 
Transplantation von Bauchspeicheldrüsen und 
Knochenmark, wenn ja, in welcher Weise? Wenn 
nein, welche Bedenken macht sie geltend? 


Die Bundesregierung hat von 1987 bis 1989 in einem 
Modellprogramm die Anwendung der Knochenmark- 
Transplantation gefördert. Im Gesamtwert von rund 
7,5 Millionen DM wurden an elf Standorten Personal 
und Geräte zur Durchführung dieser Behandlungs- 
methode bewilligt. Die geförderten Kliniken haben 
diese Unterstützung wiederholt gewürdigt. Es wird 
darin ein wesenthcher Beitrag zur flächendeckenden 
Versorgung mit Knochenmark-Transplantationen ge- 
sehen. 

Im Gegensatz zur Knochenmark-Transplantation kann 
die Transplantation der Bauchspeicheldrüse noch nicht 
der routinemäßigen medizinischen Versorgung zuge- 
rechnet werden. Vor einer breiten Anwendung bedarf 
diese Behandlungsmethode weiterer grundlegender 
Forschung. Auch ist die Funktion der Bauchspeichel- 
drüse nicht lebensnotwendig; sie kann vielmehr durch 
eine medikamentöse Behandlung auch langfristig er- 
setzt werden. 


44. Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über 
eine sog. Vorratshaltung von Organen? 
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Eine Bevorratung von Organen im engeren Sinn (Herz, 
Leber, Niere, Lunge) ist nicht möglich, da die bisheri- 
gen Konservierungszeiten nur wenige Stunden bis 
maximal 24 bis 48 Stunden betragen. Anders ist die 
Situation bei Geweben, etwa Herzklappen, Augen- 
hornhaut und Knochen; diese können z. T. länger auf- 
bewahrt werden. 


45. In welchen Kliniken befinden sich derartige Or- 
ganbanken und sind diese Kliniken verpflichtet, 
Anzahl, Herkunft und Verwendung der Organe zu 
dokumentieren? 

Der Begriff „Organbanken" ist ungebräuchlich, da 
Organe wie z. B. Herz, Leber, Niere und Lunge nicht 
langfristig konservierbar sind. Gemeint sind hier sicher 
Gewebebanken. Eine genaue Zahl der Krankenhäu- 
ser, die über eigene Gewebebanken verfügen, ist der 
Bundesregierung nicht bekannt. Das häufigste Ge- 
webe menschlichen Ursprungs, das konserviert und für 
Heilzwecke angewandt wird, ist Knochengewebe. Der 
Wissenschaftliche Beirat der Bundesärztekammer 
nahm dies zum Anlaß, eine Empfehlung zum Betreiben 
einer „Knochenbank" herauszugeben. Die Prinzipien 
dieser Empfehlung sind den Bestimmungen des Blut- 
spendewesens analog, sie erstrecken sich auf die Ein- 
willigung des Spenders, Dokumentation und notwen- 
dige infektologische Untersuchung. Die Prinzipien die- 
ser Empfehlung sind auf sämtliche anderen Gewebe 
übertragbar (Deutsches Ärzteblatt 87, Heft 1/2 vom 
8. Januar 1990 [41]). 


46. Wurden in Fällen von Vorratshaltung die Angehö- 
rigen der Verstorbenen darüber in Kenntnis ge- 
setzt? Wenn nein, wie können sich Angehörige 
gegen eine Vorratshaltung von Organen schüt- 
zen? 

Nach dem Kodex der Arbeitsgemeinschaft transplan- 
tierender Zentren (AG -Organtransplantation) werden 
Angehörige stets über den Umfang der beabsichtigten 
Organ- bzw. Gewebsentnahme aufgeklärt, sie werden 
um Einwilligung gebeten. Ein Schutz gegen eine nicht 
gewünschte Vorratshaltung läßt sich durch eine Erklä- 
rung der nächsten Angehörigen erreichen, wenn dies 
im Sinne des Verstorbenen ist. 


47. Relevant ist die Möglichkeit der Konservierung 
von Organen auch in bezug auf sog. Multi-Organ- 
entnahmen. Darunter versteht man allgemein die 
Entnahme mehrerer Organe, aber auch der Ge- 
hörknöchelchen, der Augenhornhaut, der Wirbel- 
säule und der Beckenkämme. Eine beabsichtigte 
Multi-Organentnahme darf nur nach einer „erwei- 
terten Einwilligung" (Antwort auf die Kleine An- 
frage Himtodbestimmung, Drucksache 11/3759) 
durchgeführt werden. In mindestens einem Fall ist 
dokumentiert, daß das Transplantationsteam ohne 
Kenntnis und Einwilligung der Angehörigen eine 
Multi-Organentnahme durchgeführt hat (Bilder 
aus der Wissenschaft, ARD 1986). 

Teilt die Bundesregierung unsere Befürchtung, 
daß Angehörige i.d.R. nicht detailliert und umfas- 
send über eine beabsichtigte Multi-Organentnah- 


me in Kenntnis gesetzt und zunehmend keine ent- 
sprechenden Einwilligungen eingeholt werden? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich die 
Ärzteschaft dessen bewußt ist, daß die Einwilligung in 
die Entnahme eines Organs nicht ohne weiteres auch 
die Einwilligung in eine Multi- Organentnahme um- 
faßt. Darauf wird in der Resolution der Arbeitsgemein- 
schaft der Transplantationszentren vom 9. November 
1985 hingewiesen. Anhaltspunkte dafür, daß sich die 
Ärzte nicht an diese Regel halten, liegen der Bundes- 
regierung nicht vor. Der in der Frage genannte Fall 
wäre als Einzelfall aber auch nicht geeignet, nunmehr 
zu befürchten, daß Angehörige in der Regel nicht 
detailhert und umfassend aufgeklärt und um Einwilli- 
gung gebeten werden. 


48, Im o.g. Fall wurde dem jugendlichen Spender 
auch die Milz entnommen. 

Wurde diese Milz zu Transplantationszwecken 
oder aus welchen anderen Gründen explantiert? 

49, Gilt für die Transplantation der Milz auch das 
Motiv der Lebensrettung? Wenn nein, welchen 
anderen Stellenwert nimmt die Müz in der Trans- 
plantationsmedizin ein? 

Die Milz wird nicht zum Zwecke der Transplantation 
entnommen. Die Entnahme der Milz ist zum Zwecke 
der Typisierung erforderlich, also zur Feststellung der 
transplantationsrelevanten Gewebsmerkmale und 
deren Abgleich mit den entsprechenden Daten der auf 
eine Transplantation wartenden Empfänger. 

Die Durchführung der Spendertypisierung läßt sich 
überwiegend nicht aus dem peripheren Blut reah- 
sieren. 


50, Wie hoch ist der Anteil der Multi-Organentnahme 
bei den 1988/89 durchgeführten Explantationen 
insgesamt, im Vergleich zu 1985 und 1980 (bezo- 
gen auf die Bundesrepublik Deutschland)? 

ln den Jahren 1988 und 1989 sind in der Bundesrepu- 
blik Deutschland insgesamt ca. 500 „Multiorganent- 
nahmen" durchgeführt worden. Der geringen Zahl von 
Herz- und Lebertransplantationen in den Jahren 1980 
bis 1985 entsprechend, war die Zahl von „Multiorgan- 
entnahmen" seinerzeit unerheblich. Das Verhältnis 
von Mehrorganentnahme zu der reinen Nierenent- 
nahme ist in anderen europäischen Ländern, insbeson- 
dere in Frankreich, Belgien und Österreich, in den 
letzten beiden Jahren deutlich höher und rascher an- 
gestiegen als in der Bundesrepublik Deutschland. 


51. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich 
die Multi-Organentnahme in der klinischen Praxis 
immer stärker durchsetzt? Wenn ja, wie bewertet 
die Bundesregierung diese Tendenz der Gesamt- 
verwertung menschlicher Organe? 

Es ist richtig, daß im vermehrten Umfag nicht nur nach 
der Spende eines Organs gefragt wird. Von einer Ten- 
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denz der „Gesamtverwertung'' zu sprechen, erscheint 
jedoch wenig hilfreich. Immerhin gibt, wenn sich der 
Verstorbene nicht eindeutig erklärt hat, die erforder- 
liche Zustimmung der Angehörigen die Möglichkeit, 
die Organentnahme in einem für den Toten angemes- 
senen und das Pietätsgefühl berücksichtigenden 
Umfang zu halten. 


52. Teilt die Bundesregierung die rechtliche Bewer- 
tung, daß eine Multi- Organentnahme nur dann 
gerechtfertigt ist, wenn Verstorbene zu Lebzeiten 
oder Angehörige unmißverständhch in eine derart 
umfassende Explantation eingewilligt haben? 
Wenn ja, welche Sanktionen rechtlicher Art würde 
die Bundesregierung für Multi- Organentnahmen 
ohne entsprechende EinwiUigung für angemessen 
halten? 


Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß eine Einwilli- 
gimg zur Mehrorganentnahme von seiten des Spen- 
ders oder der Angehörigen eine Aufklärung der Ange- 
hörigen voraussetzt, die der individuellen und psycho- 
logischen Situation entsprechen muß. Es kommt vor, 
daß gelegentlich Angehörige über Einzelheiten nicht 
aufgeklärt werden wollen und deshalb bewußt auf eine 
vollständige Aufklärung verzichten. 

Im übrigen wird zum ersten Teil der Frage auf die 
Antwort zu Frage 11/47 Bezug genommen. Die Bundes- 
regierung prüft zur Zeit, ob der Tatbestand des § 168 
StGB, der u. a. die Strafbarkeit der unbefugten Weg- 
nahme von Leichenteilen aus dem Gewahrsam des 
Berechtigten regelt, neu gefaßt werden muß. 


III. Kosten 

Auf seiten der Transplantationsmedizin und einiger 
Krankenkassenträger wird die Transplantation als 
Faktor der Kostenersparnis im Gegensatz zu konven- 
tionellen Behandlungsmethoden hervorgehoben. Ge- 
sundheit als Kostenfrage gewinnt in der öffenthchen 
Debatte immer größeren Raum, obwohl Gesundheit 
zunächst einmal von anderen Faktoren - Lebensum- 
stände, Ernährung, Umweltzerstörung, Arbeitsbedin- 
gungen, Streß, Straßenverkehr etc. - abhängig ist, 
ganz abgesehen davon, daß an Gesundheit ganze In- 
dustriezweige imd Ärztegenerationen auch verdienen. 
Die Gesundheitsreform berücksichtigt die Ursachen 
von Krankheit und ihre möglichen Therapieformen nur 
instrumenteil: Kranke Menschen haben in immer grö- 
ßerem Umfang selbst für die Kosten ihrer Krankheit 
aufzukommen, Prävention und alternative Heümetho- 
den werden nicht unterstützt. 

Demgegenüber erscheint eine höchst kostspielige 
Medizintechnik wie die der Transplantation neuer- 
dings als kostendämpfend, wobei unberücksichtigt 
bleibt, daß transplantierte Menschen nicht gesund ge- 
macht werden, sondern ganz im Gegenteil nach der 
Transplantation teilweise bedenkliche Medikamente 
einnehmen müssen, um die Abstoßung des fremden 
Organs zu verzögern. Manche dieser Patientinnen und 
Patienten werden nach endgültiger Abstoßung des 
transplantierten Organs erneut auf die Warteliste ge- 
nommen. 

Die sozialen Dimensionen der Transplantationsmedi- 
zin lassen sich durch Kosten-Nutzen-Rechnungen 
nicht erfassen. Dennoch stellt der Arbeitskreis Organ- 
spende bei der Berechnung einer Nierenverpflanzung 
folgende Kostenrechnung auf: 


Heimdialyse ca. 60 000 DM i. J. 

Klinikdialyse ca. 100000 DM i.J. 

Nierentransplantation ca, 50 000 DM. 

Seine Schlußfolgerung; „Ausgehend von einer dreijäh- 
rigen Funktion des übertragenen Organs werden somit 
(. . .) insgesamt 250 000 DM an Behandlungskosten ge- 
spart" (S. 2). 

1. Warum wurde ein Zeitraum von drei Jahren zu- 
grunde gelegt? 

2. Welche Kosten berechnen sich für ein bzw. fünf 
Jahr(e), wo nur noch ca. 50 Prozent der Transplan- 
tate funktionieren? 

3. Welche Kalkulation wäre aufzustellen, wenn man 
berücksichtigt, daß die nach einer bestimmten 
Zeit abgestoßene Niere erneut zur Dialysebehand- 
lung bzw. Implantierung einer weiteren Spende- 
niere führt? 


Die Behauptung in der Vorbemerkung zu Abschnitt III, 
die Gesundheitsreform berücksichtige die Ursachen 
von Krankheit und ihre möglichen Therapieformen nur 
instrumentell: Kranke Menschen hätten in immer grö- 
ßerem Umfang selbst für die Kosten ihrer Krankheit 
aufzukommen, Prävention oder alternative Heilmetho- 
den würden nicht unterstützt, trifft so nicht zu. Das 
Gesundheits-Reformgesetz hat gerade der Prävention 
einen hohen Stellenwert eingeräumt und bei der Zahn- 
prophylaxe und den Vorsorgeuntersuchungen um- 
fangreiche Leistungsverbesserungen in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung eingeführt. Behandlungs- 
methoden der besonderen Therapierichtungen sind 
ausdrücklich nicht ausgeschlossen (vgl. § 2 Abs. 1 
Satz 2 SGB V). Neue Heilmethoden können im Rah- 
men der Vorschriften über die Qualitätssicherung in 
der gesetzlichen Krankenversicherung anerkannt wer- 
den. Die Versicherten wurden z.B. auch durch den 
Wegfall der Rezeptblattgebühr für Festbetragsarznei- 
mittel entlastet. 

Die Berechnungen des Arbeitskreises Organspende 
waren seinerzeit von der relativ ungünstigen Voraus- 
setzung einer nur dreijährigen mittleren Funktionszeit 
des transplantierten Organs ausgegangen. Die Einspa- 
rung von Dialysekosten wird höher, wenn das trans- 
plantierte Organ seine Funktion länger aufrechterhält, 
ein Zustand, der inzwischen erreicht worden ist. Die 
Berechnungen würden heute aktuell günstiger für den 
kostensparenden Effekt einer Transplantation ausfal- 
len. Zu berücksichtigen ist, daß nach einer Transplan- 
tation auch nur im ersten Jahr hohe Kosten anfallen, 
die sich dann deutlich reduzieren, wobei hier sehr die 
unterschiedlich benötigten Medikamente den Aus- 
schlag geben. Andererseits fallen selbstverständlich 
erneut Dialysebehandlungskosten an, wenn das trans- 
plantierte Organ abgestoßen ist und der Patient bis zu 
einer weiteren möglichen Transplantation in die Dia- 
lysebehandlung zurückkehren muß. 

Erneut muß in diesem Zusammenhang auf den Wert 
einer auch nur vorübergehenden Nierentransplanta- 
tion auf die Gesundheitssituation hingewiesen wer- 
den; auch ein nur einige Jahre funktionierendes Nie- 
rentransplantat kann viel von den sonst bei langjähri- 
ger Dialyse unvermeidlichen Schäden des Knochen- 
und Gefäßsystems vermindern. 
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4. Das Krebsrisiko von Nierentransplantierten liegt 
nach Schätzungen um ein 20faches höher als 
„normal". Erklärt wird dies durch die Einnahme 
bestimmter Medikamente, die die Abstoßung des 
fremden Organs verzögern sollen (Cyclosporin A 
und Cortikoide). Ebenso müssen Herzimplantierte 
anfangs täghch, später wöchentlich Myokard- 
Biopsien erdulden, bei denen mit einer Punktions- 
nadel Gewebeproben aus dem Herzmuskel ge- 
nommen werden. Viele dieser Transplantierten 
sind ihr Leben lang auf Medikamente angewie- 
sen, die den Organismus „allmähhch vergiften" 
(Zit. nach Spiegel 52/1987). Die Behandlung von 
Nebenwirkungen ist in vielen FäUen unerläßhch. 

Findet dies in der Kostenrechnung des Arbeits- 
kreises Organspende Berücksichtigung? Wenn 
nein, welche weiteren Kosten müssen nach Kennt- 
nis oder Schätzung der Bundesregierung für 
Transplantierte veranschlagt werden? 

5. Wie kostenintensiv ist die khnische Betreuung von 
Transplantierten im Vergleich zur kÜnischen Be- 
treuung z. B. von Dialysepatientinnen und -patien- 
ten? 


In den Kostenberechnungen des Arbeitskreises sind 
diese Kosten nicht enthalten. Sie lassen sich derzeit 
auch noch nicht abschätzen, zumal es hinsichtlich des 
Krebsrisikos von Nierentransplantierten keine ge- 
sicherten Daten gibt. Transplantierte Patienten werden 
nur kurzzeitig in Kliniken behandelt. Die dabei ent- 
stehenden Kosten sind deshalb nur bedingt mit den 
stationären Dialysebehandlungskosten vergleichbar. 

Das Krebsrisiko von Patienten nach Organtransplanta- 
tion ist z.T. wegen der notwendigen Immunsuppres- 
sion, z. T. wohl auch wegen der Grunderkrankung als 
solche erhöht; auch Dialysepatienten haben ein gewis- 
ses höheres Risiko. Die relative Steigerung des Krebs- 
risikos nimmt laufend mit der Verbesserung der 
Immunsuppression, besonders der Reduktion der 
Dosierung ab; die besonders hohen Berechnungen von 
früher haben somit keine Gültigkeit mehr. Zweifellos 
ist aber das erhöhte Krebsrisiko einer der langfristig 
bedeutsamen Gefahrenpunkte; die immunologische 
Forschung ist sehr auf die Vermeidung dieses Risikos 
ausgerichtet. 

Bei diesen sehr unterschiedlichen und sich verändern-, 
den Situationen liegen keine genauen Kostenberech- 
nungen vor. Die Alternative zu allen Folgen nach einer 
Organtransplantation ist der frühzeitigere Tod oder die 
schwere gesundheitliche Störung. 

Die klinische Betreuung von Transplantierten ist billi- 
ger als die von Dialysepatienten und hängt im übrigen 
sehr von dem individuellen Verlauf ab. Bei dem Regel- 
fall der längerfristigen guten Funktion übernehmen 
nach dem ersten Jahr vorwiegend niedergelassene 
Ärzte die Regeluntersuchung; auch Myokardbiopsien 
sind dann höchstens in größeren Abständen erforder- 
lich. 


6. Wodurch rechtfertigen sich die teilweise gravie- 
renden Differenzen in der Abrechnung z. B. von 
Herzen in Kiel 74 000 DM, in Hannover 113 000 
DM; einer Leber in Kiel 106000 DM, in Hannover 
90 000 DM und einer Niere in München 20 000 
DM, in Hannover 32 000 DM? 


Die unters chiedtich hohen sogenannten Sonderent- 
gelte erklären sich aus den unterschiedlichen Struk- 
turen der Transplantationszentren und nicht zuletzt 
daraus, daß sie zum einen in Abhängigkeit von der er- 
reichten Zahl von Organtransplantationen stehen, an- 
dererseits aber auch berücksichtigen, daß jedenfalls 
teilweise Kosten der Organtransplantation durch den 
allgemeinen Pflegesatz abgedeckt sind und in den 
Sonderentgelten folglich nicht berücksichtigt zu wer- 
den brauchten. 

Die BPflV gibt ein Kalkulationsschema vor, nach dem 
die Kosten für die Leistungen aus dem allgemeinen 
Budget herausgerechnet und den speziellen Leistun- 
gen zugeordnet werden. Es ist u. a. von der Organisa- 
tionsstruktur und dem Aufbau des Rechnungswesens 
des jeweiligen Krankenhauses abhängig, wie umfas- 
send diese Kostenzuordnung erfolgt bzw. in welchem 
Umfang Kosten im Budget für die allgemeinen Kran- 
kenhausleistungen verbleiben. Zudem ist für die Höhe 
der Sonderentgelte entscheidend, ob sich der Fix- 
kostenblock sowie die Personalvorhaltung für die 
angebotene Leistungsart auf eine kleine oder große 
Leistungsmenge verteilen. 

In München (Universitätskünikum Großhadern und 
Klinikum der Technischen Universität München) wird 
von den Krankenkassen für eine Nierentransplantation 
neben dem allgemeinen Pflegesatz ein Sonderentgelt 
in Höhe von 20 000 DM, insbesondere zur Finanzie- 
rung der zusätzlichen Personalkosten, entrichtet. Die 
Höhe des für das Transplantationszentrum Hannover 
pro Nierentransplantation gezahlten Entgelts ist nicht 
bekannt, ebensowenig sind es die Gründe für den ge- 
nannten höheren Betrag. Allgemein dürften wohl die 
Relation der Höhe des Sonderentgelts zur Höhe des 
allgemeinen Pflegesatzes sowie die unterschiedlich 
hohe Transplantationsfrequenz in den Zentren die Kri- 
terien dafür sein, daß unterschiedlich hohe Sonderent- 
gelte mit den Krankenkassen vereinbart wurden. 


7. Erhalten die den Eingriff leitenden Ärztinnen/Ärz- 
te Aufwandsentschädigungen für die Explantie- 
rung bzw. Implantierung von Organen? Wenn ja, 
in jeweils welcher Höhe? 

Das Kuratorium für Dialyse und Nierentransplantation 
(KfH) sowie die Deutsche Stiftung Organtransplanta- 
tion haben sich gegenüber den Transplantationszen- 
tren verpflichtet, die Kosten zu tragen, die durch die 
Organentnahme in auswärtigen Krankenhäusern, die 
Gewebetypisierung, den nationalen und internatio- 
nalen Organaustausch und den Organtransport entste- 
hen. Bei den in Rede stehenden Zeitaufwands-Ent- 
schädigungen handelt es sich um Vergütungen, die 
anderenfalls von den Kliniken selbst getragen werden 
müßten, was indes im Hinblick auf den notwendigen 
internationalen Organaustausch, also die regelmäßige 
Abgabe des gewonnenen Organs, so nicht vertretbar 
ist. 


8. Wie unterscheidet sich dieses Abrechnungsver- 
fahren von einem über die Zentrale in Leiden - 
Eurotranspiant - vermittelten Organs? 
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Im Verhältnis zu Eurotransplant erfolgt der jeweiüge 
Ausgleich der Kosten über eine zwischen dem Kura- 
torium für Dialyse und Nierentransplantation (KfH) so- 
wie der Eurotransplant Foundation vereinbarte Ver- 
rechnungseinheit. 

9. Wie hoch sind die von den gesetzlichen und priva- 
ten Krankenkassen abgerechneten Kosten für 
Transplantationen 1988/89 im Vergleich zu 1985 
und 1980? 

Die für den Bereich der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung zur Beantwortung dieser Frage erforderlichen 
statistischen Angaben werden nicht erhoben. 

Der Verband der privaten Krankenversicherung (PKV) 
hat mitgeteilt, daß keine zahlenmäßigen Angaben ge- 
macht werden können. Die entsprechenden Werte 
werden in der Regel bei den Mitgliedsunternehmen 
der PKV nicht ermittelt. Auch ist es mit vertretbarem 
Aufwand nicht möglich, bei den Unternehmen für ab- 
gelaufene Jahre die entsprechenden Zahlen aus den 
Unterlagen über Leistungsfälle herauszusuchen. 

10. Nach der Reichsversicherungsordnung (RVO) sind 
lebende Spenderinnen/Spender „körpereigenen 
Gewebes" in bezug auf Folgeschäden der Explan- 
tation versicherungsrechtiich geschützt. 

Welche medizinischen und gesundheitlichen Risi- 
ken gehen Spenderinnen/Spender bei der Spende 
von 

a) Knochenmark 

b) Niere 
ein? 

Nach Ansicht der Bundesärztekammer ist eine gene- 
relle Risikoabschätzung nicht möglich. Je nach indivi- 
dueller Konstellation muß das Risiko für jeden Fall fest- 
gelegt werden. 

Knochenmark wird derzeit fast ausschließlich von 
nahen Blutsverwandten mit völliger Übereinstimmung 
der Histokompatibilität entnommen. Es handelt sich 
hierbei um Punktionen des Knochenmarks mit Aspira- 
tion von Knochenmark in Narkose. Letztlich stellt das 
Narkoserisiko praktisch das einzige Risiko dar und ist 
extrem gering. Das Knochenmark selbst wird in kurzer 
Zeit nachgebildet; Schäden eines Spenders durch Kno- 
chenmarkentnahme sind nicht bekannt. Es ist anzu- 
nehmen, daß die Knochenmarkentnahme z^ lehmend 
auf nichtverwandte Organspender ausge xint wird, 
um auch solchen Kranken, die einer Knochenmark- 
transplantation bedürfen und keinen entsprechenden 
Verwandten haben, die Chance dieser Behandlung 
zuteil werden zu lassen. Die Entnahme einer Niere 


zum Zweck einer Transplantation bei einem Lebenden 
wird in der Bundesrepubhk Deutschland im Vergleich 
zu manchen anderen Ländern relativ selten und wenn, 
dann grundsätzlich nur von nahen Verwandten durch- 
geführt. Die Gefahr unmittelbarer Operationskompli- 
kationen ist als sehr gering einzuschätzen, wenngleich 
nicht völhg zu vernachlässigen. Bei mehreren Tausen- 
den von Nierenspenden auf der Welt sind einige 
wenige Todesfälle beschrieben worden. Das langfri- 
stige Risiko für den Spender ist heute noch nicht genau 
abzuschätzen; zumindest über 20 bis 25 Jahre ist keine 
oder höchstens eine minimale Erhöhung des Risikos 
von Bluthochdruck oder Eiweiß ausscheidung im Urin, 
also Zeichen einer Schädigung der verbleibenden 
Niere aufgetreten. Möglicherweise wird eine solche 
Entwicklung aber etwa 40 bis 50 Jahre nach einer 
Nierenspende größere Bedeutung haben. Aus diesen 
Gründen sind die Transplantationszentren in der Bun- 
desrepubhk Deutschland zurückhaltend mit der Ak- 
zeptanz einer Nierenspende von Lebenden; trotzdem 
erscheint sie berechtigt, insbesondere bei einer Organ- 
spende von den Eltern auf das Kind. 

11. Welche anderen Organe/Gewebe sind bei der Le- 
bendspende akzeptiert? Welche medizinischen 
und gesundheitlichen Risiken sind damit ver- 
bunden? 

Andere Organe oder Gewebe kommen derzeit für eine 
Lebendspende nicht in Betracht. 

Möghch und vereinzelt angewandt wurde eine Teil- 
organspende von Bauchspeicheldrüse, Leber und 
Dünndarm. Außer bei der Bauchspeicheldrüse, mit 
dem das Zentrum in Minneapolis/Minnesota größere 
Erfahrungen gesammelt hat, handelt es sich bisher um 
Einzelsituationen, so daß die Gesamtgefährdung noch 
nicht ab geschätzt werden kann. In den Zentren der 
Bundesrepublik Deutschland ist gegenüber diesen 
Maßnahmen größte Zurückhaltung erkennbar. 

/V. Eurotransplant 

Gemeinsam mit Österreich und den Benelux- Staaten 
hat sich die Bundesrepublik Deutschland in der Daten- 
bank Eurotransplant in Leiden (Niederlanden) zusam- 
mengeschlossen. Im europäischen Raum finden sich 
außerdem Scandiatransplant in Aarhus/Dänemark, 
Francetransplant in Paris/Frankreich und Intertrans- 
plant in Prag/ÖSSR. Diese Datenbanken vermitteln auf 
Anfrage von Kliniken Transplantate, nachdem zuvor 
die Gewebedaten zwischen Spenderin/Spender und 
Empfängerin/Empfänger überprüft wurden. Diese Da- 
tenbanken arbeiten auf nicht-kommerzieller Basis. 

1. Wie viele Transplantate - spezifiziert - wurden 
von Eurotransplant 1988/89, 1987, 1986 und 1985 
in die Bundesrepublik Deutschland vermittelt? 


Abgabe von Organen bzw. Geweben von der Bundesrepublik Deutschland zu Eurotransplant (-) 
oder Eurotransplant zur Bundesrepublik Deutschland (+): 



Niere 

Cornea 

Pankreas 

Herz 

Leber 

Herz/Lunge 

1985 

- 39 

- 3 

+ 2 

+ 10 

+ 

2 

-/- 

1986 

+ 13 

-1 

4 

-/- 

-h 21 

+ 22 

-/- 

1987 

+ 77 

+ 41 

-f- 1 

+ 38 

4- 

7 

-/- 

1988 

+ 93 

+ 

92 

-/- 

-f- 17 

-h 18 

- 3 

1989 

-1 70 

+ 146 

+ 1 

+ 34 

+ 61 

-/- 
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2. Wie hoch ist der Anteil der bei Eurotransplant 
registrierten Multi- Organentnahmen 1988/89, 
1987, 1986 und 1985? 


Von 1985 bis 1988 sind insgesamt ca. 700 Multiorgan- 
entnahmen erfolgt. 


Über den Anteü der an Eurotransplant gemeldeten 
Mehr Organspender hegen keine direkten Zahlen vor. 
Bei Herzspenden und Leberspenden kann von einer 
gleichzeitigen Nierenspende in der Regel ausgegan- 
gen werden; es kann jedoch bei den Herz- und Leber- 
spendern zu einer Überlappung kommen, so daß keine 
absoluten Zahlen zu nennen sind. 



Herz 

Leber 

(nicht die gemeldeten, sondern die effektiv entnommenen) 

1985 

63 

56 


1986 

140 

84 


1987 

190 

93 

13 Herz und Lunge 

1988 

226 

148 

14 Herz und Lunge 

1989 

264 

205 



Mehr organentnahmen gesamt Eurotransplant: 

1984 16 % 

1985 22 % 

1986 31 % 

1987 36 % 

1988/89 42 bis 43 % 


Verteilung der Mehrorganentnahmen in den ersten 
neun Monaten 1989 im Bereich von Eurotransplant bei 
100 Prozent Nierenspendern: 

Von 100 Prozent Nierenspendern wurden in 57 Prozent 
nur Nieren entnommen, bei den resthchen 43 Prozent 
wurden in 


11 

% 

Herz und Nieren 

17 

% 

Herz, Leber und Nieren 

2 

% 

Herz, Leber, Pankreas und Nieren 

8 

% 

Leber und Nieren 

1 

% 

Herz, Pankreas und Nieren 

4 

% 

Nieren und Gewebe (Cornea, Knochen etc. 


entnommen. 


3. Eurotransplant registriert eine allmähliche Redu- 
zierung gemeldeter Spenden. Der Direktor der 
Datenbank äußerte die Vermutung, daß „viel- 
leicht überfragt" würde, da nicht mehr nur Nieren, 
sondern vermehrt auch Herzen, Lebern und 
Bauchspeicheldrüsen angefragt würden (in: SWF- 
Report „ Ersatzteülager Mensch", November 
1988). Einige Kliniken, z.B. die Universitätsklinik 
in Bonn, beziehen die Transplantate über benach- 
barte Khniken, so daß Spendeorgane dieser Klini- 
ken gar nicht mehr in Leiden gemeldet werden. 

Wie beurteilt die Bundesregierung diesen Trend? 

Bei Datenbanken wie Eurotransplant sind alle für die 
Organverpflanztmg wichtigen Daten der Kranken ge- 
speichert und können jederzeit abgerufen werden. 
Auch Ge websmuster aller für eine Transplantation in 
Frage kommenden Patienten werden dort gesammelt. 
So können ohne Zeitverlust die Gewebsmerkmale des 
Organspenders mit denen aller möglichen Transplan- 
tatempfänger verglichen und damit eine bestmögliche 
Übereinstimmung hergestellt werden. Daher sollte aus 
Sicht der Bundesregierung eine möglichst weit- 


gehende Meldung aller Spendeorgane bei Eurotrans- 
plant in Leiden erfolgen. 

Die Zahl von Organspenden konnte in den vergange- 
nen Jahren laufend erhöht werden und hat deshalb 
auch die kontinuierhche Steigerung der Zahl von 
Organtransplantationen ermöglicht. Die hier gestellte 
Frage beruht offenbar insofern auf einem Mißverständ- 
nis, als es angesichts der großen Zahl von in der Bun- 
desrepubhk Deutschland selbst wartenden potentiel- 
len Empfängern mittlerweile möglich ist, rd. 80 Prozent 
der hier entnommenen Organe in Abstimmung mit der 
Eurotransplant Foundation in der Bundesrepubük 
Deutschland zu transplantieren. 

Eine in den letzten Jahren verständücherweise auftre- 
tende Sorge, ob die Bitte um Mehrorganentnahme zu 
einer Einschränkung der Genehmigung zur Organent- 
nahme überhaupt führen könnte, hat sich jedenfalls im 
Durchschnitt nicht bestätigt; im Gegenteil, die Zahl 
von Organspenden konnte in den vergangenen Jahren 
weiter gesteigert werden; dies bezieht sich auch auf 
die Mehrorganentnahme. 

Alle Spendenorgane werden zentral registriert, gleich- 
gültig, ob sie am Ort selbst, im eigenen Land oder in 
anderen Ländern transplantiert werden. 


4. Der Arbeitskreis Organspende gibt außerdem an, 
daß Organe sogar mit überseeischen Ländern, 
z. B. den USA ausgetauscht würden (vgl. Arbeits- 
kreis Organspende, S. 15), wenn im Eurotrans- 
plant-Bereich keine Vermittlung vorgenommen 
werden kann. 

Wie viele und welche Organe wurden 1988/89 
zwischen Eurotransplant und überseeischen Or- 
ganbanken ausgetauscht? 
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1988 und 1989 sind insgesamt sechs Organe zwischen 
Eurotransplant und überseeischen Transplantations- 
zentren ausgetauscht worden. 

Organvermittlung etwa zwischen USA und Europa 
wurde in Einzelfällen praktiziert, wegen der sehr 
hohen Kosten erscheint sie aber nur in Ausnahmefällen 
berechtigt. Die Kontinente haben jeweils so viele war- 
tende Patienten, daß es selten vorkommt, daß ein 
Organ in diesem Bereich nicht verwendet werden 
kann; umgekehrt können gerade sehr dringende 
Situationen eines Organempfängers ebenfalls in die- 
sen großen Regionen mehr und mehr befriedigend ge- 
löst werden. 


5. Welche anderen als US-amerikanischen Daten- 
banken sind mit „überseeisch" gemeint? 

Es handelt sich dabei auch um einen Austausch mit 
kanadischen Datenbanken. 


6. Sind an diesen Austausch tätigkeiten von europäi- 
schen und außereuropäischen Datenbanken auch 
Privatkliniken beteiligt? Wenn ja, kann die Bun- 
desregierung kommerzielle Interessen bei der 
Vermittlung von Organen an Privatküniken aus- 
schließen? 

Abgesehen davon, daß der überseeische Organaus- 
tausch weiter rückläufig ist, sind daran Privatkliniken 
nicht beteüigt. In der Bundesrepublik Deutschland 
sind keine Organe angeboten worden, für die ein Ent- 
gelt hätte gezahlt werden müssen. 


7. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
USA den Export von Spendenieren nach Europa 
vorübergehend bzw. andauernd unterbunden hat- 
ten, nachdem Fälle kommerzieller Bevorteilung 
durch britische Privatkliniken aufgedeckt wur- 
den? Wenn nein, aus welchen anderen Gründen 
wurde der Nieren-Stopp verhängt? 

Aus dem Bericht des Rates der Internationalen Trans- 
plantationsgesellschaft in The Lancet, Sept. 28, 1985 
S. 7 17 ff. geht hervor, daß in den USA durch Gesetz 
(Public Law 95-507) vom 19. Oktober 1984 ausdrück- 
lich verboten worden ist, Organe entgeltlich zu über- 
tragen oder zu erwerben, nachdem bei 20 000 im 
Lande auf ein Transplantat wartenden Patienten in 
erheblichem Umfang Organe aus kommerziellen 
Gründen ins Ausland abgegeben worden sind. 


8. Die Bonner Transplantationsstation der Universi- 
tätsklinik bezieht Spendeorgane „fast ausschließ- 
lich aus der Neurochirurgischen UnikÜnik und aus 
Koblenzer Krankenhäusern". Auch Bonner Klini- 
ken seien für die Vermittlung von Organen ge- 
wonnen worden (General- Anzeiger 5. Mai 1989). 

Welche anderen Transplantationszentren haben 
weitgehend auf eine direkte Vermittlung zwi- 
schen einzelnen Kliniken abgestellt? 


Nicht nur die Universitätskliniken Bonn, sondern auch 
die übrigen Transplantationszentren in der Bundes- 
republik Deutschland entnehmen sowohl im eigenen 
Haus als auch in den umliegenden Krankenhäusern 
zur Transplantation geeignete Organe. Wo diese 
Organe letztlich transplantiert werden, bestimmt vor 
allem die Kompatibilität der Gewebsmerkmale von 
Spendern und Empfängern und der Organaustausch 
nach den jeweiligen Kriterien der Arbeitsgemeinschaft 
der Transplantationszentren. 

Das Transplantations-Datenzentrum Heidelberg, das 
im Einvernehmen mit der Arbeitsgemeinschaft der 
Transplantationszentren und in Zusammenarbeit mit 
EUROTRANSPLANT betrieben wird, hat u. a. die Auf- 
gabe, die Weiterentwicklung der Austauschkritierien 
zu ermöglichen und sowohl für die Nierentransplanta- 
tion als auch für die Transplantation von Herz und 
Leber Vorbedingungen zu schaffen, die nicht zuletzt 
die Chancengleichheit aller wartenden Empfänger 
gewährleisten. Es arbeitet in enger Abstimmung mit 
der Eurotransplant- Zentrale Leiden. 


9. Wie hoch ist nach Kenntnis oder Schätzung der 
Bundesregierung der Anteü solcherart vermittel- 
ten Organe? 

10. Wie hoch ist der Anteü von Multi-Organ entnah- 
men 1980, 1985 und 1988/89? 

Von den in der Bundesrepublik Deutschland durchge- 
führten Organtransplantationen entfielen in den Jah- 
ren 1988 und 1989 durchschnittlich 40 Prozent auf die 
Verwendung solcher Organe, die das jeweilige Trans- 
plantationszentrum selbst, sei es in der eigenen Klinik, 
sei es in den auswärtigen Krankenhäusern, entnom- 
men hat. Diese Organe wurden EUROTRANSPLANT 
gleichwohl gemeldet. 

Alle diesbezüglichen Daten werden jährlich sowohl 
vom KfH für die Bundesrepublik Deutschland wie von 
ET für den entsprechenden Bereich allen Transplanta- 
tionszentren zur Kenntnis gegeben. 

Über den Anteil von Multi- Organentnahmen wurden 
keine Angaben gemacht. 


11. Nach welchen Abrechnungsmodalitäten wird die 
direkte Vermittlung zwischen Kliniken vergütet? 

Die auswärtigen Krankenhäuser erhalten entspre- 
chend den Vereinbarungen mit den jeweils zuständi- 
gen Krankenhausgesellschaften für die Entnahme und 
Bereitstellung von Transplantaten Aufwendungser- 
satz. Diesen leistet im Aufträge der Krankenkassen das 
Kuratorium für Dialyse und Nierentransplantation 
(KfH) bzw. die Deutsche Stiftung Organtransplanta- 
tion. 


12. Kann die Bundesregierung ausschließen, daß z. B. 
für die Meldung einer Patientin als mögliche Or- 
ganspenderin Prämien oder sonstige besondere 
Aufwendungen verrechnet werden? 
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Nach Ansicht des für die Organisation der Organbe- 
schaffung verantwortlichen Kuratoriums für Dialyse 
und Nierentransplantation ist es ausgeschlossen, daß 
für die Meldung einer Patientin als einer möglichen 
Organspenderin Prämien oder sonstige besondere Ver- 
gütungen gezahlt werden. 


13. Ist sichergestellt, daß die Kliniken, die z. B. eine 
Patientin als mögliche Organspenderin melden, 
dieser Patientin keinen für sie lebensgefährlichen 
Transport in die Transplantationsklinik zumuten? 
Wenn ja, wird der Hirntod ausnahmslos in den ab- 
gebenden Kliniken festgestellt? Wenn nein, wie 
bewertet die Bundesregierung den Transport 
eines schwerverletzten, möglicherweise im Ster- 
ben begriffenen Menschen in ein entfernt liegen- 
des Transplantationszentrum? 

Nach Feststellung der Zeichen des Hirntodes kann 
ausnahmsweise ein Organspender als bereits Verstor- 
bener von einem Krankenhaus in ein Transplantations- 
zentrum verlegt werden, wenn dies im Sinne des ver- 
legenden Krankenhauses und in voller Übereinstim- 
mung mit den Angehörigen des Verstorbenen ge- 
schieht. Dieses Verfahren ist heute außerordentlich 
selten, da in aller Regel ein Organentnahmeteam zu 
dem betreffenden Krankenhaus kommt. 

Eine Verlegung eines Patienten, bei dem der Hirntod 
nicht festgestellt ist, kann zur Durchführung weiterer 
diagnostischer und möglicher therapeutischer Maß- 
nahmen in ein anderes Krankenhaus, etwa eine Uni- 
versitätsklinik, jedoch niemals in ein Transplantations - 
Zentrum erfolgen. 


14. Hat die AG der Transplantationszentren einen Be- 
schluß gefaßt, der die direkte Vermittlung von 
Organen zwischen Kliniken regelt? Wenn nein, 
wird die Bundesregierung darauf hinwirken, daß 
die direkte Vermittlung von Organen keine Miß- 
brauchsmöglichkeiten und keine Kommerzialisie- 
rung zuläßt? 


Einen Beschluß der Arbeitsgemeinschaft der Trans- 
plantationszentren zur direkten Vermittlung von Orga- 
nen zwischen Kliniken gibt es nicht. Vielmehr werden 
die in der Bundesrepublik Deutschland zur Verfügung 
stehenden Spenderorgane nach den Kriterien der Ge- 
webeverträglichkeit und Dringlichkeit vermittelt. Dies 
geschieht mit Hilfe eines computergestützten Informa- 
tionssystems, dessen Einrichtung am Transplantations- 
Datenzentrum in Heidelberg im Jahre 1989 vom Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung gefördert 
wurde. Damit wird im Interesse möglichst langer Funk- 
tionsdauer der transplantierten Organe dafür gesorgt, 
daß jedes verfügbare Organ für denjenigen Empfänger 
im In- oder Ausland zur Verfügung gestellt wird, der 
nach diesen Kriterien der dafür bestgeeignete ist. 

Die Bundesregierung nimmt hinsichtlich der Bekämp- 
fung einer unerwünschten Kommerzialisierung des 
Organhandels auf die Vorbemerkung sowie auf die 
Antworten zu XII. Bezug. 


15. In welche anderen Länder, die keiner Datenbank 
angeschlossen sind, exportieren bundesdeutsche 
Kliniken Organe? 

Der gesamte internationale Organaustausch erfolgt mit 
der Hüfe entsprechender Datenzentren, vor allem mit 
der Hilfe der Eurotransplant Foundation in Leiden. 

Über den Kontakt mit Leiden erfolgen Organvermitt- 
lungen auch mit Ländern bzw. Zentren, die Leiden 
nicht angeschlossen sind, so besonders France Trans- 
plant, United Kingdom Transplant, Swiss Transplant 
u. a.| Gleiches gilt für die sehr seltenen Situationen, in 
denen Organe an Länder vermittelt werden bzw. von 
diesen kommen, die keine Organisationszentrale besit- 
zen, wie in Einzelfällen an Israel und an die Türkei. 


16. Wie viele Organe - spezifiziert - wurden 1988/89 
im Vergleich zu 1985 an welche dieser Länder 
exportiert? 

Von Eurotransplant wurden an Länder außerhalb 
Europas abgegeben 

1985 4 Nieren 

1988 keine Organe 

1989 1 Niere und 3 Lebern. 

Wie viele von diesen zur Verfügung gestellten Orga- 
nen aus der Bundesrepublik Deutschland stammen, 
war nicht feststellbar. 


17. Exemplarisch sei der Fall eines jugendlichen Or- 
ganspenders genannt, dessen Leber (u. a. Organe) 
in der Transplantationsklinik Hannover explan- 
tiert worden war (vgl. ZDF-Reportage vom 

18. April 1989). Mühsame Nachforschungen der 
Angehörigen ergaben, daß das Organ an eine 
britische Klinik geliefert worden ist. Leber ist eines 
der am dringendsten benötigten Organe im Euro- 
transplant- Bereich, Großbritannien ist keiner der 
internationalen Datenbanken angeschlossen. 

Befürwortet die Bundesregierung die Vermittlung 
von Organen zwischen Kliniken der Bundesrepu- 
blik Deutschland und beispielsweise britischen 
' Küniken? Wenn ja, welche Voraussetzungen müs- 

sen für eine derartige Vermittlimg gegeben sein? 
Wenn nein, welche Bedenken macht sie dagegen 
geltend? 

18. Auf welche Weise vollzieht sich der Austausch von 
Organen, bezogen auf den o. g. Fall? 

Der jeweüige Organaustausch wird sowohl in der Bun- 
desrepublik Deutschland als auch bei Eurotransplant 
registriert und dokumentiert. Etwa notwendige Nach- 
forschungen sind somit einfach. 

Großbritannien verfügt ebenfalls über ein der Euro- 
transplant Foundation entsprechendes eigenes Trans- 
plantations-Datenzentrum („U.K.-TransplanÜ). Somit 
ist auch hier die Voraussetzung für einen ordnungsge- 
mäßen Organaustausch, insbesondere nach den Krite- 
rien der Kompatibilität gegeben. Deutsche Transplan- 
tationszentren bekommen gerade von Großbritannien 
häufig Organe, insbesondere Leberorgane,- eher etwas 
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seltener, jedoch in völliger Abstimmung mit den 
Regeln, erhalten englische Transplantationszentren 
Organe aus der Bundesrepublik Deutschland. Gerade 
bei den Organen Herz und Leber kommt es außer- 
ordentlich auf die Möghchkeit einer großräumigen 
Organvermittlung wegen der häufig sehr dringenden 
Situation an. Eurotransplant in Leiden ist auch für 
diese internationale Vermittlung die Zentrale. Es ist 
auch Ziel im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft, 
diese so bedeutsame Kooperation weiter auszubauen. 
Voraussetzung für den Organaustausch ist die Unent- 
geltlichkeit der Organhergabe. 


V. Hirntod 

Voraussetzung für die Organentnahme bei Verstorbe- 
nen ist die Feststellung des Himtods. Der Hirntod ist 
der vollständige und irreversible Zusammenbruch der 
Gesamtfunktion des Gehirns. Auch wenn die Him- 
funktionen erloschen sind, werden Herz- und Kreis- 
lauftätigkeiten unter künsüicher Beatmung aufrecht- 
erhalten, weil die Funktionsfähigkeit des Transplantats 
nur gewährleistet werden kann, wenn es möglichst 
lange durchblutet und dadurch mit Sauerstoff versorgt 
wird. 

1. Der wissenschaftliche Beirat der Bundesärztekam- 
mer hat 1982 Entscheidungshüfen zur Feststellung 
des Hirntodes veröffentlicht. 

Welche der darin festgelegten Hirntodkriterien 
hält die Bundesregierung für medizinisch bedenk- 
lich bzw. korrekturbedürftig? 

Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesärztekammer 
hat seine Richtlinien von 1982 im Jahr 1986 den zwi- 
schenzeitlichen Erfahrungen angepaßt. Die Ergänzun- 
gen des Textes betreffen ausschließlich bestimmte 
Geräteuntersuchungen. Die in den Texten 1982 und 
1986 festgehaltenen Kriterien des Hirntods stimmen 
mit dem Krankheitsgeschehen und demgemäß mit den 
internationalen wissenschaftlich veröffentlichten Er- 
fahrungen überein. Die ergänzten Kriterien sind in 
Heft 43 vom 24. Oktober 1986 des Deutschen Ärzte- 
blattes veröffentlicht. 

Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, den diagno- 
stischen Stellenwert einzelner ärztlicher Untersuchun- 
gen zu bewerten oder Ärzten bestimmte Unter- 
suchungsverfahren vorzuschreiben. Entscheidend sind 
die in der Medizin allgemein anerkannten ^ 'aßstäbe. 


2. Entsprechend dieser von der Bundesärztekammer 
herausgegebenen Kriterien müssen zwei Ärzte/ 
innen, wovon eine/r der beiden über mehrjährige 
Erfahrungen in der Intensivbehandlung von 
Patienten mit schweren Hirnschädigungen verfü- 
gen muß, regelmäßig die für den Ausfall der Hirn- 
funktion maßgeblichen Befunde erheben. Einem 
Transplantationsteam dürften diese Ärzte nicht 
angehören. 

Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß in 
allen Kliniken, in denen Transplantationen durch- 
geführt werden - es handelt sich um weit mehr als 
die 27 in der Arbeitsgemeinschaft der Transpian- 
tationszentren zusammengeschlossenen Kliniken 
- diese Leitlinien der Bundesärztekammer einge- 
halten werden? 


Ein Arzt, der ohne die vorherige Feststellung des Him- 
todes eine Organentnahme durchführt, wird sich nicht 
nur standesrechtlich verantworten müssen, sondern 
wird - je nach Fallgestaltung - auch mit einem Straf- 
verfahren wegen eines möglicherweise mit bedingtem 
Vorsatz begangenen Totschlags oder wegen fahrlässi- 
ger Tötung zu rechnen haben. Die Bundesregierung ist 
der Auffassung, daß die Leitlinien der Bundesärzte- 
kammer schon wegen dieser möglichen Konsequenzen 
beachtet werden. 


3. Sofern der Hirntod als klinische Diagnose in der 
Bevölkerung überhaupt bekannt ist, existiert zu- 
dem Mißtrauen, daß durch die Möglichkeit der 
geräteabhängigen Todesdiagnosen lebenserhal- 
tende Maßnahmen zu kurz kommen. Noch lange 
durchblutete „heiße" Organe versprechen den 
größten Transplantationserfolg. 

Hält die Bundesregierung angesichts dieses Miß- 
trauens und der für die Angehörigen kaum nach- 
vollziehbaren Todesbestimmungen eine gesetz- 
liche Definition des Todes gegebenenfalls auch 
lediglich im Hinblick auf die Ziiässigkeit der Or- 
ganentnahme für sinnvoll? Wenn nein, warum 
nicht? 


Die Bundesregierung sieht z. Z. kein Erfordernis, Krite- 
rien für die Feststellung des Todes gesetzlich festzu- 
legen. Hierfür müssen die jeweils in der Medizin allge- 
mein anerkannten Maßstäbe entscheidend sein. Teil 
der Aufklärung der Bevölkerung über die Probleme 
der Organtransplantation ist auch eine ausreichende 
Information über die Feststellung des Hirntodes. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß - wie in den Entschei- 
dungshilfen zur Feststellung des Hirntodes des Wis- 
senschaftlichen Beirates der Bundesärztekammer aus- 
geführt - die genaue Beachtung unabdingbarer Vor- 
aussetzungen, die wiederholte Feststellung von Koma, 
Apnoe und fehlender Hirnstammreflexie und eine an- 
gemessene Beoachtungszeit oder geeignete Zusatzun- 
tersuchungen den beiden Ärzten, die den Hirntod 
dokumentieren, eine jeden vernünftigen Zweifel aus- 
schließende Sicherheit in der Diagnose des Hirntodes 
geben. 

Die Möglichkeit einer Organübertragung nach dem 
Tod beeinträchtigt nicht die Bemühungen um das 
Leben des Spenders. Seine bestmögliche Behandlung 
ist vielmehr auch eine Voraussetzung für die Funktion 
seiner Organe und eine mögliche Entnahme. 


4. Noch vor 30 Jahren war der Herz- und Kreislauf- 
stillstand der unstreitige Todeszeitpunkt und auch 
noch heute wird bei vielen Menschen diese Vor- 
stellung mit dem Eintritt des Todes verbunden. 
Seitdem aber intensivmedizinische Apparaturen 
die Herz- und Atemtätigkeit fortsetzen können, 
während die Groß- und Stammhirnfunktionen 
weitgehend erloschen sind, d. h. der Patient/die 
Patientin im Koma liegt, wird die Todeszeitbestim- 
mung vorverlagert. Zeigt die fiimstrommessung 
keine Himaktivität mehr (Nullinien EEG), wird 
der Himtod diagnostiziert. Die Umdefinition des 
Todes ist von amerikanischen Ärzten vorgenom- 
men und von der deutschen Ärzteschaft übernom- 
men worden. Eine gesetzliche Definition des Be- 
griffs Himtod gibt es nicht. 
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Hält die Bundesregierung es für angemessen, die 
Definitionsmacht darüber, ob ein Patient medi- 
zinisch als Patient oder als Organspender behan- 
delt wird, allein den Ärztinnen und Ärzten zu 
überlassen? 

Der vollständige und bleibende Ausfall der gesamten 
Hirntätigkeit als Zeichen des Todes konnte erst beob- 
achtet werden, nachdem die Möglichkeiten der künst- 
lichen Beatmung und der übrigen Intensivbehandlung 
geschaffen war. Es hat sich gezeigt, daß die bis dahin 
bekannten Todeszeichen, der Ausfall der Herz- und 
der Atemtätigkeit, erst über den vollständigen und 
bleibenden Ausfall der gesamten Hirntätigkeit zum 
Tod des Menschen werden. Jeder mit einem übertra- 
genen Herzen lebende Mensch beweist, daß nicht der 
Ausfall der eigenen Herztätigkeit den Tod bedeuten 
muß. 

Es erscheint nach wie vor sinnvoll und angemessen, 
die Definition und die Kriterien zur Feststellung des 
Hirntodes Medizinern als Fachleute zu überlassen. 


5. Bei diagnostiziertem Hirntod wird die Herzfunk- 
tion aufrechterhalten, d. h. der Herztod eines hirn- 
toten Menschen tritt erst dann ein, wenn die Ge- 
räte abgeschaltet werden, die die künstliche Beat- 
mung übernommen haben. Das Erlöschen der 
Hirnfunktiön gegenüber dem des Organismus 
kann Stunden und Tage auseinanderklaffen. 

Welches Todesdatum wird auf dem Totenschein 
eines verstorbenen Organspenders vermerkt, der, 
Zeitpunkt des Hirntods oder der des Herztods? 

Der irreversible Ausfall der Gehirnfunktion bedingt 
den Tod des Menschen. Dies kann sich infolge einer 
primären Gehirnschädigung ereignen. Durch diese 
Schädigung kommt es zum irreversiblen Funktions Ver- 
lust des Gehirnes. Bei fehlender intensivmedizinischer 
Therapie (Beatmung) würde innerhalb von Minuten- 
frist, bedingt durch den Sauerstoffmangel, der Herz- 
stillstand eintreten. Der irreversible Funktionsverlust 
des Gehirns ist Ursache für den Tod des Patienten, 
Atem- und Herzstillstand seine Folgen. Durch die Beat- 
mung kann der Körper des Menschen weiter mit Sau- 
erstoff versorgt werden, der Herzschlag wird erhalten. 
Dennoch bedeutet der irreversible Verlust der Hirn- 
funktion den Tod des Patienten. 

Ein anderer Fall wäre der Herz- oder Atemstillstand 
eines Patienten, der die Mindervfersorgung des Ge- 
hirns mit Sauerstoff zur Folge hat. Bei rechtzeitig ein- 
setzender suffizienter Wiederbelebung ist der Patient 
zu retten. Setzt die Wiederbelebung zu spät ein, so ist 
es zum irreversiblen Funktionsverlust des Gehirns 
gekommen, im allgemeinen beträgt die Frist für eine 
Wiederbelebung drei bis fünf Minuten, in Sonderfällen 
(Ertrinken im kalten Wasser) entsprechend länger. In 
einem solchen Fall ist es möglich, daß das Herz wieder 
zu schlagen beginnt, der Patient durch die Beatmung 
künstlich Sauerstoff zugeführt bekommt, die Organe 
des Körpers ihre Funktion wieder aufnehmen, das 
Gehirn jedoch irreversibel seine Funktion verloren hat, 
was dann ebenfalls den Tod des Patienten bedingt. In 
beiden Fällen ist der irreversible Funktionsverlust des 
Gehirnes die Todesursache. Wird die Diagnose „irre- 


versibler Ausfall der Gehirntätigkeit" erstellt, dies 
geschieht nach dem genau festgelegten Protokoll der 
Bundesärztekammer, so gilt die Uhrzeit der Diagnose 
„Hirntod" als Todeszeitpunkt. Diese Uhrzeit ist auf 
dem Totenschein einzutragen. Die Uhrzeit der Feststel- 
lung des irreversiblen Ausfalls der Gehirnfunktion ist 
somit die Uhrzeit des Todes des Patienten, das Todes- 
datum. 

Die Feststellung der Diagnose „irreversibler Funk- 
tionsverlust des Gehirnes" ist die Todesfeststellung. 
Dieser Zeitpunkt wird als Todeszeitpunkt dokumen- 
tiert, sämtliche rechtlichen Folgen sind von diesem 
Datum abhängig. Der Zeitpunkt des Ausfalls der Herz- 
tätigkeit ist rechtlich dann unerheblich. 

Soweit die rechtlichen Auswirkungen des Todesfalles 
von seinem Zeitpunkt abhängen, gilt die ärztlich fest- 
gestellte Uhrzeit. 


6. Wenn die Bundesregierung den Hirntod als legiti- 
mes Todesdatum akzeptiert, hält sie es nicht für 
konsequent, sämtliche rechtliche Folgen des Ster- 
bens, wie z. B. Vererbung, Versicherungs- und 
Versorgungsansprüche bei Hirntodfeststellung in 
Kraft treten zu lassen? Wenn nein, warum hält die 
Bundesregierung in dieser Hinsicht am Eintreten 
des Herztodes fest? 

Soweit die rechtlichen Auswirkungen eines Todesfalls 
von seinem Zeitpunkt abhängen, gilt die ärztlich fest- 
gestellte Uhrzeit. - 


7. Nicht in allen Ländern ist der Hirntod akzeptiert. 
Umstritten ist er z, B. in Dänemark, Indien und 
Japan. 

Warum wird in diesen Ländern von der Diagnose 
des Hirntodes Abstand genommen? 

Der irreversible Funktionsausfall der Hirntätigkeit als 
Kriterium des Todes eines Menschen ist in allen Län- 
dern von der wissenschaftlichen Medizin anerkannt. 
Nur noch in Indien und Japan wird diese medizinisch- 
naturwissenschaftliche Erkenntnis von der Bevölke- 
rung nicht akzeptiert, entsprechend können die dorti- 
gen Ärzte die von ihnen anerkannten Kriterien nicht 
anwenden. 

ln Japan ist eine ISköpfige Hirntodkommission einge- 
richtet worden, die Forschungen über dieses Problem 
anstellt und in zwei Jahren dem Premierminister einen 
Bericht verlegen soll. Eine kleine Gruppe von Wissen- 
schaftlern der Kommission wird Anfang Oktober auch 
die Bundesrepublik Deutschland besuchen und mit der 
Bundesärztekammer und den zuständigen Bundes- 
ministerien Gespräche führen. 


8. Für eine Explantation notwendig sind Gewebeun- 
tersuchungen. 

Werden diese bereits vor Hirntoddiagnose oder 
erst hinterher durchgeführt? 

Die Untersuchungen, die über die Möglichkeit einer 
Explantation bestimmter Organe entscheiden, werden 
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erst nach der Feststellung des Hirntodes durchgeführt. 
Laboruntersuchungen des Blutes, die im Rahmen der 
Intensivbehandlung erforderlich sind, erfolgen laufend 
vorher. 


9. Die definitive Hirntoddiagnose soll erst nach einer 
gewissen Beobachtungszeit erfolgen. In der Praxis 
werden unterschiedliche Beobachtungszeiten für 
erforderlich gehalten. 

Um welche Zeitspanne handelt es sich, und war- 
um werden sie für notwendig erachtet? 

Vor der Feststellung des Hirntodes sind je nach der 
Vorgeschichte unterschiedlich umfangreiche und des- 
halb unterschiedlich lang dauernde Untersuchungen 
erforderlich, die zunächst ausschließlich die bestmög- 
liche Behandlung des Kranken ermöglichen sollen. Die 
für die eigentliche Untersuchung des Hirntods erfor- 
derliche Zeit hängt von den Umständen ab, etwa von 
der Notwendigkeit, den Abbau bestimmter Medika- 
mente abzuwarten. Wenn die in den Richtlinien der 
Bundesärztekammer für die Diagnose geforderten Vor- 
aussetzungen erfüllt und damit auch die Ursachen 
einer nur vorübergehend nicht feststellbaren Hirntätig- 
keit ausgeschlossen sind, hängt die weitere Zeit davon 
ab, welches der in den Richtlinien der Bundesärzte- 
kammer vorgesehenen Untersuchungsverfahren ange- 
wendet wird. 

Die in den Richtlinien der Bundesärztekammer ange- 
gebenen Zeiten gelten für die ausschließlich klinische 
Verlaufsbeobachtung, deren Mindestzeit nach dem 
Lebensalter und nach der tödlichen Grunderkrankung 
des Hirntods nach dem derzeitigen Stand des Wissens 
zwischen 12 und 72 Stunden festgelegt ist. Im Fall von 
apparativen Untersuchungen, die die zunächst aus- 
schließlich klinische Hirntodfeststellung bestätigen, 
verkürzt sich die gesamte Untersuchungszeit. 


10. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Be- 
obachtungszeit für eine Hirntoddiagnose von vor- 
mals mehreren Stunden auf mittlerweile 30 Minu- 
en reduziert wurde? Wenn ja, welche Probleme 
sind mit einer sich ständig verkürzenden Beob- 
achtungszeit verbunden? Wenn nein, über welche 
anderen Informationen verfügt die Bundesregie- 
rung? 

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort auf die 
Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Lippelt (Hanno- 
ver) und der Fraktion DIE GRÜNEN - Drucksache 11/ 
3606 - Hirntodbestimmung und Organtransplantation 
bei Unfallopfern vom 19. Dezember 1988 ausgeführt 
hat, gibt es keine einheitlichen Beobachtungszeiten für 
die Feststellung des Hirntodes ; auch nach den vom 
Wissenschaftlichen Beirat der Bundesärztekammer 
herausgegebenen Entscheidungshilfen zur Feststel- 
lung des Hirntodes werden - je nach Fallsituation - 
unterschiedliche Beobachtungszeiten für erforderlich 
gehalten. Beispielsweise soll bei Säuglingen und 
Kindern bis zum zweiten Lebensjahr in allen Fällen 
primärer Hirnschädigungen die Beobachtungszeit 
24 Stunden betragen. 


11. Bei Säuglingen und Kleinkindern bis zum zweiten 
Lebensjahr sind Hirnstrommessungen nahezu un- 
möglich. Trotzdem wird auch diese Gruppe der 
Kinder explantiert. 

Welche Diagnose und welcher Beobachtungszeit- 
raum liegt ihrer Explantation zugrunde, und kann 
die Bundesregierung einen gesicherten Todesein- 
tritt für diese Kinder angeben? 

Die Richtlinien des Wissenschaftlichen Beirats der 
Bundesärztekammer sehen für Früh- und Neugebo- 
rene bis zur vierten Lebenswoche sowie für Kinder bis 
zum zweiten Lebensjahr jeweils eigene Untersuchun- 
gen vor (siehe Antwort auf Frage 9). Nach Auskunft 
der Ärzte ist eine Hirnstromableitung auch bei Kindern 
in diesem Lebensalter möglich, außer bei bestimmten 
Hirnfehlbildungen. 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, daß nach den o. g. 
Entscheidungshilfen bei Frühgeborenen und Neuge- 
borenen bis zur vollendeten vierten Lebenswoche 
(= Gestationsalter von 44 Wochen) der Hirntod bei 
Ausfall der Hirnfunktion und Null-Linien-EEG mit 
Sicherheit nach drei Tagen festgestellt wird. 


12. Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, in wie 
vielen Fällen von 100 oder absoluten Todesfällen 
der Hirntod in der Bundesrepublik Deutschland 
eintreten bzw. diagnostiziert wurde, bezogen auf 
das Jahr 1989? 


H. Angstwurm und K. Ketzler haben eine Unter- 
suchung veröffentlicht: „Möglichkeiten und Grenzen 
der Organtransplantation, Ergebnisse einer Untersu- 
chung über die mögliche Zahl postmortaler Organ- 
spenden'', Edition Deutsche Stiftung Organtransplan- 
tation, ISBN 3-9801520-4-9. 

In dieser Veröffentlichung wird eine Untersuchung 
über die mögliche Zahl postmortaler Organspenden an 
Hand der Auswertung der amtlichen Totenscheine des 
Bundeslandes Bayern vorgelegt. Zitat: „Der Kalkula- 
tion der möglichen Zahl postmortaler Organspender 
darf man die Zahlen tödlicher Schädel-Hirntraumen, 
spontaner intrakranieller Blutungen, Hirntumoren und 
Hirninfarkte zugrunde legen. 1986 wurden in Bayern 
941 solche denkbaren Leichenorganspender ermittelt, 
für die Bundesrepublik Deutschland 4 771 analog 
errechnet. Todesfälle infolge der hier als „anderer" 
zusammengefaßten Hirnerkrankungen und zumindest 
bisher auch tödlicher Hirnmißbildungen und perinata- 
1er Hirnschäden gestatten so selten eine Explantation, 
daß man sie für allgemeine Fragen derzeit außer acht 
lassen sollte. 

Wie viele der denkbaren postmortalen Organspender 
wären bei realistischer Betrachtung wirkliche, nach- 
dem in einem bayerischen Regierungsbezirk 24 Pro- 
zent erreicht worden sind? Für die Bundesrepublik 
Deutschland bedeutet dieser Prozentsatz bei 4 771 
denkbaren 1 145 wirkliche postmortale Spender." 

In verschiedenen Regionen Bayerns kam es jedoch in 
verschiedenen häufigen Prozentzahlen zu einer post- 
mortalen Organspende. Versucht man die Prozentzahl 
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ZU mitteln, so können 33 Prozent angenommen wer- 
den. 

„Verallgemeinert man die 33 Prozent und die Zahlen 
des Jahres 1986, ergeben sich für Bayern 311, für die 
Bundesrepublik Deutschland 1 574 postmortale Organ- 
spender pro eine Million Einwohner, in Bayern 28, in 
der Bundesrepublik Deutschland 26. '' 


13. In wie vielen dieser Fälle folgte der Hirntoddia- 
gnose eine Explantation? 

Diese Frage ist so, wie sie gestellt ist, kaum zu beant- 
worten. In einer großen Zahl von Fällen des irreversi- 
blen Funktionsverlustes des Gehirnes sind die anderen 
Schädigungen des Körpers so schwer, daß keine Zeit 
zur Feststellung der Hirntoddiagnose verbleibt und es 
vorher zum Stillstand von Herz und Lungen kommt. 
Vernachlässigt man diese Tatsache und geht davon 
aus, daß in allen Fällen tödlicher Schädel-Hirntrau- 
men, spontaner intrakranieller Blutungen, Hirntumo- 
ren und Hirninfarkte eine Hirntoddiagnostik durchge- 
führt würde, so ergibt sich die Antwort der Frage aus 
der Antwort V/12. 


14. Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, wie 
yiele der bundesdeutschen Bürger/innen den 
Hirntod als Kriterium für den Tod bzw. für eine 
Organentnahme akzeptieren? 

Wenn man von der Häufigkeit ausgeht, mit der Ange- 
hörige eines Verstorbenen eine Explantation gestatten, 
und dazunimmt, daß die Ablehnung nach Mitteilung 
der Ärzte nicht mit der Ungewißheit der Todesfeststel- 
lung, sondern mit anderen Argumenten begründet 
wird, so ergibt sich eine breite Zustimmung zum Hirn- 
tod als dem Tod des Menschen. Auch wird von den 
Ärzten und Theologen berichtet, daß bei Gesprächen, 
Vorträgen und Symposien Laien die Gleichsetzung von 
Hirntod mit Tod des individuellen Menschen und 
ebenso als Kriterium für eine Organentnahme voll 
akzeptieren. 


15. In Dänemark z. B. werden keine Herz- und 
Lebertransplantationen vorgenommen, weil der 
Ethische Rat den Hirntod nicht anerkennt. „Erst 
nach Einstellung der Herz-, Atmungs- und Hirn- 
tätigkeit soll der Patient für tot erklärt werden 
dürfen. Der Tod sei ein Prozeß, der erst dann als 
abgeschlossen gelten könne, wenn alle drei ge- 
nannten Kriterien eingetreten seien" (Süddeut- 
sche Zeitung vom 12. Januar 1989). Das dänische 
Parlament berät derzeit einen Gesetzentwurf, mit 
dem der Hirntod als Kriterium zur Feststellung des 
Todes eingeführt werden könnte. 

Kann die Bundesregierung den Stand der Dis- 
kussion wiedergeben? 

In Dänemark ist seit dem 1. Juli 1990 ein Transplanta- 
tionsgesetz in Kraft, nach dem für die Todesfeststel- 
lung entweder der irreversible Verlust der Atmungs- 
und Herztätigkeit oder der irreversible Verlust jegli- 
cher Hirnfunktionen maßgeblich ist. 


16. Neben einem Elektronenzephalogramm wird als 
zusätzliches Mittel zur Hirntoddiagnose die An- 
giographie angewandt. Dabei wird ein Kontrast- 
mittel in den Blutkreislauf des Patienten einge- 
spritzt. Röntgenaufnahmen des Kopfes zeigen, ob 
das Hirn noch mit Blut versorgt wird. Die Angio- 
graphie ist als Todesdiagnosemethode nicht un- 
umstritten, da die Untersuchung ihrerseits den 
Tod möglicherweise erst auslöst (Die Zeit vom 
2. November 1984). 

Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über 
die Wirkung und Folge der Angiographie? 

Nach Auskunft des KfH wird die (wenn überhaupt, so 
nur noch selten durchgeführte) Gefäßdarstellung im 
Zusammenhang des Hirntods erst nach der klinischen 
Feststellung der bereits fehlenden Hirntätigkeit einge- 
setzt (Dokumentative Angiographie), weshalb sie 
keine zusätzliche Hirnschädigung mehr bedingen 
kann. 


17. Welche Reaktionen würde eine Angiographie bei 
wiedererwachten Patienten auslösen? 


Keine anderen als bei jedem sonstigen Patienten, der 
aus diagnostischen Gründen einer Kontrastmitteldar- 
stellung seiner Gefäße unterzogen wird. 


18. In dem vor dem LG Bonn verhandelten Fall (JZ 
1971, 56ff.) einer Lebertransplantation ist der Tod 
des Spenders durch Angiographie ermittelt wor- 
den. 

Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über 
die Häufigkeit der Angiographie? 

Wie häufig welche apparative Untersuchung im Zu- 
sammenhang mit der Feststellung des Hirntods einge- 
setzt wird, wird nicht zentral registriert. Angaben lie- 
gen der Bundesregierung nicht vor. 


19. Ein elf Jahre altes Mädchen, das nach einem Ver- 
kehrsunfall für hirntot erklärt und nach Einholung 
einer Einverständniserklärung der Familie zur Ex- 
plantation nach 20 Stunden an ein Gerät ange- 
schlossen worden war, das seine Körperfunktion 
aufrechterhalten sollte, gab kurz vor der Explanta- 
tion seiner Organe Lebenszeichen von sich. Die 
Organentnahme mußte abgebrochen werden (vgl. 
Frankfurter Rundschau vom 19. August 1988). 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Hirntoddiagnose generell die Gefahr des Auftre- 
tens derartiger Situationen in sich birgt? 

Das angeführte Ereignis ist der Bundesregierung nicht 
bekannt. Allgemein ist festzuhalten, daß die den Richt- 
linien des Wissenschaftlichen Beirats der Bundesärzte- 
kammer gemäße Hirntodfeststellung nach Auskunft 
aller Sachkenner zu den sichersten ärztlichen Diagno- 
sen überhaupt gehört. 


20. Werden hirntote Patienten/Patientinnen, die ex- 
plantiert werden, für diesen Eingriff narkotisiert? 
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Nach der Feststellung des Hirntodes ist keine „Nar- 
kose" erforderlich, da keinerlei Funktionstätigkeit des 
Gehirns mehr besteht, also auch keinerlei Schmerz- 
reaktionen mehr möglich sind. Es können jedoch über 
den Hirntod hinaus reflektorische Muskelbewegungen 
durch Eigenmuskelreflexe oder solche über das Rük- 
kenmark erfolgen. Sie lassen sich ggf. durch entspre- 
chende Medikamente ausschalten. 

Ein solches Vorgehen stellt keine Narkose im üblichen 
Sinne dar. 


21. Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über 
die Verabreichung z. B. blutdrucksenkender und 
schmerzstillender Mittel bei der Explantation von 
Hirntoten? 


Nach Auskunft des KfH und der Arbeitsgemeinschaft 
Organtransplantation ist im Zusammenhang mit dem 
Hirntod eine Kreislauf-Unterstützung erforderlich, 
keine Blutdrucksenkung. 


22. Wie lautet die medizinische Interpretation der 
Bundesregierung für die Beobachtung britischer 
Ärzte, daß bei Hirntoten während der Explanta- 
tion ein Anstieg des Blutdrucks zu verzeichnen sei 
(vgl. ZDF-Reportage „Ersatztteillager Mensch" 
vom 18. April 1989)? 

Die nach dem Hirntod im Zusammenhang mit Reizen 
mögliche Blutdrucksteigerung erfolgt über das Rük- 
kenmark. Entsprechende Leistungen des Rücken- 
marks sind in der medizinisch-wissenschaftlichen Lite- 
ratur seit Jahrzehnten bekannt durch Beobachtungen 
an Tieren mit abgetrenntem Gehirn. 


23. Kann die Bundesregierung mit Sicherheit aus- 
schließen, daß Hirntote z. B. noch Schmerzempfin- 
den besitzen, was von den zitierten britischen 
Neurologen behauptet wird? Wenn nein, weiche 
Konsequenzen müssen daraus für die Transplan- 
tationspraxis gezogen werden? Wenn ja, auf wel- 
che Forschungsgrundlagen stützt die Bundes- 
regierung ihre Annahme? 

Mit dem vollständigen und bleibenden Ausfall des ge- 
samten Gehirns ist eine Schmerzempfindung ausge- 
schlossen. Evtl, vorhandene Reflexe und reflektorische 
Bewegungen sind keine Zeichen von Bewußtsein oder 
Empfinden. 


24. In hohem Maße problematisch erscheinen die in 
der Studie des WissenschaftlichenDienstes zitier- 
ten „Ausnahmefälle", nach denen einige Autoren 
eine Organentnahrne, auch eines lebenswichtigen 
Organs, bereits vor Eintritt des Hirntodes befür- 
worten würden. Als Beispiel wird genannt „eine 
selbst an einer unheilbaren Krankheit leidende 
Mutter", die „ihr noch intaktes Herz für ihren 
Sohn opfern (will)" sowie ein „potentieller Spen- 
der, (der) im Sterben liegt und bereits bewußtlos 
oder klinisch tot (ist)" (S. 47). 

Findet diese Ansicht die Zustimmung der Bundes- 
regierung? Wenn ja, unter welchen Umständen 


hält sie einen Eingriff vor Hirntod-Diagnose für 
gerechtfertigt? Wenn nein, mit welcher Begrün- 
dung hält sie einen solchen Eingriff für ungerecht- 
fertigt? 

Die Ansicht einiger Autoren, die eine Organentnahme, 
auch eines lebenswichtigen Organs, bereits vor Eintritt 
des Hirntodes befürworten, findet nicht die Zustim- 
mung der Bundesregierung. Zur Begründung verweist 
die Bundesregierung auf die Antwort zu V/2. 


VI. Einwilligung zur Organspende 

Die Bundesrepublik Deutschland verfügt nicht über 
ein Transplantationsgesetz. Die noch ausstehende Ent- 
scheidung darüber, ob die zu Lebzeiten erklärte Ein- 
willigung oder der zu Lebzeiten erklärte Widerspruch 
eine Entnahme von Organen im Falle des (Hirn-)Todes 
rechtfertigt bzw. ausschließt, führte schließlich zu der 
gängigen Praxis, die Zustimmung über einen Organ- 
spendeausweis zu erklären, selbst wenn diese rechts- 
wirksam nur von den Angehörigen erteilt werden 
kann. Nicht allein das: Im Konfliktfall können die An- 
gehörigen die Organentnahme selbst dann verwei- 
gern, wenn ein Organspendeausweis ihres Familien- 
mitglieds vorliegt. 

Dessenungeachtet wirbt die Transplantationsmedizin, 
unterstützt durch das Bundesministerium für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit (BMJFFG), für die Zu- 
stimmung durch den Organspendeausweis. Es ist be- 
merkenswert, daß in allen verfügbaren Informationen 
und Erläuterungen zur Organspende die rechtlich be- 
sonders sensible Frage der Einwilligung nicht korrekt 
wiedergegeben ist. So vertritt der Arbeitskreis Organ- 
spende in seiner Broschüre die Auffassung: „Liegt kein 
Organspendeausweis vor, so werden die nächsten An- 
gehörigen um ihre Zustimmung ... gebeten" (S. 21). 
An anderer Stelle heißt es: „Die Organentnahme. . . ist 
zulässig, wenn der Betroffene seine Spendebereit- 
schaft erklärt hat (Spendeausweis) oder die nächsten 
Angehörigen im Falle seines Todes der Entscheidung 
zustimmen" (S. 23f.). Diese „Oder"-Regelung wird 
auch in der vom BMJFFG in Zusammenarbeit mit dem 
Kuratorium für Dialyse erstellten Broschüre „Organ- 
spende bewahrt Leben" vertreten; Eine Einwilligung 
zur Organspende gibt „entweder der Spender. , , oder 
die Angehörigen" (S. 6). 

Der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundes- 
tages kommt zu gleichlautenden Schlußfoi gerungen; 
„Die Rechtslage ist eindeutig, wenn der Verstorbene 
selbst zu Lebzeiten einer Organentnahrne zugestimmt 
und diesen Willen z.B. in einem Organspendeausweis 
ausdrücklich dokumentiert hat." Liege diese Einver- 
ständniserklärung nicht vor, „so sind die Angehörigen 
kraft ihres Totensorgerechts dazu befugt, die Trans- 
plantatentnahme zu gestatten" (S. 25). 

Demgegenüber vertreten wir die Auffassung, daß eine 
korrekte Interpretation der geltenden Rechtslage wie 
folgt lautet: Ein Transplantationsgesetz existiert nicht. 
Ein Organspendeausweis besitzt keine Rechtsgültig- 
keit und ersetzt nicht die Einwilligung der Angehö- 
rigen. 

Möglicherweise kann die vorliegende informati,onelle 
Konfusion darauf zurückgeführt werden, daß im Trans- 
plantationskodex selbst davon gesprochen wird, eine 
Entnahme von Organen dürfe „grundsätzlich nur bei 
Einwilligung des Verstorbenen oder seiner Angehöri- 
gen" vorgenommen werden. Die Arbeitsgemeinschaft 
der Transplantationszentren geht in ihrer Auffassung 
sogar so weit, die für die Entscheidung der Transplan- 
tatentnahme maßgeblichen Angehörigen erst an die 
dritte Position zu setzen, indem sie ausführt: „Liegt 
eine solche Erklärung nicht vor und ist dem Arzt auch 
kein entgegenstehender Wille des Verstorbenen be- 
kannt, so können (sic!) die jeweils nächsten Angehöri- 
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gen zustimmen. " Dem folgt die Bundesregierung inso- 
weit, als sie in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 
„Organentnahme" (Drucksache 10/6542) ausführt, daß 
eine Einwilligimg der Angehörigen einzuholen sei, 
„falls kein Spendeausweis vorhegt". Diese Situation ist 
für Personen, die einen Organspendeausweis mit sich 
führen, und für die Gruppe der Angehörigen insgesamt 
im erträglich. 

1. Stimmt die Bundesregierung uns darin zu, daß 
nach geltendem Recht die Angehörigen selbst 
dann um ihre EinwiUigung zur Organentnahme 
befragt werden müssen, wenn ein Organspende- 
ausweis der Betroffenen/des Betroffenen vorhegt? 
Wenn ja, wie erklärt es sich die Bundesregierung, 
daß die mit Organspenden befaßten Institutionen 
irreführende und - in bezug auf den Organspen- 
deausweis - falsche Informationen zur Einwilh- 
gungserklärung verbreiten? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
nach geltendem Recht eine Rechtspflicht besteht, auch 
dann eine Einwilligung des Angehörigen einzuholen, 
wenn ein Organspendeausweis des Verstorbenen vor- 
liegt. Der Organspendeausweis dokumentiert die Zu- 
stimmung des Verstorbenen zu einer Organentnahme. 
Die zu Lebzeiten vom Verstorbenen im Rahmen seines 
verfassungsrechthch garantierten allgemeinen Persön- 
lichkeitsrechts erklärte Entscheidung für eine Organ- 
spende bleibt auch nach seinem Ableben verbindlich. 
Im Rahmen ihres Totensorgerechts haben die Angehö- 
rigen den Willen des Verstorbenen zu respektieren 
und ihm Rechnung zu tragen. Soweit eine Organent- 
nahme eigene Belange der Angehörigen berühren 
kann, müssen diese hinter der sittlich achtenswerten 
altruistischen Entscheidung des Verstorbenen für eine 
Organspende zurücktreten. 


2. Wurde diese Information durch das BMJFFG und 
das Bundesministerium der Justiz (BMJ) korri- 
giert? Wenn nein, warum nicht? 

In der Broschüre „Antworten auf Fragen" des Arbeits- 
kreises Organspende lautet die einschlägige Darstel- 
lung: „Die Ärzte führen die Organentnahme nur durch, 
wenn die Einwilhgung des Verstorbenen bzw. eines 
nahestehenden Angehörigen erteilt ist. " 

Für eine Korrektur besteht kein Anlaß. Auf die vorher- 
gehende Antwort wird verwiesen. 

3. Von namhaften Vertretern der Transplantations- 
medizin wurde die Diskussion um „Einwilhgung" 
und „Widerspruch" um eine weitere Alternative 
ergänzt, der sogenannten „erweiterten Einwilli- 
gung". Nach dieser VorsteUung sollen Angehöri- 
ge befragt werden können, wenn die Patientin/der 
Patient seine/ihre EinwiUigung zu Lebzeiten nicht 
gegeben hat - eine Sowohl-als-auch-Lösung also. 

Stimmt die Bundesregierung uns darin zu, daß die 
oben zitierten Erläuterungen zur Einwilligung 
faktisch der Regelung einer „erweiterten EinwiUi- 
gung" entsprechen, die einer rechtUchen Veran- 
kerung entbehren? Wenn ja, welche Maßnahmen 
beabsichtigt die Bundesregierung zu ergreifen, 
wenn anzunehmen ist, daß die Transplantations- 
medizin in der Praxis nach einer Regelung ver- 
fährt, die eine gesetzliche Lösung praktisch er- 
setzt? 


Der Verstorbene kann zu seinen Lebzeiten gemäß dem 
ihm garantierten allgemeinen Persönlichkeitsrecht 
entscheiden, ob nach seinem Ableben eine Organent- 
nahme zulässig ist. Trifft er zu Lebzeiten keine Ent- 
scheidung, so haben nach seinem Ableben seine näch- 
sten Angehörigen über die Zustimmung zu einer 
Organentnahme zu entscheiden. 


4. Erfahren Angehörige von einer Organentnahme, 
die allein auf Grund eines mitgeführten Organ- 
spendeausweises durchgeführt wurde? Wenn ja, 
welche rechtlichen Möglichkeiten stehen ihnen 
offen, gegen eine vom Organspendeausweis ab- 
geleitete EinwiUigung zur Organentnahme Ein- 
spruch zu erheben? 

In der Praxis werden in aller Regel die Angehörigen 
auch bei Vorliegen eines Organspendeausweises um 
Zustimmung zur Organentnahme gebeten. Die Ver- 
weigerung der Zustimmung wird beachtet. 

Grundsätzlich ist jedoch davon auszugehen, daß der 
Organspendeausweis den Willen des Verstorbenen 
dokumentiert, im Zeitpunkt seines Ablebens als 
Organspender zur Verfügung zu stehen. Es haben 
daher die Angehörigen das Totensorgerecht entspre- 
chend dem zu Lebzeiten geäußerten Willen des Ver- 
storbenen auszuüben und die Organentnahme zu 
respektieren. 


5. Für die Erteilung der Einwilligung müssen Ange- 
hörige „unter zumutbaren Anstrengungen" für die 
Khnik erreichbar sein („Organspende bewahrt Le- 
ben", S. 6). 

Was muß seitens der Klinik mindestens versucht 
werden, in mindestens welchem Zeitraum? 

Beim Tod eines Menschen werden alle Anstrengungen 
unternommen, Angehörige zu erreichen. Es geht vor- 
rangig darum, die Angehörigen vom Tod des Patienten 
zu unterrichten, Fragen der Angehörigen zu beantwor- 
ten und Einzelheiten der persönlichen Habe und der 
Bestattung zu regeln. Das Gespräch wegen einer 
Organspende findet in diesem Zusammenhang statt. 


6. Eine Muitiorganentnahme, so an gleicher Stelle, 
sei auch statthaft, wenn die Bitte zur Einwilligung 
nicht exphzit und umfassend erklärt wurde. 

Gibt diese Auslegung der Einwüligung zur Multi- 
Organentnahme die Auffassung der Bundesregie- 
rung wieder? Wenn nein, wie will die Bundes- 
regierung verhindern, daß Multiorganentnahmen 
ohne Kenntnis bzw. gegen den Wunsch der Ange- 
hörigen durchgeführt werden? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 11/47 verwiesen. Die 
Bitte um Einwilligung in eine Multi-Organentnahme 
muß zwar in einfühlsamer Weise der Situation entspre- 
chen; andererseits darf sie aber keinen Zweifel daran 
lassen, daß eine Multi- Organentnahme beabsichtigt 
ist, da diese nur dann durch die Einwilligung der 
Angehörigen gedeckt ist. Wegen der gesetzgeberi- 
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sehen Überlegungen zu § 168 StGB wird auf die Ant- 
wort zu Frage 11/52 Bezug genommen. 

Die Zentrale Organisation der Organspende in den 
Transplantationszentren stellt die Gewährleistung und 
Überprüfbarkeit der von der Arbeitsgemeinschaft 
Organtransplantation formulierten Vorgehensweise 
sicher. 


7. Eine Organentnahme ohne Einwilligung ist zwei- 
fellos rechtswidrig; strafbar ist sie deswegen noch 
nicht. Hinterbüebene, die bei Verstorbenen einer 
Organspende zugestimmt haben, beklagen zu- 
weilen, daß sie nach der Entnahme von Organen 
den Vorwürfen der Angehörigen ausgesetzt seien, 
sie hätten leichtfertig auf eine Explantation hinge- 
wirkt, „bis hin zu der Behauptung, der Himtod sei 
nicht festgestellt worden" (in; DD 3/1987). In einer 
Reihe der Reportage „Bilder aus der Wissen- 
schaft" (ARD, November 1986) wird der Fall eines 
jugendhehen Unfallopfers dokumentiert, dessen 
Angehörige bis zum heutigen Tage keinen Nach- 
weis dafür erhalten haben, daß der Hirntod ihres 
Kindes ordnungsgemäß festgestellt wurde. 

Sind der Bundesregierung weitere Fälle dieser Art 
bekannt? 


Der Bundesregierung sind keine weiteren Fälle be- 
kannt. 


8. Die Befragung zur Organentnahme muß unmittel- 
bar nach Diagnose des (Him-)Todes erfolgen. 

Wie stellt sich die Bundesregierung eine individu- 
ell geeignete und die besonders schwere Situation 
der Angehörigen berücksichtigende Weise (Ant- 
wort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
„Hirntodbestimmung", Drucksache 11/3759) der 
Einwühgungseinholung auf der Intensivstation 
vor? 

Die Bitte um Zustimmung zur Organentnahme wird 
nach der Todesfeststellung ausgesprochen. Dieses 
Gespräch braucht nicht unmittelbar nach der Todes- 
feststellung zu erfolgen, sondern es kann durchaus in 
Ruhe und mit der notwendigen Bedenkzeit für die 
Angehörigen geführt werden. Es muß auch berück- 
sichtigt werden, daß in aller Regel die Angehörigen 
von einem unglücklichen Kr ankheits verlauf bereits 
Kenntnis erhalten haben, auf den möghehen Tod des 
Kranken also vorbereitet sind. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich die 
betroffenen Ärzte jeweüs bemühen, auf die schwere 
psychologische Situation der Angehörigen einzu- 
gehen. Es wird von ärztticher Seite stets darauf hinge- 
wiesen, daß das Gespräch nicht unter einem Zeitdruck 
stattfindet und daß den Angehörigen Bedenkzeit und 
auch Zeit zur Besprechung mit weiteren Verwandten 
gewährt werden muß. Unerläßlich ist, daß durch eine 
flankierende Aufklärung der Öffenthehkeit über die 
Bedeutung der Organtransplantation die Entscheidung 
des Spenders bzw. der Angehörigen vorbereitet wird. 


9. Die Wirksamkeit einer EinwiUigimgserklärung 
durch Angehörige wird rechtswissenschaftheh 
nicht einhellig anerkannt (vgl, Öffentüche Anhö- 


rung über die 76. Sitzung des Rechtsausschusses, 
Seite 23). Unwirksam könnte eine EinwilÜgung 
schon deshalb sein, weü die Konsequenzen einer 
derartig weitreichenden Entscheidung in der 
Situation der Trauer und des Schocks nicht einge- 
schätzt werden kann. 

Wie bewertet die Bundesregierung diesen Stand- 
pimkt? 

Die nahen Angehörigen des Verstorbenen befinden 
sich zwar angesichts des Todes einer ihnen naheste- 
henden Person im allgemeinen in einer Ausnahme- 
situation. Dies bedeutet jedoch nicht, daß sie deshalb 
stets Tragweite und Bedeutung von Entscheidungen, 
die sie zu treffen haben, nicht überblicken und diese 
deshalb sämtlich unwirksam sind. Regelmäßig wird 
vielmehr eine entsprechende Einsichts- und Urteils- 
fähigkeit vorhanden sein. Erkennt der Arzt hingegen, 
daß eine derart massive Schockreaktion vorliegt, die 
jede Einsichts- und Urteüsfähigkeit ausschließt, wird er 
nicht von einer rechtswirksamen Einwilligung in eine 
Organentnahme ausgehen können. 


10. Da durch die Organentnahme verschiedene 
Rechtsgüter verletzt sein könnten, wie das Persön- 
hchkeitsrecht der Verstorbenen, das Pietätsemp- 
finden und das Totensorgerecht der Hinterbhebe- 
nen, ist sie nur unter bestimmten Voraussetzun- 
gen gerechtfertigt. Wann im einzelnen Rechtferti- 
gungsgründe vorliegen und welche Priorität vor 
anderen erhalten, ist gesetzheh nicht geregelt. 
Darüber hinaus gibt es unter Rechtswissenschaft- 
lern unterschiedliche Positionen über die Frage 
der Zulässigkeits Voraussetzungen für Transplan- 
tationen bei Verstorbenen: Nach einer Auffassung 
hegt eine Rechtfertigung ausschheßheh in der Ein- 
wilhgung der Verstorbenen oder der Hinterbüebe- 
nen. Ohne EinwilÜgung wird die Explantation ge- 
nereU als rechtswidrig betrachtet. Aber auch in- 
nerhalb dieser Position ist umstritten, ob die Wil- 
lenserklärung der Verstorbenen Vorrang gegen- 
über der der Hinterbhebenen hat. Eine zweite 
Auffassung erklärt den gerechtfertigten Notstand 
nach § 34 StGB ohne Einwüügungserklärung als 
Zulassungsvoraussetzung und eine weitere Mei- 
nung konstruiert gar ein Subsidiaritäts Verhältnis 
zwischen Notstandsrechtfertigung und EinwiUi- 
gung. Der Notstand darf erst dann herangezogen 
werden, wenn eine Einwühgung nicht zu erlangen 
ist (so LG Bonn, Urteü v. 25. Februar 1970, JZ 
1971, Seiten 56 ff.). 

Gibt dieser Meinungsstreit in der Rechtswissen- 
schaft und das Fehlen einer höchstrichterhehen 
Entscheidung nicht Anlaß, eine gesetzüche Rege- 
lung, die die Zuiässigkeitsvoraussetzungen für 
eine Organentnahme enthält, herbeizuführen? 
Wenn nein, welche Haltung nimmt die Bundes- 
regierung zu der folgenden Interpretation der der- 
zeitigen Rechtslage ein: „Wir beabsichtigen die 
Entnahme einer Niere Ihres verstorbenen Ehe- 
mannes. Sind Sie damit einverstanden? Bevor Sie 
sich entscheiden, soUten Sie folgendes wissen: 
Stimmen Sie zu, entnehmen wir die Niere mit 
Ihrer EinwilÜgung. Lehnen Sie die Einwühgung 
ab, dann entnehmen wir die Niere dennoch, denn 
dann sind wir nach Ansicht des LG Bonn aus Not- 
stand gerechtfertigt. " ? 

Das LG Bonn verlangt zwar „ernsthafte Be- 
mühungen" um die EinwilÜgung, wUl die Explan- 
tation jedoch nicht davon aUein abhängig machen 
(Zit. nach: NJW 1974, Heft 45). 
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Die Bundesregierung teilt die in Rechtsprechung und 
Schrifttum überwiegend vertretene Meinung, nach der 
es grundsätzlich der Einwilhgung nächster Angehöri- 
ger in die Organentnahme bei dem Verstorbenen be- 
darf, sofern sich dieser nicht zu Lebzeiten mit einem 
derartigen Eingriff einverstanden erklärt hatte. Ein 
rechtfertigender Notstand wird in den hier angespro- 
chenen Fällen der Nierentransplantation regelmäßig 
schon deshalb nicht in Betracht zu ziehen sein, weil 
gewöhnlich die Zeit bis zum Vorliegen eines weiteren 
Transplantats durch Dialyse überbrückt werden kann. 
Sind ausnahmsweise einmal die in § 34 StGB erwähn- 
ten Voraussetzungen erfüllt, kann die Frage der Recht- 
mäßigkeit des Eingriffs nach Ansicht der Bundesregie- 
rung nicht von einer vorherigen Befragung der Ange- 
hörigen abhängen; die abweichende Entscheidung des 
Landgerichts Bonn aus dem Jahre 1970 dürfte den der- 
zeitigen Meinungsstand nicht mehr wiedergeben. 


11. Einigkeit besteht in der Rechtswissenschaft aller- 
dings darüber, daß das aus Artikel 1 und 2 GG 
entwickelte Persönlichkeitsrecht eines Menschen 
auch nach seinem Tod weiter existiert. Es handelt 
sich dabei nicht um einen „irrationalen Totenmy- 
stizismus" (NJW 1974, Heft 45, Seite 2030), son- 
dern um das Interesse eines Menschen, zu Lebzei- 
ten Gewißheit darüber zu haben, daß nach dem 
Tod mit seinem Leichnam entsprechend der eige- 
nen Einstellung verfahren wird. Dies bezieht sich 
sowohl auf die Bestattungsart als auch auf den 
Wunsch, vollständig und unverletzt bestattet zu 
werden. 

Kann die Bundesregierung sicherstellen, daß eine 
Person, die sich zu Lebzeiten gegen eine Organ- 
entnahme ausgesprochen oder dies auf irgendeine 
Weise dokumentiert hat, auch nicht mit einer Ein- 
willigung der Hinterbliebenen explantiert werden 
darf? 


Letzte Sicherheit dafür, daß die Totensorgeberechtig- 
ten ihr Totensorgerecht in Übereinstimmung mit dem 
früheren Willen des Verstorbenen ausüben, kann der 
Gesetzgeber nicht bieten. 


12. Für die Durchführung einer Organverpflanzung 
ist regelmäßig die Entnahme einer Gewebeprobe 
notwendig. 

Kann die Bimdesregierung bestätigen, daß derar- 
tige Gewebeentnahmen bereits vor Eintritt des 
Himtodes entnommen werden? 


Für die Nierentransplantation - nicht für die anderen 
Organe - wird eine Gewebetypisierung des Organ- 
spenders vorausgesetzt, die an bestimmten weißen 
Blutkörperchen (Lymphozyten) erfolgt. Sie kann mit 
einer Blutprobe durchgeführt werden. Bei hirntoten 
Organspendern treten oft technische Probleme wegen 
vorheriger Bluttransfusionen (Lymphozyten einer drit- 
ten Person) oder durch Medikamente auf. Deswegen 
wird vielfach vorgezogen, die Lymphozyten aus 
Lymphknoten oder Milzgewebe zu gewinnen. Diese 
Gewebe werden erst bei der Organentnahme - also 
nach Feststellung des Hirntodes - entnommen. 


13. Wird für die Durchführung einer derartigen Ge- 
webeentnahme die Einwilhgung der Angehörigen 
eingeholt? 

Auf die Antwort auf die Frage V/8 wird Bezug ge- 
nommen. 

14. In der Presse hat sich ein Münchener Rechtsmedi- 
ziner dahin gehend geäußert (vgl. Süddeutsche 
Zeitung vom 24. September 1982), daß Augen- 
homhaut, Hirnanhangdrüsen, Hirnhaut, Kno- 
chenteile und Gefäße Verstorbener zur Transplan- 
tation an Khniken oder zur Medikamentenherstel- 
lung an die Pharmaindustrie geliefert werden, 
ohne daß Hinterbhebene um Einwilhgung gebe- 
ten werden. 

Welchen Straftatbestand sieht die Bundesregie- 
rung für diesen Sachverhalt als erfüllt an, und 
fühlt sich die Bundesregierung angesichts dieser 
Praxis alarmiert, den Bereich der Gewebe- und 
Organentnahme gesetzlich abzusichem? 

Die Einzelheiten entziehen sich der Kenntnis der Bun- 
desregierung. Je nach Sachverhalt kommt hier eine 
Strafbarkeit nach § 168 StGB (Störung der Totenruhe) 
in Betracht. Ergänzend wird auf die Antwort zu Frage 
11/52 Bezug genommen. 


15. Wie bewertet die Bundesregierung einen Organ- 
spendeausweis unter rechtlichen Aspekten und in 
Abgrenzung zu einer testamentarischen Verfü- 
gung bzw. jede andere formlose Erklärung der 
Einwilhgung? 

Ein Organspendeausweis dokumentiert die zu Lebzei- 
ten erklärte Zustimmung des Verstorbenen zu einer 
Organentnahme nach seinem Ableben. Eine testamen- 
tarische Verfügung bezieht sich auf einen anderen 
Rechtsbereich, nämlich die Rechtsverhältnisse am Ver- 
mögen des Verstorbenen nach seinem Ableben. Der 
Körper des Verstorbenen kann nicht mit seinem Ver- 
mögensnachlaß gleichgesetzt werden. Im Gegensatz 
zum Testament gibt es für die Einwilligung in eine 
Organentnahme keine gesetzliche Form Vorschrift. 


16. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Rechtsver- 
bindhchkeit eines Organspendeausweises mit der 
eines Testaments gleichzuseUen? Wenn ja, wie 
soll ausgeschlossen werden, daß Organspende- 
ausweise manipuliert und gefälscht werden? 

Wie in der vorherigen Antwort dargelegt, handelt es 
sich bei Organspendeausweis und Testament um nicht 
vergleichbare Erklärungen, die sich auf völlig anders- 
artige Rechtsgebiete beziehen und die sowohl in ihrer 
rechtlichen Ausgestaltung als auch in ihrer Rechts- 
wirksamkeit völlig unterschiedlich sind. Eine absolute 
Fälschungssicherheit von Organspendeausweisen 
kann es ebensowenig wie bei testamentarischen Ver- 
fügungen oder Geld- und Wertzeichen geben. Ange- 
sichts des Umstandes, daß im Bundesgebiet für die 
Zurverfügungstellung von Organen des Verstorbenen 
weder den Erben noch anderen Personen ein Entgelt 
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gezahlt wird, vermag die Bundesregierung bei Organ- 
spendeausweisen im Gegensatz zu Testamenten keine 
nennenswerten Manipulations- oder Fälschungsgefahr 
zu erkennen. 


17. Stimmt die Bundesregierung unserer Auffassung 
zu, daß eine Person, die eine Organentnahme für 
sich ausschloß, kein „Spender" ist? Wenn nein, 
was ist der substantielle Unterschied zwischen 
dem Status eines „Patienten" und dem eines 
„Spenders"? 

Die Bundesregierung stimmt der Auffassung zu, daß 
eine Person, die eine Organentnahme für sich ausge- 
schlossen hat, kein Organspender ist. 


18. In der Studie des WissenschafÜichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages ist vermerkt, „auch die 
Gründe für das Fehlen einer Einwilligung (soUen) 
beachtet werden " . 

Auf welche Weise soU die Ärztin/ der Arzt ergrün- 
den können, warum eine EinwilUgung der Patien- 
tin/des Patienten nicht vorhegt? 

Nach Auskunft der Arbeitsgemeinschaft Organtrans- 
plantation erfolgen die meisten Ablehnungen der 
Organspende ohne Begründung. Der Arzt muß die 
Entscheidung respektieren. 


19. Im Hinbück auf die Einwilligung Minderjähriger 
vertritt der Arbeitskreis Organspende die Ansicht, 
daß bei „entsprechender Einsichtfähigkeit" ohne 
jedwede Bevormundung von ihnen selbst in eine 
Organspende eingewüügt werden kann (S. 25). 

Inwieweit berücksichtigt diese Auffassung die be- 
schränkte Geschäftsfähigkeit Minderjähriger? 

Die beschränkte Geschäftsfähigkeit Minderjähriger ist 
ein Begriff des Bürgerhchen Gesetzbuches (§§ 106 ff. 
BGB). Er betrifft rechtsgeschäfthche Willenserklärun- 
gen Minderjähriger mit zivilrechtlichen Rechtswirkun- 
gen, insbesondere Vertragsschlüsse. Die Einwilligung 
in eine Organentnahme ist demgegenüber eine Dispo- 
sition über ein höchstpersönliches Rechtsgut und hängt 
ebenso wie die Wirksamkeit der Einwilligung in einen 
ärztlichen Heileingriff nicht von der zivilrechtlichen 
Geschäftsfähigkeit ab, sondern von der natürhchen 
Einsichts- und Urteilsfähigkeit. 


20. Wann liegt nach Ansicht des Arbeitskreises eine 
„entsprechende Einsichtfähigkeit" vor und wer 
beurteilt diese? 

Die vom Arbeitskreis Organspende in seiner Broschüre 
„Antworten auf Fragen" auf Seite 25 vertretene Auf- 
fassung bezieht sich auf die Organspende für den Fall 
des Versterbens. Sie wird als wirksam angesehen, 
wenn der Spender bei ihrer Abgabe mindestens 16 
Jahre alt war. In einem solchen Alter kann von der 
erforderlichen natürlichen Einsichts- und Urteilsfähig- 
keit ausgegangen werden. 


21. Im Gegensatz dazu vertreten einige Rechtswissen- 
schaftler die Ansicht, daß selbst die Einwilügung 
der Eltern dafür, daß üir Kind „sein gesundes Kno- 
chenmark dem leukämiekranken Geschwister 
spenden will oder soU" (vgl. DD 3/87, S. 13), recht- 
üch problematisch sei. 

Welche Auffassung vertritt hier die Bundesregie- 
rung? 

Die Bundesregierung vermag einen Gegensatz von der 
erwähnten Ansicht und der bei Frage 19 zitierten Auf- 
fassung nicht zu erkennen, da die Antwort auf diese 
Frage lediglich die Wirksamkeit der Einwilligung des 
Minderjährigen betrifft. 


22. Bezügüch eines Auslandsaufenthalts führt der Ar- 
beitskreis Organspende aus, daß der Organspen- 
deausweis auch im Ausland Geltung habe (S. 28). 

Welche Rechtswirksamkeit hat ein Organspende- 
ausweis in Ländern mit einer gesetzlichen Einwil- 
Ügungs- bzw. Widerspruchsmöglichkeit und in 
Ländern ohne jede gesetzüche Regelung? 

Die Rechtswirkungen eines Organspendeausweises 
richten sich im Ausland nach der Rechtsordnung des 
entsprechenden Landes. In einem Land mit „Einwüli- 
gungslösung" dürfte im Organspendeausweis im all- 
gemeinen die rechtswirksame Einwilligung des Ver- 
storbenen in eine Organentnahme gesehen werden, es 
sei denn, es werden für die Wirksamkeit der Einwilli- 
gung zusätzliche Erfordernisse aufgestellt, die der 
Organspendeausweis nicht erfüllt, etwa wenn die Ein- 
wilhgung vor Zeugen erklärt werden muß. In Ländern 
mit einer „Widerspruchslösung“ dokumentiert der 
Organspendeausweis den fehlenden Widerspruch des 
Verstorbenen. In Ländern ohne ausdrückliche gesetz- 
hche Regelung ist maßgebend, nach welchen Rechts- 
grundsätzen dort verfahren wird. 


23. In Österreich z. B., das wie die Bundesrepubük 
Deutschland dem Eurotr ansplant- System ange- 
schlossen wird, ist die Organentnahme gesetzÜch 
geregelt (Widerspruchslösung). 

Sind österreichische Ärztinnen und Ärzte befugt, 
bundesdeutschen Staatsangehörigen Organe zu 
entnehmen, wenn ein Organspendeausweis mit- 
geführt wird? Wenn ja, trifft dies auch zu, wenn 
kein Organspendeausweis mitgeführt wird, ein 
Widerspruch gegen die Organentnahme aber 
nicht dokumentiert ist? 

Die Frage beurteilt sich nach österreichischem Recht. 
Danach dürfte in derartigen Fällen eine Organent- 
nahme zulässig sein. 


24. Durch welche Maßnahmen können sich Personen, 
die eine Organspende für sich ablehnen, im Aus- 
land vor der Explantation ihrer Organe im Todes- 
fall, d. h. nach Himtod-Diagnose, schützen? 

Indem sie eine Erklärung mit sich führen, wonach eine 
Organspende ausdrücklich ab gelehnt wird. 
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VIL § 34 StGB - rechtfertigender Notstand - 

Die Transplantatentnahme wird - wenn auch nicht 
unumstritten - mit dem Verweis auf eine Notstandssi- 
tuation gerechtfertigt, für die es keiner Einwilhgung 
bedarf. Was rechtüch unter einer Notstandssituation zu 
verstehen ist, beschreibt § 34 StGB: 

Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwend- 
baren Gefahr für Leben, Leib, Freiheit, Ehre, Eigentum 
oder ein anderes Rechtsgut eine Tat begeht, um die 
Gefahr von sich oder einem anderen abzuwenden, 
handelt nicht rechtswidrig, wenn bei Abwägung der 
widerstreitenden Interessen, namentlich der betroffe- 
nen Rechtsgüter und des Grades der ihnen drohenden 
Gefahren, das geschützte Interesse das Beeinträchtigte 
wesentlich überwiegt. Das gilt jedoch nur, soweit die 
Tat ein angemessenes Mittel ist, die Gefahr abzuwen- 
den. § 34 StGB ist also keine Spezialnorm für Trans- 
plantationsfälle, sondern schließt sämtliche strafbe- 
wehrte Taten ein. 

In der Rechtswissenschaft wird schon seit Jahren der 
Streit darum geführt, ob überhaupt und, wenn ja, unter 
welchen Bedingungen von einer Tatbestandsmäßig- 
keit des § 34 StGB bei Transplantationen ausgegangen 
werden kann. Mangels einer fehlenden rechthchen 
Regelung der Transplantation stehen sich die Positio- 
nen weiterhin kontrovers gegenüber: 

Auf seiten der Transplantationsmediziner wird mit juri- 
stischer Unterstützung die Anwendung des § 34 StGB 
als problemlos eingeschätzt und demzufolge gehand- 
habt. Andererseits wird von Straf- und Verfassungs- 
rechtlern bezweifelt, daß in der Praxis der Transplan- 
tationsmedizin, wie sie sich heute quantitativ und 
organisatorisch darstellt, eine Notstandssituation nach 
§ 34 StGB angenommen werden kann. 

1. In einer Notstandssituation nach § 34 StGB wäre 
eine Transplantatentnahme auch ohne Einwilli- 
gung gerechtfertigt. Tatbestandsmäßig handelt es 
sich um eine Rechtsgutverletzung, die gerechtfer- 
tigt ist, um eine gegenwärtige, nicht anders ab- 
wendbare Gefahr von einem anderen Rechtsgut 
abzuwenden. Das geschützte Rechtsgut muß das 
beeinträchtigte wesenthch überwiegen. Eine Vor- 
aussetzung der Anwendbarkeit des § 34 StGB ist 
die Kollision zweier Rechtsgüter. Mit den Persön- 
hchkeitsrechten der Verstorbenen und Hinterbhe- 
benen kolhdiert - zumindest bei Nierentransplan- 
tationen - nur in Ausnahmefällen das Rechtsgut 
der Nierenkranken auf Lebenserhaltung. In der 
Mehrzahl aller Fälle verschafft eine Transplanta- 
tion den Empfänger/innen „nur" eine vorüber- 
gehende gesundheitliche Besserung. Patienten/ 
Patientinnen wird folglich die Wahlmöglichkeit 
zwischen einer geräte abhängigen Behandlungs- 
methode und einem zeithch begrenzten unabhän- 
gigeren Leben mit einem Transplantat eröffnet, 
wobei in keinem Fall sichergestellt ist, daß das 
fremde Organ nicht bereits kurz nach dem Eingriff 
wieder abgestoßen wird. 

Vermag die Bundesregierung unter diesen Vor- 
aussetzungen die Tatbestandsmäßigkeit des § 34 
StGB 

a) bei Nieren, 

b) bei Herzen, 

c) bei Bauchspeicheldrüsen, 

d) bei Lebertransplantationen 
zu erkennen? 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Lippelt 
(Hannover) und der Fraktion DIE GRÜNEN (Druck- 
sache 11/3759) darauf hingewiesen, daß eine Not- 
standssituation gemäß § 34 StGB bei den - auch zah- 
lenmäßig besonders bedeutsamen - Fällen der Nie- 
rentransplantation regelmäßig nicht vorliegt, da die 


fehlende Funktionsfähigkeit der Nieren der Betroffe- 
nen in der Regel noch geraume Zeit durch die beste- 
henden Dialysemöglichkeiten überbrückt werden 
kann. Ein Rückgriff auf den Rechtsgedanken des § 34 
StGB (rechtfertigender Notstand) scheidet deshalb in 
diesen Fällen von vornherein aus. Ähnliches dürfte für 
die Transplantation von Bauchspeicheldrüsen gelten, 
soweit auch dort Ersatztherapien zur Verfügung ste- 
hen. Wo dagegen im Ausnahmefall z.B. eine sofortige 
Herz- oder Lebertransplantation zur Rettung eines 
Menschenlebens erforderlich ist, wird man den Ärzten 
den Rückgriff auf den Rechtsgedanken des rechtferti- 
genden Notstands nicht verwehren können. 


2. Der frühere Verfassungsrichter Prof. Geiger er- 
achtet die Möglichkeit der Anwendung des § 34 
StGB bei Transplantationen als sehr bedenklich 
(in; Bilder aus der Wissenschaft, ARD November 
1986). Nach seiner Auffassung sei der gerechtfer- 
tigte Notstand nicht gegeben. Spenderinnen/ 
Spender und Empfängerinnen/Empfänger werden 
i. d. R. nicht von demselben Arzt/derselben Ärztin 
behandelt, so daß dieser/diese gar nicht in der 
Lage sei, alle Umstände des Einzelfalls gegenein- 
ander abzuwägen. Durch die Meldung eines 
potentiellen Spenders/einer potentiellen Spende- 
rin produziere der Arzt/ die Ärztin selbst den An- 
schein eines Konfhkts. Dies sei aber mit dem § 34 
StGB nicht intendiert, dieser setzte vielmehr eine 
reale Interessenkollision voraus. Der explantieren- 
de Arzt/die Ärztin weiß aber weder wofür noch für 
wen eine Explantation eingeleitet wird. Die Tatbe- 
standsmerkmale des § 34 StGB sind daher nicht 
erfüllt. 

Stimmt die Bundesregierung dieser Rechtsauffas- 
sung zu? Wenn nein, 

a) worin sieht sie die Kolhsion konkret begründet 
und 

b) wie sieht sie die Abwägung gewährleistet? 

Auf die Antwort zu Frage VII/ 1 wird verwiesen. Ob die 
Voraussetzungen des § 34 StGB vorliegen, ist jeweils 
im Einzelfall zu prüfen. 

3. Eine Voraussetzung des rechtfertigenden Not- 
stands nach § 34 StGB ist die Beurteilung, ob dem 
zu schützenden Rechtsgut eine gegenwärtige Ge- 
fahr drohe. 

Ist nach Auffassung der Bundesregierung mit die- 
sem Tatbestandsmerkmai die unmittelbare Le- 
bensgefahr oder bereits gesundheitlicher Schaden 
bzw. eine Beeinträchtigung gemeint? 

Die Vorschrift des § 34 StGB umfaßt die gegenwärtige, 
nicht anders abwendbare Gefahr für „Leben" und 
„Leib", so daß grundsätzlich auch die beabsichtigte 
Verbesserung zum Beispiel der bedrohten Gesundheit 
eines Empfängers erfaßt ist. 


4. Der § 34 StGB setzt außerdem voraus, daß das 
geschützte Rechtsgut das beeinträchtigte erheb- 
hch überwiegt. Da es bei Nierentransplantationen 
um die bloße Wahlmöglichkeit des Empfängers 
zwischen zwei objektiv gleichwertigen Behand- 
lungsmethoden geht, kollidieren hier lediglich 
zwei Selbstbestimmungsrechte (vgl. NJW 1974, 
2032). 


37 



Drucksache 1 1 /7980 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung hieraus? 

Ob die Voraussetzungen des § 34 StGB vorliegen, ist 
auch hier auf den Einzelfall bezogen zu prüfen. Dialyse 
und Implantation sind nicht in jedem Fall gleichwer- 
tige Behandlungsmethoden. 


5. In der Antwort auf die Kleine Anfrage der 
GRÜNEN im Bundestag (Drucksache 11/3759) 
vertritt die Bundesregierung die Ansicht, daß eine 
Rechtfertigung nach § 34 StGB bei Nieren- 
transplantationen von vornherein ausscheide, da 
die Transplantation in der Regel nicht der Lebens- 
rettung diene, sondern alternativ zur Dialysebe- 
handlung stünde. Dieser Standpunkt ist in der 
Rechtsliteratur nicht unumstritten. Einige Autoren 
vertreten vielmehr die Ansicht, daß auch in diesen 
Fällen der Rückgriff auf den § 34 StGB gerechtfer- 
tigt sei. 

Welcher der genannten Standpunkte hat sich in 
der medizinischen Praxis durchgesetzt? 

In der Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE 
GRÜNEN (Drucksache 11/3759) hat die Bundesregie- 
rung die Meinung vertreten, daß eine Notstandssitua- 
tion bei Nierentransplantationen wegen der Möglich- 
keit des Rückgriffs auf die Dialyse „regelmäßig" nicht 
vorliege. Völlig ausgeschlossen ist ein Rückgriff auf 
§ 34 StGB jedoch auch in diesen Fällen nicht. Es 
kommt jeweils auf die Umstände des Einzelfalles an. 


6. Welche Fälle von Nierentransplantationen sind 
der Bundesregierung bekannt, die mit Rückgriff 
auf den § 34 StGB durchgeführt wurden? 

Der Bundesregierung sind keine Fälle bekannt, in 
denen Nierentransplantationen mit Rückgriff auf § 34 
StGB durchgeführt wurden. 


7. Kann die Bundesregierung gewährleisten, daß 
eine Person, die sich zu Lebzeiten explizit gegen 
eine Organentnahme im Todesfälle ausgespro- 
chen hat, nicht aus Notstandserwägung nach § 34 
StGB explantiert wird? 

Eine Organentnahme ohne Einwilligung kann unter 
den Voraussetzungen des rechtfertigenden Notstandes 
in Betracht kommen, wenn hierin die einzige Möglich- 
keit zur Abwendung einer akuten Lebensgefahr eines 
anderen Menschen besteht. 


8. Einige Religionen verbieten die Entnahme von 
Organen prinzipiell. 

Kann die Bundesregierung gewährleisten, daß 
Angehörige dieser Religionsgemeinschaften auch 
nicht aus Notstandserwägung explantiert werden? 

9. Wie bewertet die Bundesregierung denn Fall 
eines indischen Asylbewerbers, der sich bei einem 
Sturz aus dem Fenster des Wohnheimes tödlich 
verletzte und ihm schließlich mit Rückgriff auf den 
§ 34 StGB eine Niere entnommen worden war. 


ohne daß seine hinduistische Religionszugehörig- 
keit Berücksichtigung fand, die eine Organent- 
nahme verbietet (vgl. Bilder aus der Wissenschaft, 
ARD November 1986)? 

Auf die Fragen 8 und 9 ist zusammengefaßt mit dem 
Hinweis zu antworten, daß die Religionszugehörigkeit 
eines akut Verstorbenen häufig nicht bekannt sein 
wird. Das Erfordernis, vor Organentnahme die Einwil- 
ligung einholen zu müssen, wird jedoch in der Regel 
die religiöse Überzeugung des Verstorbenen bekannt- 
machen. Auch kann da, wo die Unversehrtheit des 
Leichnams ein besonderes Anliegen ist, eine ableh- 
nende Haltung schriftlich festgehalten und z. B. den 
Personalpapieren beigefügt werden. 


10. Ist es nach Auffassung der Bundesregierung über- 
haupt realistisch, bei in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden Asylsuchenden und Exi- 
lierten eine Einwilligung von Angehörigen ein- 
holen zu können? Wenn nein, teilt die Bundesre- 
gierung die Auffassung, daß aufgrund der kultu- 
rellen und religiösen Differenzen ebenso, wie auf- 
grund geographischer Entfernungen, Wohn- 
sitzfindung der Angehörigen etc. auf eine Organ- 
entnahme generell verzichtet werden soll? Wenn 
nein, unter welchen Umständen sieht die Bundes- 
regierung eine Organentnahme für gerechtfertigt, 
wenn die Angehörigen nicht auffindbar sind bzw. 
die Einwilligung verweigern? 

Für den angesprochenen Personenkreis gelten diesel- 
ben Grundsätze wie für die Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland. 


11. Teilt die Bundesregierung die Auffassung einiger 
Mediziner/Medizinerinnen und Juristen/Juristin- 
nen, daß „Einwilligung" und „Notstand" als 
Rechtfertigungsgründe alternativ nebeneinander 
stehen? 


Der rechtfertigende Notstand entsprechend § 34 StGB 
kommt als Rechtfertigungsgrund neben der Einwilli- 
gung in Betracht. 


VIII. Lehendspende 

Als Lebendspende wird eine Organspende eines noch 
lebenden Menschen bezeichnet. In der modernen 
Transplantationsmedizin ist die Lel^endspende v. a. re- 
levant bei der Verpflanzung von Knochenmark, aber 
auch bei der Verpflanzung von Nieren, da diese sich 
zweifach im Körper befinden und die Entnahme einer 
Niere nicht zwangsläufig zum Tode der spendenden 
Person führt. Die Lebendspende ist zudem die mate- 
rielle Basis kommerzieller Geschäfte mit Organen. 

Aus diesem Grunde hat die Arbeitsgemeinschaft der 
Transplantationszentren beschlossen, Lebendspenden 
nur von engen Familienangehörigen des Patienten/der 
Patientin zu akzeptieren. Daß mit dieser freiwilligen 
Beschränkung die Problematik der Lebendspende 
nicht gelöst wurde, zeigt die nach wie vor schwunghaf- 
te Geschäftstätigkeit hier ansässiger Händler und die 
Entscheidung einiger Transplantationszentren, Le- 
bendspenden generell nicht mehr zu akzeptieren, da 
ein kommerzieller Hintergrund selbst bei Spenden von 
Familienangehörigen nicht immer ausgeschlossen 
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werden kann, z.B. in Form von Finanzierungszusiche- 
rungen, Erbschaftsanteilen usw. 

Darüber hinaus ist die Problematik einer Lebendspen- 
de von Minderjährigen sowie die psychische Streßsi- 
tuation von Familienangehörigen zu nennen, die für 
eine Organspende geeignet sind, 

1. Zu den auch innerhalb der Arbeitsgemeinschaft 
umstrittenen Problemen der Lebendspende gehö- 
ren u. a. die gesundheiüichen Risiken der spen- 
denden Person, die Schwierigkeit, die tatsächliche 
Freiwilligkeit zur Organspende festzustellen so- 
wie die Gefahr der Kommerzialisierung. 

Welcher Art sind die „erhebhchen Gesundheits- 
risiken" (vgl, Studie des Wissenschaftlichen Dien- 
stes), die bei einer Lebendspende eingegangen 
werden? 


Nach Ansicht der Arbeitsgemeinschaft Organspende 
liegt die medizinische Begründung für die Lebend- 
spende von Familienangehörigen in den besseren 
langfristigen Ergebnissen und dem geringeren Bedarf 
an nebenwirkurigsreichen, immunsuppressiven Medi- 
kamenten bei dieser Transplantationsart. Bei Kindern 
kommt das Argument der kürzeren Wartezeit hinzu. 
Kinder bekommen unter Dialysebehandlung schwere 
Entwicklungsstörungen. 

Neben den Risiken, die jeder Operation innewohnen - 
nach Ansicht der Arbeitsgemeinschaft Organspende 
(Operationsrisiko, Narkoserisiko, Wundheilungsstö- 
rungen) wird mit der Lebendspende das besondere 
Risiko der schweren Abschätzbarkeit möglicher Folgen 
der Einnierigkeit eingegangen kann z. B. bei Unfäl- 
len gerade dieses eine Organ geschädigt werden. Es 
muß dann möglicherweise auch entfernt werden. Nach 
Auskunft der Arbeitsgemeinschaft Organtransplanta- 
tion kann allerdings das langfristige Risiko, mit einer 
Niere zu leben, vernachlässigt werden. Verlaufsbeob- 
achtungen über mehr als 20 Jahre haben kein nen- 
nenswertes Risiko für Lebendspender ergeben. 


2. Welche bundesdeutschen Transplantationszen- 
tren halten die Lebendspende grundsätzlich bzw. 
aus welchen Grüriden für problematisch und ak- 
zeptieren diese nicht (mehr)? 

Wie hoch ist der Anteil der Lebendspende in wel- 
chen bundesdeutschen Transplantationszentren 
1988/89 im Vergleich zu 1985? 

Der Bundesregierung ist nur bekannt, daß das Klini- 
kum München (Prof. Land) keine Organe mehr von 
lebenden Spendern überträgt. Die Schwierigkeit, in 
jedem Falle die altruistische Haltung des Spenders zu 
erkennen, dürfte zu dieser Entscheidung mit beigetra- 
gen haben. Bezüghch der Nierenspende wird auf einen 
Beschluß der Arbeitsgemeinschaft aus dem Jahre 1986 
verwiesen, wonach wegen möglicherweise bestehen- 
der unbemerkbar vorliegender finanzieller Gesichts- 
punkte die Gefahr einer Kommerzialisierung vorliegen 
könnte und deshalb Organtransplantationen zwischen 
Nichtverwandten grundsätzlich nicht vorgenommen 
werden sollen. Streng begründete Abweichungen kön- 
nen nach sehr sorgfältiger Abwägung getroffen wer- 
den (z. B. eine Organspende zwischen Ehepartnern). 


Abgesehen davon, daß derzeit in der Bundesrepubük 
Deutschland ohnehin nur in 2 Prozent der Fälle 
Nierentransplantationen unter lebenden Blutsver- 
wandten stattfinden (in der Regel Eltern/Kind), entfie- 
len die 41 Lebendspenden des Jahres 1989 auf zehn 
der ingesamt 27 Nierentransplantationszentren, Der 
Anteil der Lebendspende in diesen Zentren betrug in 
den Jahren 1988 und 1989 durchschnittlich 4,4 Prozent. 


3. Der Arbeitskreis Organspende erläutert, daß Le- 
bendspenden von Nieren „grundsätzlich... nur 
von Verwandten ersten Grades (Eltern/Kind, Ge- 
schwister) akzeptiert " werden (in seiner Broschüre 
S. 19). 

Welche Ausnahmen werden „grundsätzlich" ak- 
zeptiert? 

Die Ausnahmen sind im Transplantationskodex aufge- 
führt. Auf die Antworten zu der vorangehenden 
Frage 2 und der Frage 3 in Abschnitt XI wird ver- 
wiesen. 


4. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung 
in bezug auf die Lebendspende von Nieren? 

Die Lebendspende von Nieren findet in der Bundes- 
republik Deutschland nur in wenigen Fällen und im 
allgemeinen nur zugunsten engster Verwandter statt. 
Es handelt sich dabei um sehr nachdrückliche Ent- 
scheidungen der Spender, die bei vorausgegangener 
ärztlicher Aufklärung zu respektieren sind. 


5. Der Transplantationskodex der Arbeitsgemein- 
schaft schreibt fest, daß „Organtransplantationen 
zwischen lebenden Nicht-Verwandten grundsätz- 
lich nicht durchgeführt" werden (in: DD 3/1987, 
S. 10). 

Welche sozialen Konfigurationen werden in der 
medizinischen Praxis unter welchen Umständen 
dennoch akzeptiert, z. B. Ehepaare, Adoptivkin- 
der, Schwiegereltern, Großeltern, Lebensgemein- 
schaften usw.? 

Nach Auskunft der Arbeitsgemeinschaft Organtrans- 
plantation wurde die Organtransplantation im Trans- 
plantationskodex zwischen Nichtverwandten bewußt 
im juristischen Sinne „grundsätzlich" ausgeschlossen. 
Damit wird zum Ausdruck gebracht, daß von dieser 
Regel nur ausnahmsweise und mit nachvollziehbarer 
Begründung abgewichen werden darf. Es muß sich um 
im Einzelfall begründete Ausnahmen handeln. Aus- 
nahmefälle sind der Bundesregiemng bisher nicht be- 
kanntgeworden. 


6. Die Arbeitsgemeinschaft der Transplantations- 
zentren erwähnt außer der Lebendspende von 
Nieren für die Zukunft auch „Teiltrans- 
plantationen anderer Organe" (in: DD 3/1987, S. 
10 ). 

Welche anderen Organe, die „teilweise" trans- 
plantiert werden sollen, sind denkbar? 
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Nach Mitteilung der Arbeitsgemeinschaft Organtrans- 
plantation sind Teiltransplantationen der Bauchspei- 
cheldrüse von Verwandtenspendern in den USA 
durchgeführt worden; mittlerweile haben auch Teil- 
transplantationen von Leber (US A/ Japan/ Austrahen) 
und Dünndarm stattgefunden. Gegen die Durchfüh- 
rung von „Teiltransplantationen'' bestehen Bedenken, 
zumal hier eine Gefährdung des Spenders nicht ausge- 
schlossen werden kann. Nach Kenntnis des Kura- 
toriums für Dialyse und Nierentransplantation sind bis- 
her in der Bundesrepublik Deutschland „Teiltrans- 
plantationen anderer Organe " nicht durchgeführt wor- 
den und auch nicht geplant. 


7. Befürwortet die Bundesregierung diese Entwick- 
lung einer noch weitergehenden Möglichkeit der 
Lebendspende? 

Die Bundesregierung begrüßt die Entwicklung noch 
weitergehender Möglichkeiten der Lebendspende 
nicht. Die Bundesregierung vertraut weiterhin auf die 
kritische Einstellung der Transplantationszentren in 
der Bundesrepublik Deutschland. 


8. Die Verwendung von Knochenmarktransplanta- 
ten bei Leukämie gilt derzeit noch als „sehr risiko- 
reich" (vgl. Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der GRÜNEN „Knochenmark- 
transplantation", Drucksache 11/2803). 

Wäre die Bundesregierung im Falle der Knochen- 
markspende bereit, Lebendspenden auch außer- 
halb der betroffenen Familie zu akzeptieren, wenn 
damit die Transplantationsfrequenz und die Er- 
folgsaussichten erhöht werden könnte? Wenn 
nein, welche Bedenken erhebt sie gegen die Le- 
bendspende von Knochenmark? 

9. In welchem Umfang wurden 1988/1989 im Ver- 
gleich zu 1985 Lebendspenden von Knochenmark 
verpflanzt, die außerhalb des unmittelbaren Fami- 
henbezugs erworben werden konnten? 

Die Arbeitsgemeinschaft Knochenmarktransplantation 
hat darauf hingewiesen, daß weltweit inzwischen mehr 
als 23 000 Knochenmarktransplantationen durchge- 
führt worden sind. Allgemein akzeptierte Indikationen 
für eine Knochenmarksverpflanzung mit gewebsver- 
träglichen verwandten Spendern sind die schwere 
Blutbildungsschwäche, die schwere angeborene Im- 
munabwehrschwäche, akute Leukämie und chroni- 
sche myeloische Leukämie. Die Chance, innerhalb der 
Familie eines Patienten einen geeigneten Spender zu 
finden, liegt bei ca. 30 Prozent. Bei der chronischen 
myeloischen Leukämie, die mit normaler Chemothera- 
pie nicht zu heilen ist, werden zunehmend auch Kno- 
chenmarksverpflanzungen mit nichtverwandten Spen- 
dern durchgeführt. Die Ergebnisse sind vielverspre- 
chend. Aus diesem Grund hat sich die „Deutsche 
Arbeitsgemeinschaft für Knochenmarktransplanta- 
tion" entschlossen, eine Therapie Studie zur Frage der 
Knochenmarktransplantation mit nichtverwandten 
Spendern bei der chronischen myeloischen Leukämie 
durchzuführen. Neben der allogenen Knochenmarks- 
verpflanzung mit verwandten oder nichtverwandten 


Spendern gibt es auch die Möglichkeit der autologen 
Transplantation mit konserviertem patienteneigenen 
Knochenmark. Die autologe Transplantation ist für die 
meisten Indikationen noch im Erprobungsstadium, be- 
sonders vielversprechend ist sie für akute Leukämie 
und bösartige Lymphknotenerkrankungen. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden seit Mitte 
der siebziger Jahre Knochenmarksverpflanzungen 
durchgeführt. Die Jahresfrequenz hat stetig zugenom- 
men. Derzeit liegt sie bei ca. 400 Transplantationen 
jährlich. 

Die Knochenmarkentnahme beim Spender erfolgt in 
Vollnarkose. Das Risiko, das der Spender zu tragen 
hat, ist im wesentlichen das Narkoserisiko. Markent- 
nahmen bei verstorbenen Organspendern werden der- 
zeit nicht durchgeführt, sind aber im Prinzip denkbar, 
sofern sich die Knochenmarktransplantation mit nicht- 
verwandten Spendern weiter bewährt. 

Die Bundesregierung sieht grundsätzlich keine Beden- 
ken gegen eine Knochenmarkspende auch außerhalb 
der Familie, wenn damit die Erfolgsaussichten erhöht 
und bei Vermeidung von Risiken für den Spender 
geholfen werden kann. Bedenken gegen die Lebend- 
spende bestehen bei regenerierbaren Organen/Gewe- 
ben nicht in gleichem Maße wie bei nicht regenerier- 
baren, vorausgesetzt, daß es nicht zu einer Kommerzia- 
lisierung der Organspende komiiit. 


10. Nach Ansicht der Bundesregierung befindet sich 
die Knochenmarktransplantation noch „im experi- 
mentellen Stadium", ausreichende wissenschaft- 
hche Grundlagen für eine breitere Anwendung 
dieses Verfahrens lägen bislang nicht vor vgl. 
ebenfalls Kleine Anfrage „Knochenmarktrans- 
plantation"). 

Welche Erkenntnisse liegen in bezug auf die ge- 
sundheitlichen Risiken vor, die eine Lebend- 
spende von Knochenmark verursachen kann? 

Nach den gegenwärtigen wissenschaftlichen Erkennt- 
nissen ist die allogene Knochenmarktransplantation 
mit Mark von gewebsverträglichen verwandten Spen- 
dern eine klinisch etablierte Heilmaßnahme bei fol- 
genden lebensbedrohenden Erkrankungen: Schwere 
Blutbildungsschwäche, schwere Abwehrschwäche des 
Neugeborenen, akute Leukämie und chronische mye- 
loische Leukämie. 

Die gesundheitlichen Risiken einer Lebendspende von 
Knochenmark ist dem üblichen Narkoserisiko gleich- 
zusetzen. Das Knochenmark ist das einzige Organ, das 
einem Lebendspender ohne nachhaltige Verstümme- 
lung entnommen werden kann, da es nachwächst. 

Durch die Vorbehandlung des Krebspatienten, die für 
eine Knochenmarktransplantation erforderlich ist, 
kommt es zu einem Verschwinden der roten Blutkör- 
perchen, der Blutplättchen und der weißen Blutkörper- 
chen. Dadurch entsteht eine erhöhe Blutungs- und 
Infektionsgefahr. Auch bei Normalisierung der Blut- 
werte nach drei bis sechs Wochen durch Produktion 
der Zellen aus dem übertragenen Knochenmark hält 
die Abwehrschwäche noch längere Zeit an. Im An- 
schluß an die Transplantation kann es zu einer Reak- 
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tion des Transplantates gegen den Körper kommen. 
Diese sogenannte Graft-versus-Host-Reaktion betrifft 
vor allem Haut, Leber und Darm und kann milde ver- 
laufen, aber auch ernste Komplikationen hervorrufen. 

Gesundheitliche Auswirkungen für den Spender kön- 
nen sich allenfalls aus Risiken der Narkose ergeben, 
die in der Regel bei der Knochenmarkentnahme not- 
wendig wird. Der Verlust des Knochenmarks bzw. der 
akute Blutverlust werden durch den Organismus bzw, 
durch eine Eigenblutkonserve in kurzer Zeit ausge- 
glichen. 


11. Welche Schäden gelten den Krankenkassen ver- 
sicherungsrechtlich als „mit dem Spendevorgang 
zusammenhängenden Komphkationen", und wel- 
che Schäden „im Zusammenhang der Typisie- 
rung" und auftretende Folgekrankheiten (ebda.) 
sind gemeint, welche Schäden sind durch die Ge- 
webespende „als solche unvermeidbar"? 

Die Ausgangsfrage in der Kleinen Anfrage zu Kno- 
chenmarkspenden und Knochenmark-Transplantatio- 
nen (Drucksache 11/2803) war dahin gehend gestellt, 
wer das Risiko und die Kosten trägt „für Folgeerkran- 
kungen, die im Zusammenhang mit der Typisierung 
des Spenders und einer Knochenmarkspende auftreten 
können". In der Antwort der Bundesregierung ist aus- 
geführt, daß für Spender körpereigenen Gewebes Ver- 
sicherungsschutz durch die gesetzliche Unfallversiche- 
rung besteht (§ 539 Abs. 1 Nr, 10 RVO). Dieser Versi- 
cherungsschutz erfaßt die mit dem Spendevorgang in 
ursächhchem Zusammenhang stehenden Komplikatio- 
nen und die als Folge der Typisierung möglicherweise 
auf tretenden Folgeerkrankungen; in beiden Fällen 
sind insbesondere z. B, Infektionen, aber auch andere 
medizinisch denkbare gesundheitsbeeinträchtigende 
Auswirkungen erfaßt. 

Für Organ- und Gewebespenden gilt im Bereich der 
gesetzlichen Unfallversicherung jedoch generell, daß 
eine versicherungsrechtliche Entschädigung in Form 
einer Verletztenrente für die durch die Organent- 
nahme als solche unvermeidbar eintretenden Schäden 
nicht in Betracht kommt; so kann etwa der Spender 
einer Niere keinen Rentenanspruch im Hinblick auf 
den Verlust dieser Niere geltend machen. 

Der Verband der privaten Krankenversicherung (PKV) 
hat mitgeteilt, daß die in der Frage aufgeführte Unter- 
teilung keine Bedeutung hat. Kosten der medizinisch 
notwendigen Behandlung im Zusammenhang mit 
einer Transplantation sind für die PKV leistungspflich- 
tig, wenn nicht ausnahmsweise eine andere Leistungs- 
voraussetzung erfüllt ist. Die Schäden beruhen wohl 
vornehmlich auf Abstoßungs Vorgängen. Deren Be- 
handlung ist als medizinisch notwendig für die PKV 
leistungspflichtig. Versicherungstechnisch werden die 
Schäden in der PKV nicht in dieser oder einer anderen 
Form unterteilt. Auch Folgekrankheiten werden nicht 
gesondert erfaßt. 


12. In welchem Vergleich liegt der Gesamtanteil von 
Lebendspenden in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu dem in Österreich sowie den Benelux- 


Staaten bzw. Eurotransplant im Vergleich zu den 
anderen europäischen Organbanken 1988/89 und 
1985? 

Die Arbeitsgemeinschaft Organtransplantation hat 
mitgeteilt, daß der Anteil der Lebendspende im Euro- 
transplantbereich bei 5 Prozent liegt, in Norwegen bei 
50 Prozent und in Großbritannien bei 8 Prozent. Im 
gesamten von der European Dialysis and Transplant 
Association erfaßten Bereich betrug dieser Anteil 1987 
11,8 Prozent. 


13. Welcher Regelung zur Lebendspende würde die 
Bundesregierung im Falle eines Transplantations- 
gesetzes den Vorzug geben, mit welcher Begrün- 
dung? 

Die Bundesregierung hält die Schaffung eines Trans- 
plantationsgesetzes zur Regelung der mit der Organ- 
spende Verstorbener zusammenhängenden Fragen 
derzeit nicht für erforderlich. Auf die Antwort zu Frage 
1/4 und 1/5 sowie auf die Vorbemerkung wird verwie- 
sen. Die Lebendspende in einem besonderen Bundes- 
gesetz zu regeln, ist nicht beabsichtigt. Für eine 
gesundheitsrechtliche Regelung fehlt dem Bundesge- 
setzgeber die Kompetenz; ein generelles strafrecht- 
liches Verbot der Lebendspende ist dagegen nicht zu 
vertreten. 


14. Der zunächst mit 3 Prozent, für das Jahr 1988 mit 
2 Prozent angegebene Anteil der Lebendspende 
bedeutet für die Nierenspende - in absoluten Zah- 
len ausgedrückt - 35/36 Spenden von Familienan- 
gehörigen (und ggf. fremden Spenderinnen/Spen- 
dern) bei 1778 Transplantationen. 

Teilt die Bundesregierung die Annahme, daß an- 
gesichts der bloßen Möglichkeit zur Lebendspen- 
de von Nieren nahezu jedes Mitglied einer Familie 
in die Konfliktsituation gebracht wird, zugunsten 
eines erkrankten Angehörigen auf eine gesunde 
Niere zu verzichten? Wenn ja, hält die Bundes- 
regierung diesen Entscheidungskonflikt für zu- 
mutbar? 


Ob ein Familienmitglied zugunsten eines Angehörigen 
eine Niere spendet, ist allein seiner freien, eigenver- 
antwortlichen Entscheidung überlassen. Die Bundes- 
regierung verkennt nicht, daß hierbei ethische Kon- 
fliktsituationen entstehen können. Diese können 
jedoch nicht durch ein generelles Verbot der Lebend- 
spende von Nieren beseitigt werden. 


15. Die ärztliche Heilbehandlung ist tatbestands- 
mäßig als Körperverletzung einzuordnen und wird 
durch die Einwilligung des Patienten/der Patien- 
tin bzw. der Erziehungsberechtigten gerecht- 
fertigt. Bei der Lebendspende handelt es sich je- 
doch nicht um eine Heilbehandlung. Vielmehr ist 
mit der Explantation eine Beeinträchtigung der 
Gesundheit verbunden, u, U. sogar eine Lebens- 
gefährdung. Darüber hinaus ist die Organspende 
der Niere in der Regel nicht auf unmittelbare Le- 
bensrettung gerichtet, sondern auf eine zeitlich 
begrenzte Alternative zur Dialyse. Zudem kann 
die Spendeniere schon kurze Zeit nach der Trans- 
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plantation wieder abgestoßen werden, das Opfer 
der Spende wäre in diesem Fall umsonst gewesen. 

Ist nach Ansicht der Bundesregierung die Lebend- 
spende von Nieren dennoch gerechtfertigt? Wenn 
ja, unter welchen Umständen? Welche gesund- 
heithchen Risiken gehen Nierenspenderinnen/ 
Nierenspender ein? 

Erfolgt die Organentnahme lege artis und mit Einwilli- 
gung des Spenders, der zuvor umfassend von ärztlicher 
Seite über den geplanten Eingriff aufgeklärt wurde, so 
ist sie rechtmäßig. Der Umstand, daß die Organent- 
nahme nicht im eigenen Interesse des Spenders liegt, 
sondern aufgrund der altruistischen Entscheidung des 
Spenders dem Empfänger zugute kommt, und der 
Heilerfolg nicht zu garantieren ist, vermag die Recht- 
mäßigkeit nicht zu beseitigen. 

Umfangreiche Untersuchungen an Personen, die durch 
einen Unfall oder durch eine Organspende eine Niere 
verloren haben, haben gezeigt, daß eine statistisch 
meßbare Lebensverkürzung mit diesem Eingriff nicht 
verbunden ist. Abgesehen von dem unmittelbaren 
Operationsrisiko, dessen Letalitätsrate auf unter 
0,1 Prozent geschätzt wird, sowie der Gefahr nicht töd- 
hcher peri- und postoperativer Komplikationen bei der 
Organentnahme, hat der Spender keinerlei gesund- 
heitliche Risiken zu befürchten. 


16. Welche beruflichen Beeinträchtigungen sind mit 
einer Nierenentnahme verbunden, z. B. bei Chi- 
rurginnen/Chirurgen, Busfahrerinnen/Busfahrern 
bzw. bei körperlicher Schwerarbeit? 

Berufliche Beeinträchtigungen sind nach dem gegen- 
wärtigen Wissensstand mit einer Nierenentnahme 
nicht verbunden, auch nicht bei körperlicher Schwer- 
arbeit, wie die Bundesärztekammer mitgeteilt hat. 


17. Existieren berufsrechtliche Einschränkungen ein- 
zelner Standesvertretungen im Falle einer Trans- 
plantatentnahme? Wenn ja, welche? Wenn nein, 
ist die Spende z. B. in bezug auf eine angestrebte 
Verbeamtung des Spenders/der Spenderin von 
Belang? 

Das Arztberufsrecht schränkt die Tätigkeit von Ärzten 
im Bereich der sog. Lebendspende jedenfalls insoweit 
ein, als es dem Arzt jegliche auch nur mittelbare Mit- 
wirkung an einem gewerbsmäßigen Organhandel ver- 
bietet. Ein Arzt verstößt insbesondere dann massiv 
gegen die Grundsätze der Berufsordnung, wenn er aus 
dem Körper eines Lebenden ein Organ zum Zwecke 
einer gewerbsmäßig vermittelten Organverpflanzung 
entnimmt. 

Die Berufsordnungen für Ärzte verpflichten den Arzt, 
seine Aufgabe „nach den Geboten der ärztlichen Sitte" 
zu erfüllen und „seinen Beruf nach den Geboten der 
Menschlichkeit" auszuüben. Erhaltung und Wieder- 
herstellung der Gesundheit des Patienten haben als 
ethische Grundverpflichtung erste Priorität. Mit diesen 
Grundsätzen wäre jegliche Beteiligung eines Arztes an 
kommerziellen Or gantr anspl antationen un vereinb ar . 


Aus beamten(status)rechtlicher Sicht ist darauf hinzu- 
weisen, daß der Beamte nach § 54 BBG, § 36 BRRG 
verpflichtet ist, auch in gesundheitlicher Hinsicht seine 
volle Dienstfähigkeit und damit seine Arbeitskraft im 
Interesse des Dienstherrn nach Möglichkeit zu bewah- 
ren. Ein Verstoß gegen diese Pflicht liegt dann vor, 
wenn der Beamte bewußt auf eine Einschränkung oder 
Beeinträchtigung seiner Dienstfähigkeit hin wirkt. 

In Abwägung zwischen der persönlichen Handlungs- 
freiheit und den dienstlichen Erfordernissen ergibt sich 
folgende Beurteilung: 

Soweit bei der Entnahme eines Lebendtransplantats im 
konkreten Fall keine besonderen Gesundheitsbeein- 
trächtigungen zu erwarten sind, verstößt ein Beamter 
mit einer derartigen Organspende regelmäßig nicht 
gegen die Gesunderhaltungspflicht. Eine andere Be- 
wertung wird dann gelten, wenn die Dienstfähigkeit 
die dienstposten- oder laufbahntypischen hohen kör- 
perlichen Belastungen infolge der Organentnahme 
nicht mehr in vollem Umfang gewährleistet. 

Die vorstehenden Grundsätze finden bei der Beurtei- 
lung der Einstellungsvoraussetzungen der gesundheit- 
lichen Eignung von Beamtenbewerbern, der Prognose 
der Dienstfähigkeit bis zum Eintritt in den Ruhestand, 
entsprechend Anwendung. 

Die oberste Gesundheitsbehörde von Berlin hat noch 
darauf aufmerksam gemacht, daß alle Versicherungs- 
gesellschaften bereit sind, für Organspender Lebens- 
versicherungen ohne einen Risiko auf schlag abzu- 
schließen. 


18, Die grundsätzliche Zulassung der Lebendspende 
eröffnet in den Augen von Kritikerinnen und Kriti- 
kern die Entfaltung eines kommerziellen Marktes 
' mit Organen, zumal die Grenzen zwischen akzep- 
tierten Lebendspenden und denen über Händler 
vermittelten Spenden fließend sein können. Die 
Akzeptanz von Lebendspenden verkürzt die 
Hemmschwelle derer, für die der Verkauf z.B. 
einer Niere durchaus erwägenswert erscheint. 

Ist unter den genannten Gesichtspunkten auf die 
Verwendung von Lebendspenden nicht grund- 
sätzlich zu verzichten, um den Händlern die mate- 
rielle Basis für ihre Geschäfte zu entziehen? Wenn 
nein, auf welche andere Weise will die Bundes- 
regierung die kommerzielle Vermittlung bzw. 
Verwendung von Organen unterbinden? 

Die Bundesregierung sieht nicht die Notwendigkeit, 
zur Bekämpfung des kommerziellen Organhandels die 
Lebendspende grundsätzlich zu verbieten. Der Kom- 
merzialisierung der Organspende kann hinreichend 
durch andere Maßnahmen begegnet werden. Auf die 
Vorbemerkung wird verwiesen. 


19. Sieht die Bundesregierung weiterhin die Gefahr, 
daß betroffene Personen, die sich nicht für eine 
Organspende entschließen können, in öffentliche 
Rechtfertigungszwänge geraten (vgl. „Warum läßt 
meine Schwester mich sterben?'", stern vom 
6. April 1989, S. 38ff.)? 

Zunächst wird auf die Antwort zu Frage VIII/ 14 ver- 
wiesen. 


42 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7980 


Daß insoweit vorhandene moralische Konfliktsituatio- 
nen möglicherweise durch Presseberichte verstärkt 
werden könnten, entzieht sich dem Einfluß der Bun- 
desregierung. 


20. Hält die Bundesregierung es für denkbar, daß im 
Zuge eines noch weiter steigenden Bedarfs an 
Organen eine Situation entstehen könnte, in der 
die Verweigerung einer Spende in die Nähe kri- 
mineller Hüfeverweigerung gerückt wird? 

Die Frage zielt offenbar auf die Lebendspende nicht 
regenerierbarer Organe wie der Niere. Wer die 
Lebendspende eines derartigen Organs verweigert, 
wird auch in Zukunft nicht mit einer Strafverfolgung 
nach § 323 c StGB zu rechnen haben. 


21. Bundesgesundheitsministerin Dr. Lehr initiierte 
auf der Weltgesundheitskonferenz in Genf (Mai 
1989) eine Resolution, die die Ächtung des Organ- 
handels durch die WHO ausdrückt. Neben diesem 
internationalen Appell sieht die Resolution „im 
Bedarfsfall" auch gesetzgeberische Maßnahmen 
vor. Die damit vorgenommene Beschränkung auf 
den Appell läßt die Frage aufkommen, wann für 
die Bundesregierung der Bedarfsfall gegeben ist, 
welche rechtlichen Maßnahmen die Bundesregie- 
rung beabsichtigt zu ergreifen und wie sie den 
Konflikt zwischen zulässiger Lebendspende und 
kommerziellen Interessen lösen wül. In diesem 
Zusammenhang wird die Ministerin dahin gehend 
zitiert, daß „angesichts des Mangels an verfüg- 
baren und geeigneten fremden Körperteüen rei- 
che Patienten oft gegen Geld bevorzugt bedient 
würden" (FR 12. Mai 1989). 

Auf welche Hinweise stützt sich die Ministerin mit 
dieser Behauptung? 

Die Bundesregierung hat anläßlich der Einbringung 
ihres Resolutionsentwurfs gegen den kommerziellen 
Organhandel im Mai 1989 in Genf auf Ausbeutungs- 
versuche in der Dritten Welt hingewiesen und dazu 
u. a. ausgeführt: „In einer kommerzialisierten Organ- 
beschaffung sieht die Bundesregierung nicht nur eine 
Gefahr für den einzelnen Menschen, sondern auch für 
die Gemeinschaft. So ist es unerträglich, wenn ver- 
sucht wird, Menschen aus Ländern der Dritten Welt als 
Organreservoir anzubieten oder zu mißbrauchen, statt 
ihnen auf dem Weg zu einer Verbesserung der Lebens- 
verhältnisse zu helfen. " 

Im übrigen geht die Bundesregierung davon aus, daß 
auch die Fragen des Verbots einer kommerziellen 
Organvermittlung bzw. eines solchen Organhandels 
im Rahmen der in Aussicht stehenden Prüfung des Er- 
fordernisses einer Transplantationsgesetzgebung in 
den Ländern mit erörtert werden. 


IX. Angehörigenproblematik 

In der gesamten Debatte um den Hirntod bzw. die 
Organspende wird die Situation der Angehörigen 
kaum berücksichtigt. Sie müssen sich, auf der Intensiv- 
station oder aufgrund eines überraschenden Telefo- 
nats, gleichzeitig mit dem Tod eines Familienangehöri- 
gen und der Frage einer Organspende auseinanderset- 
zen, Die besonders schwerwiegende Entscheidung, 


z. B. die hirntote Tochter als Organspenderin zu über- 
eignen, wird von vielen Betroffenen erst sehr viel spä- 
ter in ihrer ganzen Tragweite erfaßt und führt häufig zu 
Schuldgefühlen und Zweifeln. In der Rechtswissen- 
schaft wird daher auch die Ansicht vertreten, daß die 
Angehörigen in einer solchen Situation die ganze 
Tragweite ihrer Entscheidung gar nicht ermessen kön- 
nen, was zu rechtlichen Zweifeln an der Zulässigkeit 
von Organentnahmen führt. Da die Bundesregierung 
bislang auf eine gesetzhche Regelung der Organspen- 
de verzichtet hat, sind die Angehörigen von Sterben- 
den und Unfallopfern dieser Situation weiter ausge- 
setzt, ebenso die Ärztinnen und Ärzte, die die Befra- 
gung durchzuführen haben. Die Bewältigung ihrer 
Entscheidung ist den Angehörigen in allen Fällen 
allein überlassen, 

1. In der Fragestunde des Deutschen Bundestages 
läßt die Bundesregierung erklären, daß „die Fra- 
gen der Organübertragung (...) innerhalb der 
Familien mit der Folge diskutiert (werden), daß 
die Angehörigen von Verstorbenen in aller Regel 
über dessen - meinst positive - Einstellung zur 
Organentnahme informiert sind" (Drucksache 10/ 
3052, S. 7). 

Welche empirischen Untersuchungen bzw. reprä- 
sentativen Umfragen hegen der Bundesregierung 
für diese optimistische Annahme zugrunde? 

2. Was veranlaßt die Bundesregierung weiterhin an- 
zunehmen, daß ein mit vielen Ängsten und Tabus 
besetztes Thema - der eigene Tod - eine zumeist 
positive Entscheidung zur Organspende bein- 
haltet? 


Empirische Untersuchungen bzw. repräsentative Um- 
fragen liegen hierzu nicht vor. Tatsache ist indes, daß 
sich diese Schlußfolgerungen aus den Gesprächen der 
Ärzte mit den Angehörigen von Verstorbenen und 
nicht zuletzt aus der Tatsache ergeben, daß die weit 
überwiegende Mehrheit der Angehörigen der Organ- 
entnahme zum Zwecke der Transplantation zustimmt. 
Erfahrungsgemäß berufen sich Angehörige dabei auf 
entsprechende frühere Äußerungen des Verstorbenen 
in der Familie. 


3. Wie viele der tatsächlich jährlich eingelieferten 
Unfallopfer trugen einen Organspendeausweis 
mit sich? 


Die Zahl derjenigen Unfallopfer, die einen Organspen- 
deausweis mit sich führen, ist gering. Der Organspen- 
deausweis diente von Anfang an auch vorrangig dem 
Ziele, das Anliegen der Organspende nach dem Tode 
zu vermitteln und nicht so sehr dazu, das Gespräch mit 
den Angehörigen bzw. deren Zustimmung zur Organ- 
entnahme zu ersetzen. Nach einer Schätzung der Ar- 
beitsgemeinschaft Organtransplantation werden pro 
Jahr zwischen 97 und 99 Prozent der Explantationen 
bei Verstorbenen auf Grund des Gespräches mit Ange- 
hörigen durchgeführt, kaum über 3 Prozent auf Grund 
eines beim Verstorbenen gefundenen Spenderaus- 
weises. 


4. Wie werden nach Kenntnis der Bundesregierung 
jene Konfliktfälle entschieden, in denen Angehöri- 
ge sich nicht auf die angefragte Organspende 
einigen können? 
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Wenn die Zustimmung der Angehörigen nicht erfolgt, 
unterbleibt die Organentnahme. 

Nach Auskunft der Arbeitsgemeinschaft Organtrans- 
plantation gibt den Ausschlag die Berufung auf die 
Entscheidung des Verstorbenen selbst. Bei einem 
unlösbaren Widerspruch zwischen entsprechenden 
Äußerungen einzelner Angehöriger unterbleibt in der 
Regel die Explantation. 


5. Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, daß 
zweifelnde, unentschlossene Familienangehörige 
von den Transplantationszentren regelrecht 
„weichgekocht'' werden, um eine Einwilligung 
zur Organentnahme zu erlangen? Wenn nein, wie 
würde die Bundesregierung mehrere über Tage 
sich hinstreckende Anfragen der Kliniken be- 
zeichnen? 

Fälle der geschilderten Art sind nicht bekannt. Ein- 
zelne von Angehörigen als unglücklich empfundende 
ärztliche Bemühungen um eine Organspende nach 
dem Tod können nicht verallgemeinert werden. 

Die Bundesregierung bedauert Formulierungen, wie 
sie zu der Frage zitiert werden. Sie stellen einen 
Affront gegen die sich um eine einfühlsame und psy- 
chologisch ausgewogene Führung des Gesprächs be- 
mühenden Ärzte dar. Einzelnen möglichen psychologi- 
schen Fehlern steht das in der Regel aufkommende 
Vertrauensverhältnis gegenüber. 


6. Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über 
die vermehrt auftretende Erfahrung von Familien- 
angehörigen, die in der Situation der Befragung 
faktisch vor die Alternative gesteht werden, ein 
wahrscheinhch schwerstbehindertes Kind zurück- 
zuerhalten oder aufgrund ihrer Einwilligung zur 
Explantation das Leben eines anderen Kindes „zu 
retten"? 

7. Stimmt die Bundesregierung uns darin zu, daß 
diese in Aussicht gesteUte Alternative voraussetzt, 
daß der Hirntod der Patientin/des Patienten noch 
nicht eingetreten ist, die Frage nach einer Organ- 
spende damit zeitlich noch weiter vorgeschaltet 
ist? 


Die genannte Alternative, „ein wahrscheinlich 
schwerstbehindertes Kind zurückzuerhalten oder auf- 
grund der Einwilligung zur Explantation das Leben 
eines anderen Kindes zu retten " , stellt sich im Zusam- 
menhang mit der Organspende nach dem Tod nicht. 
Erst nach dem Tod und damit nach dem Verlust jeder 
Möghchkeit, ein schwerstbehindertes Kind zurückzu- 
erhalten, wird nach der Einwilligung zur Explantation 
gefragt. 


8. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß 
diese Fragetechnik das Lebensrecht möglicher- 
weise Schwerstbehinderter geringer bewertet als 
das von Nieren-, Leber- oder Herzkranken? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die genaue 
Beachtung der Voraussetzungen für die Feststellung 


des Hirntodes eine jeden Zweifel ausschließende 
Sicherheit in der Diagnose des Hirntodes ermöghcht. 
Die Frage nach der Einwilligung zur Organentnahme 
wird erst gestellt, wenn der Tod festgestellt ist. 

9. Welche rechtlichen Möghchkeiten haben Ange- 
hörige, die ihre Ein'willigung zur Entnahme be- 
stimmter Organe gegeben haben, zum Zeitpunkt 
der Beerdigung jedoch feststelien müssen, daß ihr 
verstorbenes Famüienmitghed multi-explantiert 
wurde (vgl. ARD, November 1986)? 

Je nach Fallgestaltung kommt u. U. eine Strafbarkeit 
nach § 168 StGB in Betracht (vgl. auch die Antwort zu 
Frage 11/52). In diesen Fällen können die Angehörigen 
Strafanzeige erstatten. 


10. ln einigen Städten der Bundesrepublik Deutsch- 
land haben sich Betroffenengruppen gebildet mit 
dem Ziel, das Begreifen um den Hirntod, die Or- 
ganentnahme und die daraus resultierenden Ge- 
fühle der Schuld gemeinsam zu verarbeiten. 

Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für 
geeignet, um diese Angehörigen in ihrem Bemü- 
hen, das Geschehene zu bewältigen, zu unterstüt- 
zen bzw. sie diesen psychischen Belastungen gar 
nicht erst auszusetzen? 

Angehörigen wird beim ärztlichen Gespräch über eine 
Explantation die Möglichkeit angeboten, auch später 
mit dem Arzt im Gespräch zu bleiben. Verschiedene 
Transplantationszentren teilen den Angehörigen den 
Erfolg der Organtransplantation nach der Organent- 
nahme mit, ohne den Namen des Empfängers zu nen- 
nen. Allgemein soll die Sorge um die Angehörigen 
eines in der Regel unerwartet plötzhch verstorbenen 
Menschen bei den Ärzten verbleiben, weil sie nach 
Sachlage die nächsten und berufenen Gesprächspart- 
ner der Angehörigen sind. 

Hierbei hat insbesondere die Betreuung der Familie 
durch einen Hausarzt im Zusammenwirken ggf. mit 
dem Klinikarzt, der das Einwilligungsgespräch geführt 
hat, eine große Bedeutung. 


11. Ist eine ggf. notwendig gewordene psycho-soziale 
Nachbetreuung der Angehörigen über die gesetz- 
lichen Krankenkassen finanzierbar? Wenn nein, 
warum nicht? 


Wenn ein Angehöriger eines Organspenders in der ge- 
setzlichen Krankenversicherung versichert ist, erhält er 
alle nach dem Gesetz und Satzungsrecht der einzelnen 
Krankenkasse vorgesehenen Leistungen, zu denen 
jedoch die allgemeine psychosoziale Betreuung in der 
Regel nicht gehört. Die Finanzierung derartiger nicht- 
medizinischer Maßnahmen liegt außerhalb des Auf- 
gabenbereichs der gesetzlichen Krankenversicherung. 

X. Kinder und Jugendliche 

Die Situation erkrankter bzw. spendender Kinder zeigt 
die medizinischen, gesundheitlichen und rechtlichen 
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Aspekte ihrer Erkrankung bzw. Spende in der Pro- 
blemstellung der Großen Anfrage besonders nach- 
drücklich auf. Die spezifische Problematik der Hirntod- 
feststellung insbesondere bei Säuglingen und Klein- 
kindern sowie die Einwiliigungsvoraussetzungen für 
eine Organspende von Kindern und Jugendlichen un- 
ter 18 Jahren werden weiterhin an entsprechender 
Stelle - Hirntod bzw. Einwilligung - behandelt. 

1. Wie viele Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren 
benötigten am Stichtag 1. Juni 1989 welche Or- 
gane, bezogen auf die Bundesrepubhk Deutsch- 
land, bezogen auf Eurotransplant? 

2. Wie viele dieser herz-, leber-, nieren- und diabe- 
teskranken Kinder imd jugendlichen befanden 
sich zu diesem Zeitpunkt im Kleinkindalter? 

Diese Fragen sind so nicht zu beantworten. Für die 
Transplantation von Herz und Leber gilt das hierzu 
Aus geführte. Die Zahl der chronisch nierenkranken 
Kinder in der Bundesrepublik* Deutschland beträgt ca. 
300. Es ist davon auszugehen, daß alle Kinder und 
Jugendlichen transplantationsfähig sind, so daß ein 
entsprechender Bedarf an jährlichen Transplantatio- 
nen besteht. Die Zahl der auf eine Nierentransplanta- 
tion wartenden Kinder unter drei Jahren beträgt drei. 

3. Welche signifikanten Veränderungen sind seit der 
zuletzt genannten Erhebung unter Kindern und 


Jugendlichen im Eurotransplant-Bereich am 1. Ja- 
nuar 1985 (vgl. Broschüre „Organspende bewahrt 
Leben") zü verzeichnen? 

Im Zuge der kontinuierlichen Steigerung der Zahl 
von Nierentransplantationen in der Bundesrepublik 
Deutschland und aufgrund der von der Arbeitsgemein- 
schaft der Transplantationszentren festgelegten Vor- 
dringlichkeit der Transplantation von Kindern konnten 
die Wartezeiten chronisch nierenkranker Kinder und 
Jugendlicher kontinuierlich verringert werden. Sie 
sind demgemäß im Durchschnitt erheblich kürzer als 
die der erwachsenen Patienten. 


4. Welches sind die 10 häufigsten Sterbeursachen 
bei Kindern und Jugendlichen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland? 


Wegen der besonderen Ursachen bei den Säuglings- 
sterbefällen werden nachstehend die zehn häufigsten 
Todesursachen getrennt für die Säuglinge und die 
1- bis unter 20jährigen mitgeteilt. Bei den Sterbefällen 
des Jahres 1988 waren die zehn häufigsten Todes- 
ursachen bei den 


Säuglingen 

Todesursache Zahl der 

Sterbefälle 

Syndrom des plötzlichen Todes im Kindesalter 1 033 

Asphyxia fetalis et neonatorum, Respiratory-Distress -Syndrom, sonstige respiratorische Affektionen 

des Fetus oder Neugeborenen 687 

Affektionen durch verkürzte Schwangerschaftsdauer und nicht näher bezeichnetes Geburtsunter- 
gewicht 636 

Kongenitale Anomalien des Bulbus cor di sowie kardiale Septumdefekte, sonstige kongenitale 

Herz anomalien 501 

Schädigungen des Fetus oder Neugeborenen durch Schwangerschaftskomplikationen, Schädigung 
des Fetus oder Neugeborenen durch sonstige Komplikationen bei Wehen und Entbindung, 

Geburtstrauma 240 

Kongenitale Anomalien des Nervensystems 191 

Chromosomenanomalien 150 

Kongenitale Anomalien der Atmungsorgane 125 

Kongenitale Anomalien der Gliedmaßen und des Muskel- und Skelettsystems 102 

Infektionen, speziell der Perinatalzeit 102 

1- bis unter 20jährigen 

Todesursache Zahl der 

Sterbefälle 

Kraftfahrzeugunfälle im Verkehr 1 341 

Selbstmord und Selbstbeschädigung 306 

Bösartige Neubildungen insgesamt 513 

darunter 

Bösartige Neubildung des Gehirns 191 

Bösartige Neubildung des lymphatischen und hämatopeotischen Gewebes 239 

Unfall durch Ertrinken und Untergehen 174 
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Todesursache 


Zahl der 

Kongenitale Anomalien des Bulbus cordi sowie kardiale Septumdefekte, sonstige kongenitale 

Sterbefälle 

Herzanomalien 


152 

Schlecht bezeichnete und unbekannte Krankheits- und Todesursachen 


147 

Sonstige Krankheiten des Zentralnervensystems 


137 

darunter 

Zerebrale Kinderlähmung 

56 


Epilepsie ‘ 

65 


Krankheiten der Atmungsorgane 


129 

darunter 

nicht näher bezeichnete und chronische Bronchitis, Emphysem und Asthma 

43 


Sonstige Formen von Herzkrankheiten 


97 

darunter 

Herzrhythmusstörungen 

29 



5. Auf welche Weise soll die Versorgung von herz-, 
leber-, nieren- und leukämiekranken Kindern und 
Jugendlichen mit fremden Organen hergesteUt 
werden? 

Die Probleme der Organentnahme für Transplantatio- 
nen bei Kindern sind grundsätzlich die gleichen wie 
bei den Erwachsenen. Die Zahl der für Transplantation 
zur Verfügung stehenden Organe wird im wesent- 
heben durch die Quahtät der Zuammenarbeit zwischen 
den Krankenhäusern einer Region und den Transplan- 
tationszentren bestimmt. Bei der Nierentransplantation 
wird eine besondere Dringlichkeit für Kinder und Ju- 
gendhehe gesehen, die körperlich und seelisch beson- 
ders unter ihrer Erkrankung sowie der apparativen 
Behandlung des Organversagens leiden. Bei Kindern 
kommt es in den meisten Fällen zu einer Wachstums- 
verzögerung, so daß die normale körperliche Entwick- 
lung beeinträchtigt wird. Jugendliche haben durch die 
Dialyse häufig große Schwierigkeiten, sich in der 
Berufswelt zu orientieren und auf ein Erwachsenenle- 
ben vorzubereiten. Bei der Zuordnung der Organe 
durch „Eurotr ansplant" wird eine besondere Dring- 
lichkeit für die Kinder gesehen und berücksichtigt. Bei 
der Herz- und Lebertransplantation spielen die Grö- 
ßenverhältnisse der Organe eine entscheidende Rolle. 
Ein Teil der Kinder, bei denen eine Herztransplanta- 
tion erforderlich ist, kann mit dem Herzen von erwach- 
senden Spendern versorgt werden. Bei kleinen Kin- 
dern und bei Neugeborenen, bei denen in seltenen 
Fällen Herztransplantationen angezeigt sind, sind 
kindliche Organe erforderheh. Die Verfügbarkeit die- 
ser Spendeorgane ist in Deutschland noch gering. Dies 
liegt im wesentlichen an der noch geringen Anzahl 
derartig durchgeführter Operationen bei Kindern und 
dementsprechend noch geringem Informationsgrad 
über die Notwendigkeit der Organspende in den Kin- 
derkliniken, wo Kinder unter dem Zeichen eines Hirn- 
todes versterben. 

Die Versorgung von herz-, leber-, nierenkranken Kin- 
dern mit fremden Organen kann im Zuge einer weite- 
ren Steigerung der Zahl von Organspenden und 
Organtransplantationen verbessert werden; weiter ist 
bei der Lebertransplantation die Technik der Verklei- 
nerung eines Erwachsenenorgans hinzugekommen. 


Bei leukämiekranken Kindern haben die angeführten 
Möghehkeiten der Knochenmarkspende von Nichtver- 
wandten besondere Bedeutung. 

6. Bei wie vielen Säuglingen und Kleinkindern bis 
drei Jahren, Kindern und Jugendlichen wird in der 
Bundesrepublik Deutschland jährlich der Tod 
durch Himtoddiagnose festgesteUt. 

In wie vielen Fällen wird die Einwilligung zur Ex- 
plantation gegeben? 

In der Bundesrepublik Deutschland sind im Jahre 1989 
in 22 Fällen Organe bei Säuglingen und Kleinkindern 
bis zum Alter von drei Jahren entnommen worden. Bei 
diesen Organentnahmen wurde die Einwilligung zur 
Explantation gegeben, in wie vielen Fällen darüber 
hinaus nicht, ist nicht erfaßt. 


7. Ab welchem Lebensalter werden Herz-, Leber-, 
Nieren-, Knochenmark- und Bauchspeicheldrüsen 
verpflanzt? 

Herz-, Leber-, Nierentransplantationen sind bereits bei 
Kindern unter einem Jahr durchgeführt worden. Eine 
Bauspeicheldrüsentransplantation kommt in aller 
Regel erst in späteren Jahren bei Fortschreiten von 
Folgekomplikationen der Zuckerkrankheit in Betracht, 
derzeit also nicht bei Kleinstkindern, Verpflanzungen 
von Knochenmark werden erfolgreich schon bei Neu- 
geborenen durchgeführt. 


8. Ab welchem Lebensalter werden Lebendspenden 
(Nieren, Knochenmark) explantiert? 

Zu dieser Frage gingen von seiten der transplantieren- 
den Ärzte keine Angaben ein. Es vmrde ledigheh dar- 
auf hingewiesen, daß bereits bei Neugeborenen oder 
Säuglingen Knochenmarkentnahmen möglich sind. 

9. Welche rechtiiehen Probleme sieht die Bundes- 
regierung dadurch hervorgerufen, daß Erzie- 
hungsberechtigte einer Knochenmarkexplanta- 
tion ihres minderjährigen Kindes zustimmen? 
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Es wird zunächst auf die Antwort zu Frage VI/ 19 ver- 
wiesen. Verfügt der Minderjährige über die notwen- 
dige Einsichts- und Urteilsfähigkeit, so kann er selbst 
in einen ärztlichen Eingriff, wie z.B. einer Knochen- 
markexplantation einwilligen. Liegt diese Fähigkeit 
noch nicht vor, so haben die Sorgeberechtigten auf die 
Interessen des Minderjährigen Bedacht zu nehmen. 


10, Wodurch wird eine Leukämieerkrankung hervor- 
gerufen? 

Die Ursachen der Leukämien sind bisher noch weit- 
gehend unbekannt. Diskutiert werden erbliche Veran- 
lagung, radioaktive Strahlen, chemische Substanzen 
(z.B. Benzol), aber auch Viren, wobei das Zusammen- 
wirken verschiedener Faktoren krankheitsauslösend 
ist bzw. sein kann. 

Im übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung 
zu den Forschungsvorhaben über Leukämie in der 
Drucksache 1 1/2803 verwiesen. 


11. Zwischen welchen Altersgruppen von Kindern 
bzw. Erwachsenen sind - aus medizinischer oder 
rechthcher Sicht - der Transplantation von Kno- 
chenmark oder Nieren Lebender Grenzen gesetzt; 
kann beispielsweise das Knochenmark der 60jäh- 
rigen Großmuter auf das 10jährige Enkelkind 
übertragen werden oder die Niere eines 35jähri- 
gen Vaters auf seine fünfjährige Tochter? 

Eine allgemein anerkannte obere Grenze für das Le- 
bensalter eines Knochenmarkspenders gibt es nicht. 
Auch im höheren Lebensalter ist daher die Spende 
möglich. In Einzelfällen wurden erfolgreiche Knochen- 
mark-Transplantationen mit über siebzigjährigen 
Spendern durchgeführt. 

Bei der Transplantation einer Erwachsenenniere auf 
ein Kind müssen die anatomischen Größenverhältnisse 
mit berücksichtigt werden. Allerdings ist bei der Aus- 
wahl von Spendernieren die optimale Nierenfunktion 
und die Gewebeverträglichkeit von größerer Bedeu- 
tung als die Größe des Spenderorganes. 


12. Welche Chancen werden transplantierten Kindern 
und Jugendlichen eingeräumt, spezifiziert nach 
Organen? 

Die Nierentransplantation bei Kindern geben noch 
bessere Ergebnisse als die bei Erwachsenen, insbeson- 
dere, wenn die Niere von einem Elternteil gespendet 
wurde. Die Herz- und Lungentransplantation bei Kin- 
dern ist noch zu selten durchgeführt, um verbindliche 
Aussagen machen zu können. Die Ergebnisse der Le- 
bertransplantation hängen ähnlich wie beim Er- 
wachsenen vom Ausgangszustand des Kindes ab, sie 
liegen ebenfalls im Durchschnitt etwas höher als beim 
Erwachsenen. Besonders bedeutsam ist, daß nach 
erfolgreicher Organtransplantation im Kindesalter das 
Wachstum und die weitere Entwicklung der Kinder 


weitgehend normal verlaufen. Die Heilungschance 
durch Knochenmarktransplantation liegt im Kindesal- 
ter in der Regel höher als im Erwachsenenalter. Sie 
kann je nach Grunderkrankung sogar über 80 Prozent 
betragen. 


XI. Schwarzwaldklinik 

1. In der Folge „Die Transplantation" der Serie 
„Schwarzwaldklinik" vom 12. April 1989 ent- 
schließt sich am Ende Prof. Brinkmann höchstper- 
sönlich zur Explantation einer Niere, die von sei- 
nem nierenkranken Neffen benötigt wird. 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß 
sich in der Doppelidentität des Spenders als Arzt 
und Onkel gravierende Bedenken ethischer und 
rechthcher Art ergeben? 

2. Die Arbeitsgemeinschaft der Transplantationszen- 
tren läßt Transplantationen zwischen Lebendspen- 
der/innen nur unter bestimmten Voraussetzungen 
zu. 

Kann die Bundesregierung diese Voraussetzungen 
im vorliegenden Fall erkennen? 

Lebendspenden werden in der Bundesrepublik 
Deutschland nur unter besonderen Einschränkungen 
und im allgemeinen nur zugunsten nächster Ver- 
wandter, insbesondere zwischen Verwandten ersten 
Grades (Eltern/Kind) oder zwischen Geschwistern vor- 
genommen. Im Einzelfall wird man nicht ausschließen 
können, daß sich ein Organ eines ferneren Verwand- 
ten oder sogar eines Dritten als für eine Übertragung 
besonders geeignet herausstellt. 


3. Der Sohn des Prof. Brinkmann erwog ebenfahs die 
Explantation einer Niere zugunsten seines Cousins, 
mußte jedoch aufgrund einer fehlenden Überein- 
stimmung des Gewebes seine Absicht aufgeben. 

Unter welchen Angehörigen der Gruppe der Le- 
bendspender/innen sind Organspenden nach den 
Kriterien der Arbeitsgemeinschaft zulässig? Groß- 
eltern welcher Gruppe gegenüber? Eltern welcher 
Gruppe gegenüber? Eheleute sich gegenseitig? Ge- 
schwister sich gegenseitig? Welcher Gruppe ge- 
genüber? Tante/Onkel welcher Gruppe gegen- 
über? Cousinen/Cousins sich gegenseitig? Welcher 
Gruppe gegenüber? 

Die einschlägige Bestimmung des Transplantationco- 
dexes, nach der die Beurteilung erfolgen müßte, lautet 
in Ziffer 6 Abs. 3: 

„Eine Nierenspende von einem nahen Verwandten, 
besonders von einem Elternteil, auf ein Kind, wird von 
vielen Transplantationszentren für berechtigt gehalten 
und vor allem zur Verkürzung der Wartezeit auf ein 
Transplantat besonders von pädiatrisch-nephrologi- 
scher Seite empfohlen. Aber auch hier, wie vermehrt 
bei Organspenden zwischen anderen nahen Ver- 
wandten, bestehen auch andere, ablehnende Ansich- 
ten, die zu respektieren sind. 

Der Begriff „anderer naher Verwandter'" ist nicht defi- 
niert. 
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4. In der zitierten Folge verweigert die Ehefrau des 
Himtoten die Organentnahme. Prof. Brinkmann 
setzt sie daraufhin dem Vorwurf aus, sie spreche 
damit „das Todesurteil" über den nierenkranken 
Empfänger, seinen Neffen, aus. 

Hält die Bundesregierung diesen Vorwurf für 
ethisch und moralisch gerechtfertigt? Wenn ja, wie 
begründet sie dies? Wenn nein, welche Bedenken 
macht sie geltend? 

Die Bundesregierung würde in einem solchen Vorwurf 
eine sehr bedenkliche Bedrängung von Verwandten 
sehen, abgesehen davon, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland dank des Vorhandenseins von Dialyse- 
möglichkeiten von einem „Todesurteü'' über den nie- 
renkranken Empfänger nicht die Rede sein kann. 


XII. Kommerzialisierung und Organhandel 

Der seit Jahren anhaltende und absehbar noch wach- 
sende Bedarf an Spendeorganen, die prinzipielle Zu- 
lässigkeit der Lebendspende und die nur indirekten 
rechtlichen Restriktionen haben in der Bundesrepublik 
Deutschland zu einem Service besonderer Art geführt: 
der kommerziellen Vermittlung von Organen. Organ- 
handel ist in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
ungesetzlich. Der erste Versuch der Konstituierung 
einer Agentur für die Vermittlung von Spendeorganen 
datiert bereits aus dem Jahr 1985. Pionier auf dem 
Organmarkt war der Aachener Arzt Dr. H., der sich 
jedoch alsbald wieder aus dem Geschäft zurückzog. 
Wenig erfolgreich war auch der Versuch des bayeri- 
schen Kaufmanns N. Den richtigen Zeitpunkt erwisch- 
ten nur wenige Jahre später der Rechtsanwalt a. D. A., 
der Unternehmersberater Sch. und - last not least - 
Herr F. aus W. 

1. Wurde Dr. H. aufgrund seiner Aktivitäten als 
Organhändler standesrechtlich bzw. wurde er ord- 
nungs- oder strafrechtlich zur Rechenschaft gezo- 
gen? Wenn ja, mit welchen Folgen? Wenn nein, 
warum nicht? 


Nach Mitteilung der Landesärztekammer Nordrhein ist 
gegen Dr. H. ein berufsgerichtliches Verfahren einge- 
leitet und eröffnet worden. Nach Mitteilung von sei- 
nem Ableben in den USA im Jahre 1986 erfolgte die 
Einstellung des Verfahrens. 


2. Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über 
den Organhändler N.? 

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis von einem 
Organhändler N. Ohne Angaben von Namen und 
Fundstellen können in der Regel keine Informationen 
beschafft und kann nicht Auskunft gegeben werden. 


3. Gegen Sch. (Asiatransplant) ermittelt die Staats- 
anwaltschaft am Landgericht Frankfurt. 

Wie lautet der Tatvorwurf gegen Sch.? Sind diese 
Ermittlungen zum Abschluß gebracht? Wenn ja, 
mit welchem Ergebnis? 

In der Strafanzeige wird Sch. vorgeworfen, er habe mit 
seinen Organhandelsaktivitäten kriminell gehandelt 


und die Arbeit der Transplantationszentren und deren 
Öffentlichkeitsarbeit mit dem Ziel der Organspende 
nach dem Tode nachhaltig erschwert, mit der Folge 
einer drohenden erheblichen Beeinträchtigung der auf 
eine Organtransplantation wartenden kranken Men- 
schen. 

Die Staatsanwaltschaft hat das Ermittlungsverfahren 
eingestellt. 


4. Zum Zeitpunkt der Kleinen Anfrage „Organhan- 
del" der GRÜNEN im Bundestag (Drucksache 11/ 
3993) kannte die Bundesregierung nur das Schrei- 
ben des Organhändlers selbst an das Bundesmini- 
sterium für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit. 

Über welche weiteren und genaueren Informatio- 
nen verfügt die Bundesregierung zwischenzeit- 
lich? 


In der Antwort auf Frage 21 der o. a. Kleinen Anfrage 
ist deutlich dargestellt, daß der Bundesregierung nur 
das Schreiben von Asiatransplant bekannt ist. Sie hat 
dieses Schreiben mit entschiedener Ablehnung beant- 
wortet. Darüber hinaus hat keine weitere Korrespon- 
denz stattgefunden. Es liegen auch keine weiteren In- 
formationen vor. 


5. Liegen der Bundesregierung Hinweise darüber 
vor, daß Sch. Vermittlungen getätigt hat bzw. wei- 
terhin Vermittlungen anbietet? Wenn ja, welche? 
Wenn nein, hat die Bundesregierung Hinweise 
darüber, daß sich Sch. aus dem Geschäft zurück- 
gezogen hat bzw. Asiatransplant aufgelöst wurde? 


Zu allen Fragen ist mit „Nein'' zu antworten. 


6. Gegen den Baby- und Organhändler A. ermittelt 
die Staatsanwaltschaft Karlsruhe. 

Wie lautet der Tatvorwurf gegen A? Sind diese 
Ermittlungen inzwischen zum Abschluß gebracht? 
Wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

Der Tatvorwurf lautete auf Betrug. Das Ermittlungsver- 
fahren ist im Februar 1989 eingestellt worden, weil der 
Nachweis eines Betrugsvorsatzes nicht zu führen war. 
Die Staatsanwaltschaft ließ offen, ob der Beschuldigte 
die Transplantation in der Bundesrepublik Deutsch- 
land realisieren konnte; sie war überzeugt davon, daß 
der Beschuldigte tatsächlich den Versuch unternehme, 
sein Vorhaben ins Werk zu setzen und an den Erfolg 
seiner Aktivitäten auch glaube. Zu vertraglichen Ver- 
einbarungen und zu Zahlungen sei es noch nicht ge- 
kommen, auch seien keine Erkenntnisse vorhanden 
gewesen, wo die geplanten Transplantationen stattfin- 
den sollten. Eine Strafbarkeit unter anderen recht- 
lichen Gesichtspunkten wurde als nicht gegeben ange- 
sehen. 


7. Einer Meldung der Nachrichtenagentur Reuter 
vom 30. Januar 1989 zufolge soll A. die Absicht 
haben, eine Filiale in London zu eröffnen. 
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Hat A. diese Absicht bereits realisiert? Wenn ja, 
wie verhält sich die Bundesregierung dazu? Wenn 
nein, steht die Bundesregierung diesbezüglich in 
Kontakt mit örtlichen Behörden? 


In Großbritannien ist der menschliche Organhandel 
durch den Human Organs Transplant Act 1989 gesetz- 
lich verboten worden. Anlaß dazu waren Geschäfte 
englischer Ärzte. Nach Mitteilung der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland in London vom 10. April 
1990 hat der General Medical Council einem in diese 
Geschäfte verwickelten Arzt die Approbation entzogen 
und zwei daran beteiligte Chirurgen schwerer Berufs- 
vergehen für schuldig befunden. Sie dürfen zwar wei- 
terpraktizieren, sind jedoch durch Auflagen in der Aus- 
übung ihres Berufes erheblich eingeschränkt worden. 


8. A. selbst definiert seine Tätigkeiten als Händler 
von Babies, Organen, Söldnern und Flüchtlingen 
folgendermaßen: „Ich vollziehe . . . nur das Recht 
am deutschen Gesetzgeber." 

Auf welche rechtlichen Schwächen und Probleme 
weist der Organhändler A. die Bundesregierung 
mit dieser Tätigkeit hin? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, worauf diese 
Formulierung hinzielt. 


9, In der Kleinen Anfrage „Organhandel" zu A. be- 
fragt, erklärt die Bundesregierung: „Sollte es sich 
als notwendig erweisen, so werden erforderliche 
gesetzliche Maßnahmen zu prüfen sein. " 

Ist dieses Erfordernis nach Ansicht der Bundes- 
regierung absehbar? Wenn nein, aus welchen 
Gründen hält die Bundesregierung dieses Erfor- 
dernis augenblicklich bzw. absehbar nicht für ge- 
geben? 

Wegen dieser Frage nimmt die Bundesregierung auf 
die Vorbemerkung Bezug. 


10. Inzwischen kämpft ein weiterer Organhandler um 
seine Marktanteile, F., wie A., Organhändler und 
Babyhändler in einer Person. F. schreibt mögliche 
Interessentinnen/Interessenten über SCHUFA an 
und läßt Gewebeuntersuchungen nach eigenen 
Angaben „in einer Klinik im norddeutschen Raum 
(,die Ärzte erhalten ein kleines Honorar' - F.)" 
feststellen (Südwest-Presse 2. März 1989). 

Welche weiteren Kenntnisse hat die Bundesregie- 
rung über Werbestrategien und Geschäftsbedin- 
gungen des Händlers? 

11. Die Staatsanwaltschaft Osnabrück hat Ermittlun- 
gen gegen F. aufgenommen. 

Welcher Tatvorwurf wird ihm gemacht und - so- 
fern die Ermittlungen abgeschlossen sind - zu 
welchen Ergebnissen führten diese Ermittlungen? 

Der Organvermittler F. hat sich - soweit dies von hier 
aus beurteilt werden kann - der gleichen Methoden 
wie A. bedient. Auch hier wurde von der Staatsanwalt- 
schaft beim Landgericht Osnabrück im Juli 1989 das 
anhängige Ermittlungsverfahren eingestellt. Hinrei- 


chende Anhaltspunkte für die Annahme, daß der Be- 
schuldigte in betrügerischer Absicht lediglich die Zah- 
lung von Provisionen oder Gebühren beabsichtigte, 
sind von der Staatsanwaltschaft nicht als vorliegend 
angesehen worden. Das Amtsgericht Osnabrück hat 
den Angeklagten am 14. Dezember 1989 wegen Be- 
leidigung durch die Versendung von „Werbebriefen" 
in fünf Fällen zu einer Gesamtstrafe verurteilt. Das 
Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Der Angeklagte hat 
Berufung eingelegt. Nach einem Bericht des Leitenden 
Oberstaatsanwaltes in Osnabrück hat sich der Ange- 
klagte dahin eingelassen, daß es zu Organveräußerun- 
gen in keinem einzigen Fall gekommen sei. 


12. Hält die Bundesregierung es für denkbar, daß 
Organhändler über Dienstleistungen bundesdeut- 
scher Kliniken verfügen? Wenn ja, in wie vielen 
Fällen konnten entsprechende Dienstleistungen 
nachgewiesen werden und mit welchen Konse- 
quenzen? Wenn nein, wie wül die Bundesregie- 
rung ausschließen, daß derartige Nebenerwerbs- 
möglichkeiten in den Klirüken wahrgenommen 
werden? 


Der Bundesregierung sind keine Fälle bekannt, in 
denen kommerziell erhältliche Organe verpflanzt wor- 
den wären oder wo kommerzielle Unternehmen auf die 
Dienstleistungen von Kliniken in der Bundesrepublik 
Deutschland zurückgreifen konnten. Da ein Kranken- 
haus, gleich welcher Größe und Art, immer auch ein 
Stück Öffentlichkeit darstellt, wären kommerzielle 
Organentnahmen wohl kaum möglich. Die Arbeitsge- 
meinschaft der Transplantationszentren in Deutsch- 
land (AG Organtransplantation) hat eine Erklärung 
abgegeben, daß sie grundsätzhch den Handel mit 
Organen und die Transplantation kommerziell erhält- 
licher Organe ablehnt. 


13. Unter dem Aufreißer „Ich verkaufe meine Niere" 
berichtete BILD am 2. Mai 1989 von „über 700 
Menschen in Geldnot", die F. für jeweils 80000 
DM als Organspenderinnen/Organspender wer- 
ben konnte. 

Sieht die Bundesregierung mit uns die Gefahr, daß 
bei weiterhin anhaltender struktureller Arbeits- 
losigkeit und wirtschaftlichen Problemen weiter 
Bevölkerungsteüe immer mehr Menschen für ein 
derartiges Geschäft zur Verfügung stehen könn- 
ten? Wenn nein, welche anderen Schlußfolgerun- 
gen zieht die Bundesregierung aus dieser Front- 
line- Story des Massenblatts? 

Mißbräuche der geschilderten Art sind nach Ansicht 
der Bundesregierung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht zu befürchten; Verkäufe wurden auch von 
der Ärzteschaft einhellig abgelehnt. 


14. Von der Landesärztekammer Hessen wird vertre- 
ten, daß „ eine mögliche Einwilligung in eine kom- 
merzielle Organentnahme als sittenwirdrig emzu- 
stufen sei und damit Körperverletzung im Sinne 
des § 226 des Strafgesetzbuches" (in DD 3/1987, 
S. 15). 

Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung? 
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Wie in der Vorbemerkung ausgeführt wird, beabsich- 
tigt die Bundesregierung, der Kommerzialisierung der 
Organspende auch strafrechtlich entgegenzutreten. 
Allerdings wird der Umstand, daß der Organspender 
eine entsprechende Vereinbarung mit dem Organemp- 
fänger getroffen hat, nicht dazu führen, daß sich ein 
Arzt, der von dieser Vereinbarung keine Kenntnis hat, 
wegen Unwirksamkeit der Einwilligung eines Körper- 
verletzungsdeliktes schuldig macht. 


15. Einer Pressenotiz ist zu entnehmen, daß die Bun- 
desregierung „bis (zum) 10. Januar" 1989 Vor- 
schläge „auf den Tisch" legen will, um das Ge- 
schäftemachen mit Organen zu unterbinden (Süd- 
west-Presse 20. Dezember 1988). 

Mit welchem Ergebnis? 

16. Die Arbeitsgemeinschaft der Transplantations- 
zentren fordert ein „ausnahmsloses Verbot des 
Organhandels" (in (DD 3/1987). 

Aus welchen Gründen konnte sich die Bundes- 
regierung bislang nicht bereitfinden, dieser Forde- 
rung pohtisch nachzukommen? 

Die Bundesregierung hat angesichts der Berichte über 
Versuche von Organvermittlern, mit dem Verkauf von 
Organen ins Geschäft zu kommen, und über die Kom- 
merzialisierung der Organtransplantation in Indien 
ihre Ablehnung solcher Machenschaften deutlich ge- 
macht und sich dafür ausgesprochen, alles zu tun, um 
diese zu beenden. Ein entscheidender Schritt in diese 
Richtung war das Einbringen der Resolution gegen den 
Organhandel auf der 42. Generalversammlung der 
WHO in Genf im Mai 1989. Darüber hinaus ist die 
Einstellung der Ermittlungsverfahren gegen die Händ- 
ler A. und F. zum Anlaß genommen worden, ein grund- 
sätzliches Einvernehmen zwischen den beteiligten 
Ressorts über das weitere Vorgehen herbeizuführen. 

Die Bundesregierung nimmt wegen der Forderung 
nach einem Verbot auf die Vorbemerkung Bezug. 


17. Ist die im folgenden geschilderte Situation nach 
Auffassung der Bundesregierung in befriedigen- 
der Weise geregelt oder sieht sie gesetzgeberi- 
schen Handlungsbedarf? 

Ein Organhändler vermittelt einer Nierenkranken 
einen Spender, der freiwillig und in Kenntnis des 
medizinischen Risikos in eine Spende eingewilligt 
hat. Die Nierenkranke ist einverstanden, das ver- 
traglich vereinbarte Honorar für den Händler und 
den Spender zu zahlen. Die Gewebe- und Blut- 
untersuchung lassen eine Transplantation zu. Eine 
KUnik innerhalb oder außerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland führt die Transplantation durch, 
der kommerzielle Hintergrund der Spende wurde 
vertuscht. Der Deal war erfolgreich. 

Wegen der Einschätzung der Gefahr von Mißbräuchen 
wird auf die Antwort zu Frage 13 verwiesen. Was die 
Sorge um kommerzielle Machenschaften im Ausland 
anlangt, so wird auf die ausführhche Darstellung der 
Probleme des Organhandels in der Antwort der Bun- 
desregierung in Drucksache 11/3993 Bezug ge- 
nommen. 


18. In ihrer Antwort auf die mündliche Frage der Ab- 
geordneten Frau Schmidt (Nürnberg) erklärt die 
Bundesregierung, das „derzeit nicht zu erwarten 
(sei), daß ein TransplantatvermitÜer eine seriöse 
Klinik innerhalb oder auch außerhalb der Bundes- 
republik Deutschland finden wird, welche eine 
von den Ärzteorganisationen abgelehnte Organ- 
übertragung vornehmen wird". Lediglich die 
Möglichkeit einer Transplantation in einer 
„Außenseiterpraxis" will sie gelten lassen (Druck- 
sache 11/3748). 

Was ist eine „Außenseiterpraxis"? 

Wegen des Begriffs „Außenseiterpraxis" wird auf die 
Antwort zu Frage 20 verwiesen. Außenseiter ist ein 
Arzt, der sich an die von den transplantierenden Ärz- 
ten eingegangene Selbstverpflichtung oder an die Be- 
schlüsse des Weltärztebundes nicht gebunden fühlt. 


19. Wie viele dieser sog. Außenseiterpraxen gibt es 
nach Einschätzung der Bundesregierung inner- 
halb oder auch außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland? 

Bisher ist kein Fall bekanntgeworden, in dem in der 
Bundesrepublik Deutschland gegen die Empfehlungen 
gehandelt worden ist. 


20. Zählen die Universitätsklinik Münster, die anen- 
cephale Neugeborene explantierte (vgl. Abschnitt 
Anencephale), das Humana Wellington Hospital 
in London, in dem die kommerziell erworbenen 
Nieren mindestens zweier Türken transplantiert 
wurden (vgl. TAZ vom 24. Januar 1989), STERN 
vom 7. Februar 1989, FR vom 27. Januar 1989, 
SOUTH vom April 1989, S. 77 ff.) und verschiede- 
ne US-amerikanische Hospitäler (vgl. DER SPIE- 
GEL Nr. 52/1987, S. 156ff.) nach Ansicht der Bun- 
desregierung eher zu den seriösen oder eher zu 
den Außenseiter- Khniken innerhalb und außer- 
halb der Bundesrepublik Deutschland? 

Der Begriff „Außenseiterpraxis" ist in der Drucksache 
11/3748 wie auch in Frage XII/19 auf Kliniken bezo- 
gen, die kommerziellen Organhandel betreiben könn- 
ten. Ob die in Frage 20 genannten ausländischen Insti- 
tute kommerziellen Organhandel betreiben, vermag 
die Bundesregierung nicht zu beurteilen. 


21. Beziehen bundesdeutsche Transplantationsklini- 
ken Transplantate per Katalog (SWF 3 Report No- 
vember 1988)? Wenn ja, welche Organe wurden 
von welchen Zentren in welchem Umfang geor- 
dert (1988/89)? 

Organe können für Transplantationen schon aus rein 
medizinischen Gründen nicht per Katalog bezogen 
werden. Es existieren Firmen, die beispielsweise Herz- 
klappen von nichttransplantablen Herzen für das 
jeweilige Herzzentrum konservieren und aufbewahren 
und dem Zentrum bei Bedarf wieder zur Verfügung 
stellen. Im Bereich des Europarates sind Überlegungen 
im Gange, eine zentrale Gewebebank zu errichten, die 
die Aufbereitung, Konservierung und Lagerung von 
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Geweben übernimmt und auch für die Verteilung 
sorgt. Mit einer solchen Gewebebank ist jeghche Kom- 
merzialisierung ausgeschlossen. 


22. In einer Reportage über die Arbeit eines patholo- 
gischen Instituts für Rechtsmedizin (Tpmpo, März 
1986) finden sich verschiedene Hinweise darauf, 
daß sich Kliniken über die dort befindlichen Lei- 
chen mit Geweben und Knochen versorgen, ins- 
besondere Hornhaut, Wirbelsäulen, Zwerchfälle 
etc. 

Gab es in Fällen wie dem beschriebenen Ermitt- 
lungsverfahren gegen die Beschäftigten oder Lei- 
ter pathologischer Institute, wenn ja, in wie vielen 
Fällen und mit welchem Ergebnis? Wenn nein, wie 
können Gesellschaft und Angehörige derartige 
Mißbrauchsformen unterbinden? 


Ob und in wie vielen Fällen sowie mit welchem Ergeb- 
nis gegen Beschäftigte oder Leiter pathologischer Insti- 
tute Ermittlungsverfahren durchgeführt worden sind, 
ist der Bundesregierung nicht bekannt. Im übrigen 
wird auf die Antwort zu Frage 11/52 Bezug genommen. 


XIIL Dritte Welt 

Aus verschiedenen Ländern der sog. Dritten Welt, ins- 
besondere aus Ägypten, Indien, den Philippinen, Brasi- 
lien, Paraguay, Honduras und Guatemala, aber auch 
aus der Türkei, erreichen uns Nachrichten eines krimi- 
nellen Handels mit Organen. Diese werden, so wird 
vermutet, in die USA exportiert oder im Land selbst an 
wohlhabende bzw. ausländische Patientinnen und 
Patienten verpflanzt. Die Ängste der einheimischen 
Bevölkerung v. a. in den Elendsvierteln der Städte, 
eines ihrer lünder könne geraubt und seine Niere oder 
Augen(homhäute) explantiert werden, haben die 
internationale Öffentlichkeit bereits im vergangenen 
Jahr auf ge schreckt (vgl. die Kleine Anfrage der 
GRÜNEN „Organhandel", Drucksache 11/3993). Auch 
wenn die letzten schlüssigen Beweise noch nicht er- 
bracht wurden, sind derartig menschenverachtende 
Vorkommnisse dennoch wahrscheinlich. Der Handel 
mit Organen kann sich die kriminelle Struktur des 
Drogen-, Baby- und Bluthandels zunutze machen. Der 
Bedarf an Organen funktionalisiert objektiv große Tei- 
le der Weltbevölkerung zu potentiellen Organspen- 
dern und Opfern krimineller Organbeschaffung. 

1. In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage „Organ- 
handel" verfährt die Bundesregierung auf Fragen 
krimineller Organbeschaffung folgendermaßen: 
Sie bestätigt den Kenntnisstand der GRÜNEN, 
führt dann fort, daß weitere Hinweise für den 
geschilderten Sachverhalt fehlen und vertritt 
schließlich die Ansicht, daß die Aufklärung und 
Verfolgung entsprechender derartiger Straftaten 
Sache der örtlichen Behörden sei. „Unabhängig 
hiervon", erklärt sie gegen Ende, „bleibt die Bun- 
desregierung bemüht, Meldungen der in Frage 
stehenden Art zu klären". 

Welche weiteren Hinweise und Erkenntnisse hat 
die Bundesregierung in der Zwischenzeit über die 
in der Kleinen Anfrage recherchierten Vorfälle 
gewonnen? 

Zu den in der Kleinen Anfrage „Organhandel" ange- 
sprochenen Meldungen hegen der Bundesregierung 
keine neuen Erkenntnisse vor. 


2. Auf welche Quellen stützt sie ihren Kenntnis- 
stand? 

Die Bundesregierung gewinnt im vorliegenden Fall 
ihre Erkenntnisse aus der Verfolgung von Nachrichten 
in regionalen und überregionalen Medien und aus 
Kontakten mit Dienststellen und Privatpersonen im 
Ausland sowie mit internationalen Organisationen. 


3. Welche Informationen hat die Bundesregierung 
über die Arbeit indischer Selbsthiheinitiativen ge- 
gen den Handel mit Organen, z.B. LIFE und 
NATIONAL KIDNEY FOUNDATION? 


Der Bundesregierung hegen keine Berichte über indi- 
sche Selbsthilfeinitiativen gegen den Organhandel vor. 


4. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß in indi- 
schen Kliniken Nieren explantiert werden, ohne 
daß die Patientinnen/Patienten über die Entnah- 
me einer Niere in Kenntnis gesetzt wurden (vgl. 
Südasien-Info 4/1989, The Week Mar. 8-14, 1987, 
Profil vom 12. Juni 1989 u. a.)? 

Der Bundesregierung sind Berichte indischer Zeitun- 
gen bekanntgeworden, nach denen in indischen Kran- 
kenhäusern Patienten ohne deren Wissen bzw. ohne 
Wissen ihrer Angehörigen Nieren für Transplantatio- 
nen entfernt worden sein sollen. 

Die Bundesregierung hat keine eigenen Erkenntnisse 
über den Wahrheitsgehalt dieser Berichte. 


5. Wie hoch ist nach Kenntnis oder Schätzung der 
Bundesregierung der Anteil bundesdeutscher 
Nierenkranker an in indischen Kliniken durchge- 
führten Transplantationen? 

Der Bundesregierung ist nur in einem Fall bekanntge- 
worden, daß ein Deutscher in Bombay eine Spender- 
niere empfangen hat. 


6. Bereits im vergangenen Jahr wurde in Kairo ein 
sechsjähriges Mädchen entführt, das „nach vier 
Tagen in jämmerlichem Zustand wieder auf gefun- 
den" wurde. Unbekannte Täter hatten dem Kind 
eine Niere entfernt, ein Bündel Papiergeld war 
ihm in die Hand gedrückt worden (vgl. DER SPIE- 
GEL 52/1987, S. 162). 

Über welche weiteren Kenntnisse verfügt hierzu 
die Bundesregierung? 

Die Bundesregierung kann die Richtigkeit dieses Be- 
richtes nicht bestätigen. 


7. Ist es nach Ansicht der Bundesregierung reali- 
stisch anzunehmen, man könne über das sechs- 
jährige Opfer die Täterclique (Entführer, Agenten, 
Transplanteure etc.) identifizieren und verfah- 
rensdienliche Beweise erhalten? Wenn nein, wie 
stellt sich die Aufklärung einer kriminellen Organ- 
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entnähme für die örtlichen Behörden dar, soweit 
die Opfer überhaupt in der Lage sind, Aussagen 
zu ihrer Explantation zu machen? 

Da die Richtigkeit des herangezogenen Berichtes nicht 
bestätigt werden kann, sieht die Bundesregierung 
keine Anknüpfungspunkte für die Beantwortung die- 
ser Frage. 


8. Die IPS Dritte Welt Nachrichtenagentur meldete 
am 1. Dezember 1988 die Aufdeckung eines Kin- 
der- bzw. Organhandelsyndikats in Santa Cata- 
rina Pinula (Guatemala). Zwei der Festgenomme- 
nen gaben demnach zu Protokoll, daß die 11 
Babys im Alter zwischen elf Tagen und vier Mona- 
ten „für rund 75 000 Dollar" an US-amerikanische 
und israelische Familien verkauft werden sollten, 
„deren Kinder Organtransplantationen benötigt 
hätten". 

Kann die Bundesregierung diese erneute Ver- 
wicklung Guatemalas in den internationalen Kin- 
der- und Organhandel bestätigen? Wenn nein, 
über welche anderen Informationen verfügt die 
Bundesregierung? 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse 
vor. 


9. Über welche weiteren Informationen und Kennt- 
nisse verfügt die Bundesregierung in bezug auf 
kriminelle Organentnahmen bzw. den Handel mit 
Organen in den genannten oder anderen Ländern 
der sog. Dritten Welt für das Jahr 1989? 

Neben den in der Antwort zu Frage 4 genannten Be- 
richten indischer Zeitungen sind der Bundesregierung 
Berichte in englischen, philippinischen und ägypti- 
schen Zeitungen über Organentnahmen bekanntge- 
worden. 

Insgesamt gesehen war das Aufkommen derartiger 
Berichte 1989 gegenüber vorangegangenen Jahren 
rückläufig. 


XIV. Anenzephale 

Zur Häufigkeit und Epidemiologie des Anencephalus 
ist vorab zu bemerken: 

Der Anenzephalus zählt zu den Neuralrohrdefekten. 
Angaben zur Häufigkeit von solchen Defekten variie- 
ren in der Literatur erhebhch. Es gibt sowohl eine 
Variation zwischen den Meßzeitpunkten innerhalb 
einer Region als auch zwischen den einzelnen Regio- 
nen. Bis jetzt beziehen sich alle Zahlen auf Prävalenz- 
Raten zum Zeitpunkt der Geburt. Davon gibt es nur 
wenige Ausnahmen. 

Im Deutschen Reich betrug bzw. in der Bundesrepu- 
blik Deutschland beträgt die Rate 1 bis 1,5/1000 
Lebendgeburten. Nach einem vorübergehenden nicht 
geklärten Anstieg zwischen 1945 und 1949 (der vor 
allem in Berlin und in der DDR beobachtet wurde) 


besteht eine fallende Tendenz der Raten. Die beobach- 
teten Raten in der Bundesrepublik Deutschland sind 
niedriger als in Großbritannien. 


Anenzephale sind lebende, aber nicht überlebensfähi- 
ge Neugeborene, deren Großhirn nicht ausgebildet 
und deren Schädeldecke teilweise nicht geschlossen 
ist. 

1. Welche Ursachen führen nach Kenntnis der Bun- 
desregierung zur Anenzephalie bei Säughngen? 

Die Anencephalie gehört zu einer Reihe von Mißbil- 
dungen des zenralnervösen Systems (Anencephahe, 
Encephalocele, Myelocele, Meningocele). 

Es wird angenommen, daß gemeinsame ätiologische 
Faktoren diese Entwicklungshemmungen hervorrufen. 
Sowohl genetische als auch peristatische (intra-uterine 
Umgebung) kommen dafür in Frage. 


2. Ist der Bundesregierung die Häufigkeit von 
Schwangerschaften und anenzephalen Föten in 
der Bundesrepublik Deutschland bekannt, wenn 
ja, wie viele Schwangerschaften sind es jährhch 
und wie hoch ist ihr Anteil an allen Schwanger- 
schaften? 

Die wahre Inzidenzrate von Anencephahe ist wegen 
eines vermutlich hohen Abgangs solcher Früchte in der 
Fötalzeit nicht bekannt. 

In der Studie „Schwangerschaft und Kindesentwick- 
limg" der Deutschen Forschungsgemeinschaft wird die 
Prävalenz anencephaler Schwangerschaften auf 0,8/ 
1 000 beziffert. Diese Rate enthält sowohl ausgetragene 
als auch nicht ausgetragene Fälle. Für die Gesamtzahl 
der in einem Forschungsprojekt der Universitätsklini- 
ken Gießen und Hannover durchgeführten Erhe- 
bungen betrug die Schwangerschaftsprävalenz 0,55/ 
1 000. Ähnliche Zahlen werden aus der DDR berichtet. 


3. Kann die Bundesregierung Angaben machen zu 
etwaigen Veränderungen ihrer Häufigkeit, bezo- 
gen auf den Zeitraum von 1970 an, bezogen auf 
den Zeitraum von 1950 an? 

Angaben zur Veränderung der Häufigkeit von Anen- 
cephalus-Fällen in der Schwangerschaft können nicht 
gemacht werden. Es gibt keinen Anhalt dafür, daß das 
Vorkommen von Anencephahe zugenominen hat. 


4. Hat die Bundesregierung Kenntnis von der jähr- 
lich durchgeführten Zahl der Pränataldiagnosen, 
bei denen anenzephale Föten festgestellt wurden? 
Wenn ja, welche Methoden werden zur Diagnose 
angewandt, zu welchem Zeitpunkt der Schwan- 
gerschaft? 

Es gibt keine Statistiken über die Gesamtzahl der 
durchgeführten Pränatal diagnostiken, bei denen als 
Ergebnis die Diagnose Anencephalus gestellt wurde. 
Die Berichte aus den Kliniken enthalten immer den 
Fehler der Selektion des Materials. In der vom BMFT 
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geförderten Studie der beiden Universitätskhniken 
(s. o.) wurden mit erheblichem organiatorischen Auf- 
wand (2maliger Alpha-feto-Protein-Test, Ultraschall, 
Amniozenthese, Fruchtwasseruntersuchung) in der 16. 
bis 20. Schwangerschaftswoche mehr als 90 Prozent 
der Anencephalen entdeckt. 


5. Wie viele Abtreibungen werden jährlich aufgrund 
dieser Diagnose durchgeführt, mit weicher Indika- 
tion? 

Die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche, die aufgrund 
der Diagnose Anencephalus durchgeführt werden, ist 
nicht bekannt, weil die Schwangerschaftsabbruchstati- 
stik keine Diagnosen enthält, sondern nur Indikatio- 
nen. Die zutreffende Indikation ist die nach § 218 a 
Abs. 2 Nr. 1 StGB, deren Häufigkeit in der Bundesre- 
publik Deutschland in den letzten zehn Jahren gleich 
niedrig geblieben ist. 


6. Kann die Bundesregierung angeben, wie viele 
Neugeborene mit Anenzephalie jährlich in der 
Bundesrepublik Deutschland geboren werden 
und welche Veränderungen in der Häufigkeit die- 
ser Geburten in den letzten 20 Jahren auf getreten 
sind? 

Die aus dem Jahre 1984 datierende letzte Übersicht 
über die Epidemiologie der Neuralrohrdefekte in der 
Bundesrepublik Deutschland faßt etwa 15 Studien zu- 
sammen. Die Prävalenz des Anencephalus hegt zwi- 
schen 0,2 und 2 pro 1000 Lebend- und Totgeborene. 
Die Bundesrepublik Deutschland gehört zu den Regio- 
nen mit niedriger Prävalenz dieser Mißbildungen bei 
der Geburt. Es gibt keinen Anhalt dafür, daß diese 
Mißbildungen in den letzten 20 Jahren zugenommen 
haben. 


7. Kann die Bundesregierung angeben, welche 
medizinischen Maßnahmen bei Neugeborenen 
mit Anenzephalie üblicherweise durchgeführt 
werden, wenn ja, welche sind das? 

Wenn diese versterben, auf welche Weise und 
nach welchen Kriterien wird ihr Tod festgestellt? 

Soweit der Bundesregierung bekannt ist, werden keine 
medizinischen Maßnahmen bei Anencephalie durch- 
geführt. 

Die Kriterien zur Todesfeststellung sind die üblichen, 
rechtsmedizinisch ausgewiesenen. Das weitest- 
gehende Kriterium ist die Feststellung von Toten- 
flecken. 


8. Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, wie mit 
Anenzephalen verfahren wird, die in den Kran- 
kenhäusern versterben? Wenn ja, erhalten die 
Mütter/die Eltern des Kindes dieses zur Bestat- 
tung? 

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis davon, wie 
mit Anencephalen verfahren wird, die in. Krankenhäu- 
sern versterben. Anencephale sind nicht überlebens- 


fähig, kommen aber mit funktionstüchtigem Hirn- 
stamm zur Welt, sie atmen und ihr Herz schlägt.. Das 
Leben kann Stunden, Tage oder einen Zeitraum dar- 
über hinaus dauern. Eine in das Personenstandsregi- 
ster eintragungspflichtige Lebendgeburt liegt vor, 
wenn bei einem Kind nach der Scheidung vom Mutter- 
leib entweder das Herz geschlagen oder die Nabel- 
schnur pulsiert oder die natürliche Lungenatmung ein- 
gesetzt hat. Bei Lebendgeburten besteht eine Bestat- 
tungspflicht. 

9. Seit 1984 sind in Münster und Papenburg insge- 
samt vier Fälle bekanntgewörden, bei denen 
lebenden anenzephalen Neugeborenen Organe 
zum Zwecke der Transplantation entnommen 
wurden. 

Kann die Bundesregierung diese Angaben be- 
stätigen? Hat die Bundesregierung Kenntnis von 
weiteren Organ-Explantationen an anenzephalen 
Säuglingen, und zwar 

— vor 1984, 

— nach 1986? 

Wenn ja, kann sie diese benennen? 

Die Bundesregierung hat keine Aufsichtsbefugnis über 
Universitätskhniken und Krankenhäuser. Sie muß 
infolgedessen auf Auskünfte durch die zuständigen 
obersten Landesbehörden verweisen. 


10. Ist der Bundesregierung bekannt, ob in den unter 
8. benannten Fällen jeweils die EinwiUigung zur 
Organ- Explantation seitens der Mutter bzw. der 
Eltern des anenzephalen Neugeborenen vorlag? 

Der Bundesregierung sind keine Informationen dar- 
über bekanntgeworden, daß EinwiUigungserklärun- 
gen gefehlt haben sollen. 


11. In den unter 8. genannten Fällen sind nachweis- 
hch die Richtlinien des wissenschaftlichen Beirats 
der Bundesärztekammer „Kriterien des Himto- 
des" (1982/86) nicht zur Anwendung gekommen. 
Die Explantationen sind an Säuglingen durchge- 
führt worden, deren Hirntod nicht festgestellt wor- 
den war. 

Sind der Bundesregierung Ermittlungsverfahren 
gegen die verantworthchen Ärzte bekannt? Wenn 
ja, was waren die Ermittlungsgründe und zu wel- 
chen Ergebnissen haben die Ermittlungen ge- 
führt? 

12. In Münster wurde gegen den verantworthchen 
Arzt Strafanzeige erstattet. 

Welcher Tatvorwurf lag dieser Strafanzeige zu- 
grunde, zu welchem Ergebnis führte sie? 

13. Ist der Bundesregierung bekannt, ob die unter 8. 
beschriebenen Eingriffe zu standesrechtlichen 
Konsequenzen für die verantworthchen Ärzte ge- 
führt haben? 

Wenn ja, zu welchen? 

Wenn nein, sind der Bundesregierung die Gründe 
für ihr Ausbleiben bekannt? 

Die Ärztekammer Westfalen/Lippe hat zu den auf ge- 
führten drei Fragen mit ge teilt, daß, soweit ihr bekannt 
sei, bei der Staatsanwaltschaft Münster im Jahre 1987 
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gegen den ehemaligen Direktor der Universitäts- 
Frauenklinik Münster ein Strafverfahren wegen des 
Verdachts auf Totschlag (§ 212 StGB) anhängig gewe- 
sen ist. Das Verfahren sei zunächst sowohl von der 
Staatsanwaltschaft Münster als auch dann endgültig 
im Sommer des Jahres 1988 von der Generalstaatsan- 
waltschaft Hamm eingestellt worden. Zu standesrecht- 
hchen Konsequenzen sei es nicht zuletzt (schon) des- 
halb nicht gekommen, weil der ehemalige Leiter der 
Klinik seit dem 31. Juh 1988 nicht mehr Angehöriger 
der Ärztekammer Westfalen/Lippe ist. Er hat zum vor- 
genannten Zeitpunkt seine ärztliche Tätigkeit in Mün- 
ster beendet und ist in die USA übergesiedelt. 


14. Ein für Organ-Explantationen an lebenden anen- 
zephalen Neugeborenen verantwortlicher Arzt hat 

1987 diese Säuglinge als „Sonderfälle der Natur" 
bezeichnet und erklärt, in ihrem Falle brauche 
keine Himtodbestimmung vorgenommen zu wer- 
den, da sie nie gelebt hätten und folglich auch 
nicht sterben würden. 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Meinung 
dieses Mediziners, insbesondere vor dem Hinter- 
grund, daß er Mitglied einer Kommission des Wis- 
senschaftlichen Beirates der Bundesärztekammer 
war, die die „Richtlinien zur Forschung an frühen 
menschlichen Embryonen" (1985) erarbeitete, und 

1988 als Professor für medizinische Ethik in den 
USA tätig war? 

Die Bundesregierung teüt nicht die Auffassung, daß 
bei anencephalen Neugeborenen keine Hirntodbe- 
stimmung vorgenommen zu werden brauche, da sie 
nie gelebt hätten und folglich auch nicht sterben wür- 
den. Die Bundesregierung stellt fest: Solange ein Neu- 
geborenes selbständig atmet, sind zumindest Teile sei- 
nes Gehirnes intakt. Es lebt also und ist nicht hirntot. 
Seine Organe dürfen damit erst entnommen werden, 
wenn der Hirntod entsprechend den Kriterien des Wis- 
senschaftlichen Beirats der Bundesärztekammer fest- 
gestellt worden ist. 


15. In der Resolution der Transplantationszentren zur 
„Organentnahme bei Anenzephalen" vom 7. No- 
vember 1987 in Marburg wird festgesteUt, daß ein 
anenzephales Neugeborenes nicht schon auf- 
grund seiner Fehlbildung als tot anzusehen sei 
und der Hirntod nach den Richtlinien der Bundes- 
ärztekammer 1982/86 in jedem Falle zweifelsfrei 
festgesteUt werden müsse. Diese Resolution hat 
jedoch ebenso wie die Richtlinien keine Rechts- 
verbindlichkeit. Sie gelten nur als „Entschei- 
dungshilfe für den Arzt". 

Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu 
unternehmen, um auf rechtsverbindlicher Grund- 
lage die Verwendung von anenzephalen Neuge- 
borenen für die Transplantationsmedizin in Zu- 
kunft zu unterbinden? 

Da von seiten der Ärzteschaft heute unstreitig der 
anencephale Neugeborene nicht schon aufgrund sei- 
ner Fehlbildung als tot angesehen wird, erscheint eine 
Klärung dieser Frage durch den Gesetzgeber entbehr- 
lich. 

Die Resolution ist als ein Akt der Selbstbindung anzu- 
sehen. Die Richtlinien haben zwar keine unmittelbare 
Rechtsverbindlichkeit, sie geben aber den anerkann- 


ten Stand der Wissenschaft wieder und haben damit 
die Qualität eines vorweggenommenen Gutachtens. 
Ein Arzt, der sich nicht an die Richtlinien hält, würde 
sich beispielsweise in einem Strafprozeß schwer exkul- 
pieren können. 


16. Medizinische Fachleute sind der Meinung, es sei 
so gut wie unmöglich, bei anenzephalen Neuge- 
borenen eine exakte Himtodbestimmung vorzu- 
nehmen. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
hier rechtlicher Handlungsbedarf offenbar wird, 
um anenzephale Säuglinge unter Schutz zu stel- 
len? Wenn nein, wamm nicht? 


Es wird auf die Antwort zu Frage 15 verwiesen. 


17. Innerhalb der modernen Ethik gibt es eine Auffas- 
sung, die sich auf den klassischen Utilitarismus 
stützt, nach der allein die Zugehörigkeit zur Gat- 
tung Mensch nicht genügt, um das Töten eines 
menschlichen Wesens als verwerflich gelten zu 
lassen. Entscheidend seien vielmehr Eigenschaf- 
ten wie Rationalität, Autonomie und Selbstbe- 
wußtsein, die aber ein mißgebildeter SäugÜng 
nicht besitze. Er habe also keinen Anspmch auf 
das Leben und könne legitimerweise getötet wer- 
den, insbesondere, wenn sein Tod einen Nutzen 
habe (vgl. Singer 1984). Diese Argumentation 
kann insbesondere auf anenzephale Neugeborene 
angewendet werden, um die Verwertung ihrer 
Organe zu rechtfertigen. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
damit diese Neugeborenen als „nicht lebenswer- 
tes Leben" begriffen werden? Wie will die Bun- 
desregierung die langfristige Durchsetzung und 
Anwendung dieser Denkweise in der klinischen 
Praxis verhindern, auch vor dem Hintergrund, daß 
sie sich schon heute auf „andere Gattungsangehö- 
rige der Spezies Mensch" (behinderte und alte 
Menschen) bezieht? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, wonach 
anencephale Neugeborene als „nicht lebens wertes 
Leben" begriffen werden, nicht. Die Verhinderung 
einer langfristigen Durchsetzung einer solchen Auffas- 
sung muß Ziel eines entsprechenden gesellschaftli- 
chen Konsenses sein. Die Bundesregierung sieht nicht, 
daß eine derartige Auffassung im Vordringen begriffen 
ist. 


18. Wie beurteilt die Bundesregiemng die Gefahr, daß 
möglicherweise Frauen bedrängt werden, anenze- 
phale Föten als „Organspender" bis zum Ende der 
Schwangerschaft auszutragen und gegebenen- 
falls einen Kaiserschnitt in Kauf zu nehmen, um 
die zu transplantierenden Organe des Fötus zu 
schützen? Teüt die Bundesregiemng die Auffas- 
sung, daß hier der Funktionahsiemng einer 
schwangeren Frau als Organproduzentin, u. U. so- 
gar einer weiteren Form der Kommerzialisiemng, 
Vorschub geleistet wird? 

Die Bundesregierung sieht eine derartige Gefahr nicht. 
Die Arbeitsgemeinschaft der Transplantationszentren 
in der Bundesrepublik Deutschland hat in ihrer Resolu- 
tion vom 13. November 1987 klar zu erkennen gege- 
ben, daß sie es für „ethisch unvertretbar" ansehe. 
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anencephale Feten zu Zwecken der Organgewinnung 
von der Mutter austragen zu lassen. 

Im übrigen lehnt die Bundesregierung jede Aufforde- 
rung an Frauen, anencephale Föten zum Zweck der 
Organspende auszutragen, ab. 

19. Fördert die Bundesregierung Forschungsprojekte 
oder plant sie ihre Förderung, um die Transplan- 
tationsmedizin für Neugeborene, Säuglinge und 
Kleinkinder weiter zu entwickeln und medizinisch 
zu verbessern? 


Forschungsvorhaben zur Weiterentwicklung und Ver- 
besserung der Transplantationsmedizin für Neugebo- 
rene, Säuglinge und Kleinkinder werden im Rahmen 
des Programms „Forschung und Entwicklung im Dien- 
ste der Gesundheit" nicht gefördert. Es bestehen auch 
keine Planungen zur Einrichtung eines derartigen För- 
derschwerpunktes. 


20. Wie beurteilt die Bundesregierung vor dem Hin- 
tergrund der Organentnahme bei lebenden anen- 
zephalen Neugeborenen unter Mißachtung der 
ärztlichen Richtlinien zum Himtod die Bedeutung 
der freiwilligen ethischen Selbstbindung der Ärzte 
durch Richthnien der eigenen Standesorganisa- 
tionen? 


Die Bundesregierung sieht die freiwillige ethische 
Selbstbindung der Ärzteschaft als wirksames Instru- 
ment der Selbstkontrolle an. Eine breite fachliche Dis- 
kussion und sichtbare Kritik an ärztlichem Verhalten 
tragen entscheidend zur Bildung tragfester ärztlicher 
Überzeugung bei. 


21. An einer bundesdeutschen Universitätsklinik wird 
mit Erlaubnis der universitären Ethik-Kommission 
ein Forschungsprojekt durchgeführt, in dem le- 
benden menschhchen Föten ab der 19. Schwan- 
gerschaftswoche der Schädel geöffnet und die 
Hypophyse entnommen wird. 

Mit welcher Begründung ist dieses Projekt bei der 
Ethik-Kommission beantragt und genehmigt wor- 
den, mit welcher Zielsetzung? 

22. Aus welchen Quellen entstammen die verwende- 
ten Föten, sind die betroffenen Frauen darüber in 
Kenntnis gesetzt bzw. um Erlaubnis gebeten wor- 
den? 

23. Was sind die Gründe, wenn im Rahmen dieses 
Forschungsprojekts auf die Feststellung des Todes 
der Föten nach den Richtlinien der Bundesärzte- 
kammer verzichtet wird? 

24. Wird dieses Projekt durch öffentliche Mittel geför- 
dert? Wenn ja, in welchem Umfang? Wenn nein, 
welche ethischen Bedenken standen einer Förde- 
rung entgegen? 

Der Bundesregierung ist das genannte Forschungspro- 
jekt nicht bekannt. Der Bundesminister für Forschung 
und Technologie schließt eine Förderung im Rahmen 
des Projektes „Forschung und Entwicklung im Dienste 
der Gesundheit" aus. Erkundigungen konnten man- 
gels näherer Angaben nicht eingeholt werden. 


XV. Ethik 

Zunehmend gerät die medizinische Ethik in das BÜck- 
feld der öffenüichen Diskussion, insbesondere auch 
hinsichüich der rasanten Entwicklungen in der Trans- 
plantationsmedizin (hervorgehoben sei an dieser Stelle 
die ARD-Reportage „Ich pflege tote Patienten" vom 

25. Juni 1989). 

„Die moderne Medizin", so heißt es im SPIEGEL, „be- 
droht uns nicht durch ihre Fehler, sondern durch ihre 
Erfolge. Ihr Hauptproblem . . . ist, daß sie zuviel kann, 
nicht daß sie zuwenig kann. Sie strapaziert unser So- 
zialgefüge nicht durch einen Mangel, sondern durch 
ein Übermaß an Wunderdingen, die ihr heute zu Ge- 
bote stehen". Der Medizinbetrieb sei „von den Fesseln 
des Unvermögens befreit", er wachse und wuchere 
jenseits aller Kontrolle (Nr. 11/1989, S. 142). Unter der 
Fragestellung „Verludert die medizinische Ethik?" 
wird der Fall eines jungen Amerikaners geschildert, in 
dessen Brust in „nur drei Tagen vier verschiedene 
Herzen schlugen", bevor man ihn endhch sterben üeß 
(Die Zeit vom 15. März 1985). Schon 1984 verpflanzte 
ein US-amerikanischer Chirurg" einem Kleinkind 
(„Baby Fae") das pflaumengroße Herz eines jungen 
Pavians", es starb kurze Zeit später „erwartungsge- 
mäß". Die Benutzung anenzephaler Neugeborener als 
Organbanken in deutschen und US-amerikanischen 
Kliniken ist dokumentiert (vgl. Abschnitt Anenze- 
phale). Aus den USA wird berichtet, daß „einem drei- 
jährigen Mädchen gleich fünf Organe auf einmal ~ 
Leber, Bauchspeicheldrüse, Magen, Dickdarm und 
Dünndarm - implantiert, ein siebenjähriger Junge 
starb dort „nach seiner dritten Lebertransplantation" 
(DER SPIEGEL 52/1987, S. 159f.). 

Die technologische Entwicklung wirft in der modernen 
Medizin die Frage nach dem Sinn des Machbaren auf. 
Dabei stützte sich das gesellschaftüche Bewußtsein 
und das ärzüiche Handeln bislang auf die sich ergän- 
zenden Korrektiven Recht und Ethik. Inzwischen wird 
die Frage erörtert, ob „die rechthche und vor allem 
ethische Entwicklung in den Industrienationen mit 
den (natur-) wissenschaftlichen Erkenntnisgewinnen" 
überhaupt noch Schritt hält (Die Zeit vom 15. März 
1985). Diese Fragen wurden auch auf dem letzten 
Chirurgen-Kongreß heftig diskutiert. Überwiegend 
wurde die Position geteilt, daß „nicht alles, was heute 
technisch machbar ist, auch gemacht werden sollte", 
jedenfalls „die Entscheidung (darüber), was Quahtät 
hat und was nicht, nicht mehr allein dem Arzt überlas- 
sen bleiben" solle (FR 1. April 1989). Widerspruch fand 
dieser (selbst) kritische Ansatz besonders bei Vertre- 
tern der Transplantationsmedizin, die die Ansicht ver- 
traten, daß in ihrem Tätigkeitsbereich „die Medizin 
dem Patienten diese Unsicherheit zumuten müsse". 
Dem auf dem Kongreß eingestandenen Forschungs- 
ehrgeiz und der Konkurrenz um zumeist begrenzte 
Finanzmittel zum Trotz werden Fragen nach schäd- 
hchen Langzeitwirkungen in der Praxis häufig zurück- 
gedrängt. 

1. Wie bewertet die Bundesregierung die nun in 
Gang gekommene Diskussion um die medizini- 
sche Ethik unter den Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmern des Deutschen Chirurgentages? 

Die Bundesregierung beurteilt die Diskussion unter 

den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Deutschen 
Chirurgentages positiv. 


2. Ist es der Bundesregierung nachvollziehbar, daß 
die Transplantationsmedizin in dieser Debatte für 
sich eine Sonderrolle beansprucht? Wenn ja, wie 
begründet sie dies? 


Auf dem letztjährigen Deutschen Chirurgentag wurde 
ein Vortrag zu dem Thema 
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„Chirurgischer Fortschritt und Lebensqualität, Lebens- 
qualität nach Organtransplantation“ 

gehalten und hierbei zusammenfassend u. a. ausge- 
führt: 

„Die Transplantation gerade der Organe Niere, Leber 
und Herz ist heute ein etabliertes Behandlungsverfah- 
ren und ermöglicht das Überstehen schwerer Erkran- 
kungen. Die Lebensqualität nach Organtransplantatio- 
nen hängt entscheidend von dem Grad der Funktion 
des Transplan ts ab. Prinzipiell ist ein Transplantat in 
der Lage, alle spezifischen Funkionen zu ersetzen.“ 

Die Bundesregierung sieht hierin keinen Anspruch auf 
eine Sonderrolle. 

Im übrigen handelt es sich bei der Transplantation um 
ein neues Entwicklungsgebiet der Medizin, es ist des- 
halb selbstverständlich, daß ethische Fragen mit Inten- 
sität diskutiert werden. 


3. Würde die Bundesregierung es auf dem Hinter- 
grund dieser Debatte begrüßen, wenn der Leitsatz 
im Transplantationskodex: „Die Organentnahme 
bei einem Toten zum Zweck einer Transplantation 
ist grundsätzlich berechtigt“ geändert würde in 
„...grundsätzlich möglich“? Wenn ja, beabsich- 
tigt sie, diese Änderung initiativ einzubringen? 
Wenn nein, warum nicht? 

Die Bundesregierung hat bereits vor längerer Zeit der 
Arbeitsgemeinschaft ihre Bedenken gegen die ange- 
sprochene Formulierung mitgeteilt und eine Präzisie- 
rung im Hinblick auf die Zulässigkeitsvoraussetzungen 
der Organentnahme - auch wenn diese später darge- 
stellt werden - angeregt. Es steht ausschließlich in der 
Entscheidung der Arbeitsgemeinschaft, der Empfeh- 
lung zu folgen. 


4. In der Studie des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages wird als „Grundkonsens“ 
bezeichnet, daß sich Organentnahme und pietät- 
volle Behandlung des Leichnams nicht ausschlie- 
ßen und dem „Lebensrecht des potentiellen 
Organempfängers ein Vorrang gegenüber der Be- 
wahrung der körperlichen Integrität des toten 
Organspenders zu(kommt)" (S. 45 f.). In der Tat 
vertreten namhafte Theologen die Ansicht, daß 
die Organspende ein „Gebot der Nächstenliebe“ 
sei und das Entscheidungsrecht der Angehörigen 
„höheren Interessen unterzuordnen“ sei (in: 
Organspende bewahrt Leben, S. 6). 

Wie definiert die Bundesregierung die Begriffe 
„Lebensrechf“, „Lebensqualität“ und „Lebensret- 
tung“? 

5. Kann sie akzeptieren, daß das Gebot der Näch- 
stenliebe nicht näher definierten „höheren Inter- 
essen“ unterzuordnen ist und wer definiert sie? 

Die Aussage des Wissenschaftlichen Dienstes wird 
dahin gehend verstanden, daß unter Hinweis auf das 
Gebot der Nächstenliebe Angehörige ihre Entschei- 
dung möglichst den Interessen der Lebenserhaltung 
eines anderen unterordnen sollen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß dem ein- 
zelnen die Entscheidung verbleiben, ob er für den Fall 


seines Todes in eine Organspende einwüligen will 
oder nicht. Nicht zuletzt aus religiösen oder weltan- 
schaulichen Gründen kann es für den einzelnen Bür- 
ger ein Stück „Lebenqualität“ bedeuten, die Gewähr 
zu besitzen, daß seine körperliche Integrität auch nach 
seinem Tode gewahrt bleiben wird. Dies ist zu respek- 
tieren. 


6. Welche anderen Religionsgemeinschaften, z. B. 
die protestantischen, jüdischen und freikirchli- 
chen, haben sich zur Organspende geäußert, in 
welcher Weise? 

Soweit bekannt, haben sich die genannten Religions- 
gemeinschaften zur Organspende nach dem Tode aus- 
nahmslos positiv geäußert. Entsprechende Äußerun- 
gen erfolgten etwa auf den „Internatioal Congres on 
ethics, Justice and Commerce in Transplantation: A 
global View“ in Ottawa. 

Im übrigen wird auf die detaillierte Darstellung der 
Problematik im Aufsatz von Prof. Dr. H. Viefhues 
„Ethische Probleme der Transplantation - Die ethische 
Bewertung des Körpers und seiner Teile“ in dem Son- 
derdruck des Arbeitskreises Organspende „Ethik und 
Organtransplantation“, Seiten 63 ff., verwiesen. Dort ist 
zusammenfassend dargestellt, daß sich trotz der Ver- 
schiedenartigkeit der philosophischen oder religiösen 
Letztbegründungen gewisse allgemeine ethische Prin- 
zipien auf stellen lassen, die sich breitester Zustim- 
mung erfreuen. 

Es sind dies: 

1. Die Handlung muß im Lichte des Respektes vor der 
Selbstbestimmung und der Menschenwürde ge- 
schehen. 

2. Die Handlung muß die Lebensrettung oder die Ver- 
besserung von Gesundheits- und Lebenssituationen 
zum Ziel haben und 

3. die Handlung muß sozial zuträglich sein in dem 
Sinne, daß sich Nutzen und Lasten sozial angemes- 
sen verteilen. 


7. Eine Organspende soll „anderen Menschen hel- 
fen“ (in: Organspende bewahrt Leben, S. 46). Sie 
dient zu einem gewissen Teil der unmittelbaren 
Lebensrettung, zum weitaus größeren einer (vor- 
übergehenden) Genesung bzw. der Entschei- 
dungsfreiheit z.B. zwischen Dialyse und Trans- 
plantat. 

Bedarf aus diesem Grund das soziale Bedürfnis 
Gesunder, Kranken zu helfen, nicht einer sehr 
präzisen Information über die Möglichkeiten und 
Grenzen der Transplantationsmedizin? 

Der unter der Schirmherrschaft von Frau Bundesmini- 
sterin Professor Dr. Lehr stehende Arbeitskreis Organ- 
spende in 6078 Neu-Isenburg gibt umfangreiches In- 
formationsmaterial heraus. Er stellt Filme und Ausstel- 
lungseinheiten zur Verfügung, er verteilt kostenlos 
Faltblätter und Schriften, u. a. die Broschüren „Ant- 
worten auf Fragen“ und die neugedruckte 84seitige 
Schrift „Ethik und Organtransplantation“ mit meh- 
reren Beiträgen zu einer aktuellen Diskussion, medizi- 
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nische, juristische und ethische Probleme betreffend, 
einschließlich einer Darstellung der Kriterien und Dia- 
gnostik des Hirntodes. Die Intormationen werden ge- 
fördert mit Mitteln der Bundeszentrale für gesundheit- 
liche Aufklärung in 5000 Köln, im Auftrag des Bundes- 
ministeriums für Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit. 


8. Der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der 
Transplantationzentren vertritt die Ansicht, daß 
eine Organspende „höher bewertet werden muß 
als die Unversehrtheit der Leiche" (in: Organ- 
spende bewahrt Leben, S. 3). 

Teilt die Bundesregierung diese Ansicht? Wenn 
nein, welche Bedenken äußert sie dagegen? 

Auf die Antworten zu den Fragen 4 und 5 wird ver- 
wiesen. 


9. Teilt die Bundesregierung weiterhin die Auffas- 
sung, daß „das Verweigern der Organspende ein 
Vorenthalten menschlicher Hilfeleistung ist" (eb- 
da.)? Wenn nein, welche Bedenken erhebt sie da- 
gegen? Wenn ja, welche Konsequenzen hat diese 
Auffassung in bezug auf das Selbstbestimmungs- 
recht Lebender über ihren Tod bzw. in bezug auf 
das Totensorgerecht von Angehörigen? 

Die Bundesregierung fördert die Organtransplantation, 
indem sie sich mit der Bitte um Organspenden an die 
Bevölkerung wendet. In der Bitte um Spenden liegt 
auch die Respektierung der Entscheidung desjenigen, 
der sich aus welchen Gründen auch immer nicht zu 
einer Spende entschließen kann. Im übrigen wird auch 
auf die Antwort zu VIII/20. Bezug genommen. 


10. Teilt die Bundesregierung unsere Befürchtung, 
daß Angehörige, die eine Organspende verwei- 
gern, unter öffentlichen Druck geraten könnten 
und sich moralisch zu rechtfertigen haben (vgl. 
Stern vom 6. April 1989, S. 38 ff.), wenn eine Or- 
ganspende zunehmend gleichgesetzt wird mit 
„Nächstenliebe" und „Lebensrettung"? 

Die Bundesregierung teilt die Befürchtung nicht. Auf 
die Beantwortung der vorhergehenden Frage wird ver- 
wiesen. 


11. Wird den zitierten Auffassungen zufolge nicht 
einer Sozialpfhchtigkeit des Leichnams das Wort 
geredet, die eine Organspende faktisch zu einer 
Organspendepflicht umdefiniert? Wenn ja, steht 
zu befürchten, daß die Verweigerung einer 
Organspende als „unterlassene Hilfeleistung" kri- 
minalisiert werden könnte? 

Eine Organspendepflicht schließen sowohl das Prinzip 
der Zustimmung wie das des Widerspruchs aus. Im 
übrigen wird auf die Antwort zu Frage 9 verwiesen. 


12. Andere ethische Probleme ergeben sich aus der 
beabsichtigten Produktion von Organspenden 
durch betroffene Famihenangehörige. DER SPIE- 
GEL berichtet von der Tochter eines Nierenkran- 


ken, die sich mit dem Sperma ihres Vaters künst- 
lich befruchten lassen und den Fötus nach einigen 
Monaten abtreiben wollte, um die Nieren des Fö- 
tus dem erkrankten Vater zu spenden (Nr. 52/ 
1987, S. 162). Die TAZ berichtet über ein Ehepaar 
aus dem oberitalienischen Cremona, die ihr zwei- 
tes Kind mit dem erklärten Ziel bekamen, „ihrem 
an Leukämie erkrankten ersten Kind Knochen- 
mark vom zweiten zu übertragen" (14. Juh 1989). 
Die Verzweiflung Betroffener mag den Schluß zu- 
lassen, daß „das schlimmste denkbare ethische 
Übel" nicht zu verhindern sein könnte, „die Er- 
zeugung menschhchen Lebens" im Dienste der 
Transplantationsmedizin (DER SPIEGEL Nr. 52/ 
1987, S. 162). 

Sieht die Bundesregierung mit uns die Gefahr, daß 
ein fehlendes Transplantationsgesetz schließhch 
auch die Mißbrauchsmöglichkeiten als der Trans- 
plantationsmedizin äußerlich bleibende Probleme 
erscheinen läßt? 

Die Bundesregierung sieht diese Gefahr nicht. Bei den 
geschilderten Beispielen handelt es sich um Aus- 
nahmefälle, die ggf. auch strafrechtlich zu würdigen 
sind. 


13. Das Grundrecht der Menschenwürde sei durch die 
Explantation von Organen nicht berührt, führt die 
Studie des Wissenschafthchen Dienstes des Deut- 
schen Bundestages aus (S. 22). Grenzen seien dort 
zu ziehen, wo Art und Ausmaß der Organentnah- 
me den Verdacht einer „Ausschlachtung" auf- 
kommen ließen. 

Sieht die Bundesregierimg die bereits übUche 
Praxis der Multiorganentnahme von dieser Grenz- 
ziehung prinzipiell berührt? Wenn nein, welche 
Voraussetzungen und Bedingungen müssen gege- 
ben sein, um den Tatbestand einer „Ausschlach- 
tung" zu erfüllen, z. B. eine nicht erteilte Informa- 
tion über die beabsichtigte Multiorgan entnähme, 
eine Multiorganentnahme ohne ausdrückhche 
Einwilligung, eine nicht vorgenommene Reini- 
gung des multiexplantierten Patienten von opera- 
tiven Maßnahmen etc.? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß eine 
Multi- Organentnahme mit einer „Ausschlachtung" zu 
vergleichen ist. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu VI/6. Bezug ge- 
nommen. 


14. Wird das Grundrecht auf Menschenwürde da- 
durch verletzt, daß Angehörige in der Situation 
der Befragung vor die Alternative gestellt werden, 
mit einer Organspende einem anderen Menschen 
„zu helfen" oder sich auf ein wahrscheinlich 
schwerstbehindertes Famihenmitglied einzustel- 
len haben? Wenn nein, wie bewertet die Bundes- 
regierung ^esen Vorgang unter ethischer Frage- 
stellung? 

Die Alternative „Organspende oder schwerstbehinder- 
tes Familienmitglied" stellt sich nicht, da nur nach 
Feststellung des Hirntodes eine Organentnahme 
durchgeführt wird. 


15. In der Diskussion um Xeno-Transplantationen, als 
der Verwendung nicht-menschhcher Organe 
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(„Baby Fae“), mahnten bim desdeutsche Medizi- 
ner öffentlich, diese Methode der Verpflanzung 
„nicht voreihg abzulehnen". Eine solche Maßnah- 
me bilde durchaus „einen begrüßenswerten Heil- 
versuch", der bereits „heute schon zu rechtferti- 
gen" sei (FR vom 24. November 1984). 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
Xeno-Transplantationen ein? 

Eine erfolgreiche Transplantation eines Organs tieri- 
scher Herkunft auf den Menschen erscheint nach Mei- 
nung von Grundlagenforschem und Ärzten für die Zu- 
kunft nicht ausgeschlossen. Ob eine solche Übertra- 
gung bereits heute bei offensichthch sehr geringen und 
höchstens kurzfristigen Erfolgschancen im Einzelfall 
gerechtfertigt wäre, kann nur individuell entschieden 
werden. 

In einzelnen Indikationsgebieten, beispielsweise Herz- 
klappen vom Schwein, sind bereits heute Xenotrans- 
plantationen anerkannte und erfolgreiche Therapiefor- 
men. Die Verwendung von Xenotransplantaten muß 
daher unter Berücksichtigen aller Aspekte sorgfältig 
geprüft werden. 


16. Wie häufig wurden bislang - in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, in Europa, in den USA - Xeno- 
Transplantationen vorgenommen, mit welchem 
Erfolg? 

Die Bundesregiemng hat hierüber keine Information. 
Nach Auskunft von Ärzten wurden Xenotransplanta- 
tionen (etwa von Herz, Leber, Nieren) in der Bundes- 
republik Deutschland bislang nicht durchgeführt. 


17. Fördert bzw. unterstützt die Bundesregierung ent- 
sprechende experimentelle Forschungen in der 
Bundesrepubhk Deutschland, wenn ja, welche 
Projekte in welcher Höhe? 

Die Bundesregierung fördert im Programm „Forschung 
und Entwicklung im Dienste der Gesundheit" experi- 
mentelle Forschungen in einem Vorhabenverbund 
„Bioartifizielles Pankreas" mit dem Ziel, die biologi- 
sche Insulinsekretion und Responsefunktion von 
lebenden Langerhansschen Inselzellen in einer künst- 
hchen Bauchspeicheldrüse einzusetzen. Die Nichtver- 
fügbarkeit einer ausreichenden Zahl humaner Inselzel- 


len (Spendeorgan) bedingt den Einsatz von Inselzellen 
tierischer Herkunft. Die Immunantwort des Empfän- 
gers soll durch eine geeignete Verkapselung vermie- 
den werden. Die Vorhaben an der Universität Gießen, 
Universität Tübingen, Universität Freiburg, der Uni- 
versität Mainz, dem Textilinstitut Denkendorf und dem 
Fraunhofer-Institut IGB Stuttgart wurden im Zeitraum 
1987 bis 1989 mit insgesamt 3411 688 DM gefördert. 


Mainz 444 332 

Gießen 1 068 570 

Freiburg 395 436 

Denkendorf 644 350 

Stuttgart/Tübingen 859 000 


3 411 688 


18. Welche Organe von welchen Tieren werden für 
Xeno-Transplantationen verwendet bzw. soUen 
zur Verwendung gebracht werden? 

Nach Auskunft der Arbeitsgemeinschaft Organtrans- 
plantation sind für Xenotransplantationen vor allem 
die Nieren, Inselzellen und die Leber geeignet. Hinge- 
gen ist die Verwendung von Herzen eher kritisch zu 
sehen. Als Spender wären Primaten optimal geeignet. 
Aus verschiedenen Gründen (Größe, wenig übertrag- 
bare Krankheiten, schnelles Wachstum) sind jedoch 
Schwein und Schaf vorzuziehen. 


19. Fördert bzw. unterstützt die Bundesregierung ex- 
perimentelle Forschungen über die Verwendung 
künstlicher Organe, z.B. dem Kunstherz? Wenn 
nein, welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
zu diesem Zweig der Transplantationsmedizin 
ein? Wenn ja, welche Hoffnungen verbindet sie 
hiermit? 


Auch künstlicher Organersatz, z.B. Dialyse, ist eine 
lebenserhaltende Terapie. Nur dadurch ist es möglich, 
z. B. terminal niereninsuffizienten Patienten das Über- 
leben bis zur Transplantation zu ermöglichen. Grund- 
sätzlich hält die Bundesregierung die Entwicklung von 
Therapien für förderungswürdig, die ein Überleben 
des Patienten bei Versagen anderer Organe ermög- 
lichen. Sie fördert jedoch im Programm „Forschung 
und Entwicklung im Dienste der Gesundheit" z. Z. 
keine Forschungen zum Thema Kunstherz, da diesem 
Thema im Vergleich zu anderen wichtigen For- 
schungsansätzen in der Medizin keine Priorität zuge- 
ordnet wird. 
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